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Betr.: Entwurf eines Bundesgesetzes über die 
Erlangung studienrichtungsbezogener Studien­
berechtigungeni 
Aussendung zur Begutachtung 

Das Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung über­

mittelt in der Anlage den Entwurf eines Bundesgesetzes über 

die Erlangung studienrichtungsbezogener Studienberechtigungen 

an Universitäten und künstlerischen Hochschulen mit dem Er­

suchen um Stellungnahme bis längstens 15. Februar 1984. 

Im Sinn der Entschließung des Nationalrates aus Anlaß des Ge­

schäftsordnungsgesetzes 1961, BGBl. Nr. 178/1961, wird er­

sucht, dem Präsidium des Nationalrates 25 Ausfertigungen der 

Stellungnahme zuzuleiten und das Bundesministerium für Wis­

senschaft und Forschung hievon in Kenntnis zu setzen. 

3 Anlagen Wien, am 25. November 1983 

Der Bundesminister: 

Dr. Fischer 
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V ORBLATT 

Problem: 

Neben der Berufsr ifeprüfung, die noch auf einer gesetzesvertretenden Verordnung aus 

dem Jahr 1945 bas ert, wird seit 1978/79, befristet mit Ende des Studienjahres 1984/85, 

die Studienberech igungsprüfung erprobt. Sie ist mit universitären Vorbereitungslehr­

gängen verbunden. Das Bundesgesetz über die Vorbereitungslehrgänge für die Studien­

berechtigungsprüf ng wollte in einigen wesentlichen Punkten, die als ausschlaggebend für 

die geringe Effekt vität der Berufsreifeprüfung angesehen wurden ( Zulassungsverfahren, 

Prüfungsvorbereit ng und -anforderungen), ein alternatives Modell anbieten. Die bisherige 

Realisierung von orbereitungslehrgängen für die Studienberechtigungsprüfung hat gezeigt, 

daß dieses Modell war in einigen Belangen der Berufsreifeprüfung überlegen ist, diese 

aber weder in fac licher noch in regionaler Hinsicht vollständig ersetzen könnte. Eine 

gesetzliche Neure elung scheint sowohl wegen der Reformbedürftigkeit der Berufsreife­

prüfung als auch i Hinblick auf die Befristung des Bundesgesetzes über die Vorberei-

tungslehrgänge er orderlieh. 

Problemlösung: 

Der vorliegende E twurf versucht, den direkten Zugang von Personen ohne Reifeprüfung 

zu ordentlichen U iversitäts- und Hochschulstudien nach dem Modell der Berufsreifeprü­

fung n�u zu gestal en, dabei jedoch die Vorteile der Studienberechtigungsprüfung einzu­

beziehen und not endige Ergänzungen vozunehmen. Folgende wesentliche Ziele werden 

verfolgt: 

ntscheidung soll aufgrund eines kommissionellen Gutachtens an der 

Universität ge roffen werden. 

Die Form der rüfungsvorbereitung soll vom Kandidaten selbst bestimmt werden, 

wobei Angebot der Universitäten, aber auch außeruniversitärer Einrichtungen wahr­

genommen we den können. 

Die (neue) Stu ienberechtigungsprüfung ist fachlich stark auf das künftige Studium 

ausgerichtet; s weit Prüfungsfächer pflichtig sind, ist der Prüfungsstoff definiert. 

Gleichwertige anderwärts abgelegte Prüfungen sollen für die Studienberechtigungs­

prüfung anerk nnt werden können. 

Rechtsschutz, Organisation und Verwaltung sollen dem diesbezüglichen Standard der 

Uni versitäten ntsprechen. 

Alternativen: 

Eine Gesamtalter ative besteht nicht, da die Verordnung über die Berufsreifeprüfung 

jedenfalls neu gef ßt werden muß. Detailalternativen ergeben sich aus dem Vergleich mit 

den beiden besteh nden Einrichtungen, der in den Erläuterungen mehrfach gezogen ist. 

Kosten: 

Kein vermehrter achaufwand. Einzelne Planstellen für die Universitätsdirektionen wer­

den möglicherwei e erforderlich sein. 

38/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 5 von 83

www.parlament.gv.at



.. 

BMWF -GZ 234.000/130-8/83, Beilage 2 

EN T WU R F 

........ ;"./. "":. 

r 
Bundesgesetz' v.am .•••.••.•.•••...••..••.• 

über die Erlangung studienrichtungsbezogener Studienberechtigungen 

an Universitäten und künstlerischen Hochschulen 

(Studienberechtigungsgesetz - StudBerG) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

I. ABSCHNITT 

Einrichtung und Organisation 

Zuständigkeit der Studienberechtigungskommissionen 
, 

§ 1. (1) Personen ohne Hochschulreife können nach Maßgabe dieses Bundesgesetzes 

die Berechtigung zum Besuch einer Universität oder künstlerischen Hochschule als 

ordentliche Hörer erlangen. Oie Durchführung des Verfahrens zur Erlangung studien­

richtungsbezogener Studienberechtigungen obliegt Studienberechtigungskommissionen, 

die an den Universitäten einzurichten sind. Ihre fachliche Zuständigkeit erstreckt sich 

auf die an der jeweiligen Universität eingerichteten Studienrichtungen. 

(2) Wegen der geringen Zahl von Bewerbern oder aus Gründen einer sparsamen Ver­

waltung kann der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung auf Antrag oder nach 

Anhörung der obersten Kollegialorgane der betroffenen Universitäten durch Verord­

nung festlegen, daß sich die fachliche -Zuständigkeit der Studienberechtigungskom­

mission 

1. der Universität Wien auch auf die an der Veterinärmedizin ischen Universität Wien 

oder der Wirtschaftsuniversität Wien eingerichteten Studienrichtungenj 

2. der Universität Graz auch auf di� an der Technischen Universität Graz oder der 

Montanuniversität Leoben eingerichteten Studienrichtungen; 

3. der Technischen Universität Wien auch auf die an der Universität für Bodenkultur 

Wien eingerichteten Studienrichtungen; 

4. der Technischen Universität Graz auch auf die an der Montanuniversität Leoben 

eingerichteten Studienrichtungen 

erstreckt. 

(3) Für jene Studien an künstlerischen Hochschulen, welche die Reifeprüfung einer 

höheren Schule voraussetzen, ist durch Verordnung des Bundesministers für Wissen­

schaft und Forschung nach Maßgabe der örtlichen und fachlichen Nähe festzustellen, 

welche Studienberechtigungskommission zuständig ist. 
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Zuss mensetzung der Studienbereehtigungskommission 

§ 2. (1) Der Studienbereehtigungskommission gehören an 

1. von jeder zu ihre Wirkungsbereich zählenden Fakultät (Universität) ein Universi-

tätsprofessg"r ode Universitätsdozent und von jeder zum Wirkungsbereich zählen­

den künstlerische Hochschule ein Hochschulprofessor oder Hochschuldozent; 

2. ein weiteres Mitg ied, welches das Studium der Pädagogik oder der Psychologie 
I 

absolviert hat un in einem Dienstverhältnis zum Bund steht; 

3. ein Vertreter der zuständigen Kammer der gewerblichen Wirtschaft; 

4. ein Vertreter der zuständigen Arbeiterkammer; 

S. nach Maßgabe de Wirkungsbereiches der Studienberechtigungskommission ein Ver­

treter der zustän igen Hochschülerschaft oder der bsterreichischen Hochschüler­

schaft. 

(2) Die Mitglieder �er Studienberechtigungskommission sind vom Bundesminister tür 

Wissenschaft und Fo�schung für die Dauer von vier Studienjahren zu bestellen. Wieder­

bestellungen sind zulfissig. Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu bestellen, das 

im Fall der vorül:!erg$henden Verhinderung eintritt. 

(3) Für die Bestelh.jng der Universitäts-(Hochschul-)professoren ·und -dozenten sind 

Vorschläge der zustäl1digen akademischen Behörden einzuholen. Die Bestellung des 

Mitgliedes mit absol*iertem Studium der Pädagogik oder Psychologie erfolgt auf Vor-
I 

schlag des obersten IOllegialorganes der Universität, die Bestellung der übrigen Mit-

glieder auf Vorschla der jeweiligen Interessenvertretung. 

(4) Scheidet ein Mi
,
tglied oder Ersatzmitglied vorzeitig aus, so ist ein neues zu be-

. 
stellen. Scheidet ein IMitglied gemäß Abs. 1 Z. 1 bis 4 in der zweiten Hälfte der Funk�< 

tionsperiode der StU<'ienberechtigungskommission aus, so ist die Neubestellung für den 

Rest der laufenden uind für die nächste Funktionsperiode vorzunehmen. 

Gese äftsführung der Studienberechtigungskommission 

§ 3. (l) Die Studie berechtigungskommission wählt bei Anwesenheit von mindestens 

zwei Dritteln ihrer itglieder mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stim­

men einen Vorsitzen en und einen stellvertretenden Vorsitzenden. Wählbar sind die 

Mitglieder gemäß § Abs. 1 Z. 1 und 2. 
(2) Wurde ein Mit lied gemäß § 2 Abs. 1 Z. 1 zum Vorsitzenden gewählt, so ist eine 

Nachbestellung vorz nehmen. Bei Wahl des Mitgliedes gemäß § 2 Abs. 1 Z. 2 zum 

Vorsitzenden kann a f Antrag oder nach Anhörung der Studienberechtigungskommis­

sion in gleicher Wei e vorgegangen werden. 

(3) Die Studienber chtigungskommission ist von ihrem Vorsitzenden wenigstens einmal 
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in jedem Studienjahr einzuberufen. Sie ist ferner einzuberufen, wenn dies wenPgstens 

ein Viertel der Mitglieder schriftlich unter gleichzeitiger Vorlage eines Vorschlages 

zur Tagesordnung verlangen. 

(4) Für Beschlüsse der Studienberechtigungskommission ist unbeschadet des Abs. 1 

die Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder erforderlich. Unbeschadet 

des Abs. 7 gilt ein Antrag als angenommen, wenn die Mehrheit der anwesenden Mitglieder 

dafür gestimmt hat. 

(5) Die Anhörung von Auskunftspersonen oder Fachleuten zu einzelnen Beratungs­

gegenständen ist zulässig. 

(6) Dem Vorsitzenden obliegt die Vertretung der Studienberechtigungskommission 

nach außen, die Leitung ihrer Sitzungen, die Führung der laufenden Geschäfte sowie 

die Erledigung dringender Angelegenheiten. Er entscheidet gemäß § 6 übe� die Zula�­

sung zur Studienberechtigungsprüfung. 

(7) Die Studienberechtigung?kommission hat mit Zweidrittelmehrheit eine Geschäfts­

ordnung zu beschließen, in der die Geschäftsführung der Studienberechtigungskommis­

sion und der Zulassungskommissionen, insbesondere di� Einberufung und der Ablauf von. 

Sitzungen und die Befugnisse des Vorsitzenden näher zu regeln sind. Bei Bedarf können 

Richtlinien über die A.nberaumung von Prüfungs terminen aufgenommen werden. Die 

Geschäftsordnung bedarf der Genehmigung des Bundesministers für Wissenschaft und 

Forschung und ist sodann an den zum Wirkungsbereich der Studienberechtigungskom-
� 

mission zählenden Universitäten und künstlerischen Hochschulen amtlich kundzumachen. 

(8) Über jede Sitzung der Studienberechtigungskommission ist ein Protokoll anzu­

fertigen, das außer Ort, Zeit, Teilnehmern und Tagesordnung zurründest die Anträge 

und Beschlüsse zu enthalten hat. Es ist den Mitgliedern der Studienberechtigungskom­

mission und der Zulassungskommissionen zur Verfügung zu stellen. Eine Abschrift ist 

spätestens einen Monat nach der Sitzung dem Bundesministerium für Wissenschaft und 

Forschung zu übermitteln. 

Zulassungskommissionen 

§ 4. (1) Das Vorliegen der Zulassungsvoraussetzungen gemäß § 5 Abs. 1 Z. 4, Abs. 2 

und 4 wird von Zulassungskommissionen beurteilt. Sie bestehen aus dem Vorsitzenden 

und den in § 2 Abs. 1 Z. 2 bis 5 genannten Mitgliedern der Studienberechtigungskom­

mission sowie jenem Mitglied gemäß § 2 Abs.l Z. 1, das nach der vom Bewerber ge­

wählten (ersten) Studienrichtung in Betracht kommt, als Referent. 

(2) Sofern es sich um die Zulassung zum Studium an einer theologischen Fakultät 

handelt, gehört der Zulassungskommission anstelle des Vertreters der zuständigen 

• 
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Kammer der gewerbrcllen Wirtschaft ein Vertreter der zuständigen kirchlichen Behörde 

an. 

(3) Bei entsprechen großer Zahl von Bewerbern kann auf Antrag oder nach Anhörung 

der Studienberechtig ngskommission für einen Teil der Zulassungskommissionen ein 

anderer als der der S udienberechtigungskommission angehörende Absolvent der Päda­

gogik oder Psycholog e, Vertreter der Kammer der gewerblichen Wirtschaft, der .�rbei­

terkammer oder der ochschülerschaft als Mitglied bestellt werden. 

(4) Auf Bestellunge gemäß Abs. 2 und 3 ist § 2 Abs. 2 bis 4 sinngemäß anzuwenden. 

(5) Den Vorsitz in er Zulassungskommission führt der Vorsitzende der Studienbe­

rechtigungskommissi n. Im Hinblick auf eine entsprechend große Zahl von Bewerbern 

kann die Geschäftsor nung der Studienberechtigungskommission die ständige Vorsitz­

führung bestimmter ulassungskommissionen dem stellvertretenden Vorsitzenden der 

Studienberechtigung kommission zuweisen. § 3 Abs. 4 ist sinngemäß anzuwenden, doch 
i 

stimmt der Vorsitze1de nicht mit. § 3 Abs. 5 ist anzuwenden. 

I I. ABSCHNITT 

• Zulassung zur Studienberechtigungsprüfung 

, j Zulassungsvoraussetzungen 

§ 5. (1) Zur Studie berechtigungsprüfung ist auf seinen schriftlichen Antrag hin zu­

zulassen, wer 
I 

1. ein bestimmtes otdentliches Universitäts- oder Hochschulstudium durchführen will, 

das die Reifeprüflung zur Voraussetzung hat, und die Hochschulreife nicht besitzt; 

2. das 24. Lebensjat"jr vollendet hat; 

3. die österreichisc e Staatsbürgerschaft besitzt und 

4. eine eindeutig üb r die Erfüllung der Schulpflicht hinausgehende erfolgreiche be­

ruftiche oder auß rberufliche Vorbildung für die �ngestrebte (erste) Studienrichtung 

nachweist. Bewe ber ohne österreichische Staatsbürgerschaft müssen außerdem die 

deutsche Sprach in jenem Ausmaß beherrschen, das von einem Ausländer für die 

Aufnahme als or entlicher Hörer verlangt wird. 

(2) Osterreichisch Staatsbürger, die das 20. Lebensjahr vollendet haben und die 

Voraussetzung g-amä Abs. 1 Z. 4 in überdurchschnittlichem Maß erfüllen, sind zuzu­

lassen, wenn sie min este� fünf Jahre lang voll berufstätig waren. Als volle Berufs­

tätigkeit gelten auc die Berufstätigkeit in Verbindung mit dem Besuch der Berufs­

schule oder die Führung des Haushalts ln Verbindung mit der Erziehung von Kindern 

oderde1P-flege kra ker oder behinderter Familienangehöriger. 
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(3) Bewerber, welche die österreich ische Staatsbürgerschaft nicht besitzen und auch 

nicht durch Bundesgesetz oder internationales Abkommen österreichischen Staatsbür­

gern hinsichtlich der Erlangung eines Studienplatzes gleichgestellt sind, haben nach­

zuweisen, daß sie an einer für ihre Studienrichtung(en) zuständigen Universität (künst­

lerischen Hochschule) nach erfolgreicher Ablegung der Studienberechtigungsprüfung im 

Rahmen der verfügbaren Plätze Aufnahme finden werden. 

(4) Bewerber, die sich der Studienberechtigungsprüfung für dieselbe Studienrichtung 

schon einmal ohne Erfolg unterzogen haben, müssen der Zulassungskommission über­

dies jene geänderten Umstände glaubhaft machen, die nunmehr eine erfolgreiche Ab­

legung der Studienberechtigungsprüfung erwarten lassen. 

Zulassungsverfahren 

§ 6. (1) Der Antrag auf Zulassung zur Studienberechtigungsprüfung mit den erforder­

lichen Nachweisen ist bei der Universitätsdirektion einzubringen. Hinsichtlich der 

Vorbildung (§ 5 Abs. 1 Z. 4) sind ein Lebenslauf mit entsprechenden Ausführungen und 

jene Zeugnisse, Gutachten und sonstigen Nachweise vorzulegen, die nach Meinung des 

Bewerb.ers seine über die Erfüllung der Schulpflicht hinausgehende Vorbildung belegen. 

Darüberhinaus hat der Bewerber schriftlich zu erklären, ob er die Hochschulreife erlangt 

oder eine Studienberechtigungsprüfung erfolglos abzulegen versucht hat. 

(2) Der Vorsitzende der Studienberechtigungskommission hat den Antrag abzuweisen, 

wenn der Bewerber die Hochschulrei fe besitzt, das Mindestalter noch nicht erreicht 

hat oder keinen Studienplatz nachweist (§ 5 Abs. 3). In allen übrigen Fällen ist der 

Antrag dem zuständigen Referenten zuzuweisen. 

(3) Vor Beschlußfassung der Zulassungskommission ist mit dem Bewerber anhand der 

vorliegenden Unterlagen über seine Vorbildung zu sprechen. Das Gespräch, an dem 

seitens der Kommission jedenfalls der Referent und ein Mitglied mit absolviertem 

Studium der Pädagogik oder Psychologie teilzunehmen haben, hat erforderlichenfalls 

auch der Information des Bewerbers über Weiterbildungsmöglichkeiten außerhalb des 

von ihm angestrebten ordentlichen Studiums zu dienen. Geben die vom Bewerber vorgeleg­

ten Unterlagen und das Gespräch keinen hinreichenden Aufschluß über den Stand der 

Vorbildung, so hat der Vorsitzende der Studienberechtigungskommission den Bewerber 

einem fachzuständigen Universitäts- (Hochschul-Hehrer mit dessen Zustimmung zur 

Erstattung eines Fachgutachtens zuzuweisen. 

(4) Oie Studienberechtigungskommission kann in die Geschäftsordnung Richtlinien 

aufnehmen, nach denen Bewerber, die bestimmte Nachweise über die Vorbildung er­

bringen und die Voraussetzungen von § 5 Abs. 1 Z. 1 bis 3 erfüllen, vom Vorsitzenden 

der Studienberechtigungskommission auf Antrag des Referenten zugelassen werden 

können. 
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(5) Bei der Zulassun eines Bewerbers zur Studienberechtigungsprüfung hat der Vor­

sitzende der Studienb rechtigungskommission die Prüfungs fächer der Studienberech­

tigungsprüfung ( §  8) f stzustellen. 

Folgen der Zulassung 

§ 1. Kandidaten de Studienberechtigungsprüfung erfüllen die fachlichen Voraus­

setzungen für die Au nahme als außerordentliche Hörer. 

III. ABSCHNITT 

Studienberechtigungsprüfung 

Prüfungsfächer 

§ 8. (1) Die Studienperechtigungsprüfung umfaßt folgende Fächer: 

1. Zeitgeschichte b�terreichs; 

2. nach Maßgabe deI1 vom Bewerber gewählten (ersten) Studienrichtung 

a) für theologisclne Studienrichtungen, ausgenommen die philosophische Studien­

richtung an kaitholisch - theologischen Fakultäten: 

Theologische CGrundlagen; 
• I 

b) für die philosophische Studienrichtung an katholisch - theologischen Fakultäten, 

die Studienric tungen Philosophie, Pädagogik, Psychologie sowie Philosophie, 

Pädagogik un Psychologie (Lehramt an höheren Schulen): 

Philosophisch Grundlagen; 

c) für die Studiemrichtung Übersetzer- und Dolmetscherausbildung: 

die gewählte €trste Fremdsprache; 

d) für die Studie rrchtung Sprachwissenschaft oder eine philologische und kultur­

kundliche Stu ienrichtung, sofern sie nicht der Mutter- oder Bildungssprache 

des Kandidaten entspricht: 

die (eine) eins hlägige Fremdsprache; 

e) für die Studie richtungen Medizin, Veterinärmedizin, Biologie, Biologie und 

Erdwissensch ften (Lehramt an höheren Schulen), Biologie und Warenlehre (Lehr­

amt an höher n Schulen), Pharmazie, Haushalts- und Ernährungswissenschaften 

sowie Sportwi senschaften und Leibeserziehung: 

Biologisch- u weltkundliche Grundlagen; 

f) für sozial- un wirtschaftswissenschaftliche Studienrichtungen, für die in lit. e 

nicht genannt n naturwissenschaftlichen Studienrichtungen, für technische und 

montanistisc e Studienrichtungen sowie für die Studienrichtungen der Boden­

kultur: 

Mathematik; , 
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g) für die übrigen Studienrichtungen: j 

Geschichte und Sozialkunde. 

3. zwei weitere Fächer nach Wahl des Kandidaten aus dem Bereich des angestrebten 
" 

Studiums, seiner fachlichen Voraussetzungen oder der dem Studium entsprechenden 

beruflichen Tätigkeitsfelder. 

(2) Für Studienversuche hat der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung unter 

Bedachtnahme auf die vorgeschriebenen Lehr- und Prüfungsfächer eines der unter 

Abs. 1 Z. 2 angeführten Fächer als Teil der Studienberechtigungsprüfung festzustellen. 

Die zuständigen akademischen Behörden sind vor Erlassung der Verordnung zu hören. 

(3) Der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung kann auf Antrag oder nach 

Anhörung der zuständigen akademischen Behörden im Hinblick auf Vorkenntnisse oder 

Fertigkeiten, die für Lehr- und Prüfungsfächer einer Studienrichtung unabdingbar sind, 

durch Verordnung ein Fach oder zwei Fächer anstelle der Wahl fächer gemäß Abs. 1 ' 

Z. 3 verbindlich vorsehre iben. 

(4) Bei Studien, welche aus der Kombination zweier Studienrichtungen bestehen, ist 

für die Bestimmung des Prüfungsfaches gemäß Abs. 1 Z. 2 die erste Studienricht,:-,ng 

maßgeblich. Bei der Bestimmung der zwei weiteren Fächer ist zunächst Abs. 1 Z. 2 für 

die zweite Studienrichtung und dann Abs. 3 hinsichtU,ch beider Studienrichtungen zu 

berücksichtigen. . 

(5) Eine lebende Fremdsprache, die nicht Mutter- oder Bildungssprache des Bewer­

bers ist, zählt gemäß Abs. 1 Z. 3 zu den fachlichen Voraussetzungen jedes Studiyms. 

Prüfer 

§ 9 .  (1) Als Prüfer kommen alle Universitäts- und Hochschullehrer in Betracht, die 

eine fachlich ganz oder teilweise einschlägige, rechtlich nicht nach Semestern befri­

stete Lehr- oder Unterrichtsbefugnis besitzen, oder deren nach Semestern befristete 

Lehr- oder Unterrichtsbefugnis tatsächlich seit mindestens zwei Studienjahren un­

unterbrochen besteht. 

(2) Für das Fach "Zeitgeschichte Österreichs", für die im Wirkungsbereich der Studien­

berechtigungskommission anfallenden Pflichtfächer gemäß § 8 Abs. 1 Z. 2 und Abs. 3 
sowie für die gemäß § 8 Abs. 5 gewählten lebenden Fremdsprachen ist von der Studienbe­

rechtigungskommission eine Prüferliste zu führen. 

(3) Die Prüferliste ist auf Grund der Meldungen der zuständigen akademischen Be­

hörden aller zum Wirkungsbereich der Studienberechtigungskommission zählenden 

Universitäten und 
�
künstlerischen Hochschulen zu erstellen. Die zuständigen akade­

mischen Behörden haben dafür zu sorgen, daß für jedes Fach eine zur Bewältigung der 
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anfallenden Prüfunge hinreichende Zahl von Prüfern, zumindest jedoch zwei Prüfer je 

Fach zur Verfügung s ehen. Bei Bedarf kann der Bundesminister für Wissenschaft und 

Forschung auch Prüfer von nicht zum Wirkungsbereich der Studienberechtigungskommis­

sion zählenden Unive sitäten oder künstlerischen Hochschulen bestellen. 

(4) Für ein Fach, a f das Abs. 2 nicht anzuwenden ist, hat der Kandidat in der Regel 

selbst einen gemäß A s. 1 in Betracht kommenden Prüfer zu wählen und dem Vor­

sitzenden der Studien erechtigungskommission bekanntzugeben. Auf Antrag des Kandi­

daten hat ihn der Vor itzende der Studienberechtigungskommission einem fachzustän­

digen Prüfer mit dessen Zustimmung zuzuweisen. 

Prüfungsanforderungen und -methoden 

§ 10. Cl) 1m Prüfun sfach "Zeitgeschichte Österreichs" ist zunächst ein Thema aus 

den Bereichen Arbeitl, Wirtschaft, Technik, Kultur oder Gesellschaft mit Bezug zum, 

bisherigen Beruf odeci zum angestrebten Studium zu stellen. Der Kandidat hat hiezu 

binnen eines Monats ,ine kurze schriftliche Arbeit anzufertigen, die insbesondere seine 

Fähigkeit dartun soll, Informatior.len (dokumentarisches oder literarisches Material) im 

Rahmen eines eigeneh gedanklichen Konzepts zu verarbeiten und ohne schwerwiegende 

grammatikalische, ol1thographische oder stilistische Mängel darzu;;tellen. Ausgehend 

von der schriftlichen Arbeit ist ein Prüfungsgespräch zu führen, in dem der Kandidat 

seine Vertrautheit m t den Grundzügen der Geschichte der Republik Österreich, mit 

den gegenwärtigen S rukturen Österreichs und seiner Stellung in der Welt nachzuweisen 

hat. 

(2) Die Anforderun en in den gemäß § 8 Abs. 1 Z. 2 und Abs. 3 vorgeschriebenen 

Fächern sind vom Bu desminister für Wissenschaft und Forschung nach Anhörung der 

zuständigen akademipchen Behörden, tunlichst für Gruppen von Studienrichtungen mit 

ähnlichen fachlichen Voraussetzungen, durch Verordnung näher zu bestirpmen. Hiebei 

ist auf jene Kenntnis e und Fertigkeiten abzustellen, die in den Prüfungsfächern des 

angestrebten Studiu s, insbesondere in den Lehrveranstaltungen für Studienanfänger, 

vorausgesetzt werde • Bei lebenden Fremdsprachen haben sich die Anforderungen an 

der ersten Leistungs tufe der Universitäts- Sprachprüfung zu orientieren, bei toten 

Sprachen ist jenes A smaß der Sprachbeherrschung zu fordern, das von Absolventen 

höherer Schulen in v rgleichbaren Sprachen üblicherweise erreicht wird. 

(3) In einer lebend n Fremdsprache, die der Kandidat gewählt hat (§ 8 Abs. 5), muß 

er die Fähigkeit nac weisen, alltagsprachliche und einfache fachliche Texte mit Ver­

ständnis lesen und mit Hilfe eines Wörterbuches in die deutsche Sprache übersetzen zu 

können. 

(4) Prüfungen aus ewählten lebenden Fremdsprachen (§ 8 Abs. 5) sind schriftlich, 

sonstige Fremdspra henprüfungen und Prüfungen aus Mathematik schri ftlich und münd-

• I 

38/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 13 von 83

www.parlament.gv.at



- 9 -

lieh, die Prüfungen aus den übrigen in § 8 Abs. 1 Z. 2 angeführten Fächern mündlich ,_'-­

durchzuführen. Für die übrigen gemäß § 8 Abs. 3 durch Verordnung des Bundesmini­

sters für Wissenschaft und Forschung vorgeschriebenen Fächer ist in der Verordnung 

unter Berücksichtigung der Eigenart des jeweiligen Faches auch zu bestimmen, ob es 

schri ftlich, mündlich oder mittels praktischer Aufgabenstellung oder durch Kombi­

nation von zwei der genannten Methoden geprüft wird. 

(5)  Anforderungen und Prüfungsmethode in den übrigen vom Kandidaten gewählten 

Fächern sind vom Prüfer nach Anhörung des Kandidaten zu bestimmen. 

Prüfungsordnung 

§ 11. (1) Die Studienberechtigungsprüfung besteht aus Einzelprüfungen über jedes 

Fach (Fachprüfungen). Der Kandidat kann sich den Fachprüfungen in beliebiger Reihen­

folge unterziehen. 

(2) Abgesehen von individuellen Terminvereinbarungen, hat ein in die Prüferliste 

eingetragener Prüfer jedes Semester wenigstens zwei Prüfungstermine dem Vorsitzen­

den der Studienberechtigungskommission so rechtzeitig bekanntzugeben, daß den Kandi­

daten eine wenigstens vierwöchige Anmeldefrist zur Verfügung steht. 

(3) Der Vorsitzende der Studienberechtigungskommission hat die Prüfungstermine an 

der Amtstafel kundzumachen. 

(4) Der Kandidat hat sich längstens eine Woche vor dem Termin anzumelden, zu dem 

er eine Fachprüfung oder den ersten Teil derselben abzulegen wünscht. 

(5) Fachprüfungen, die aus mehreren Teilen bestehen, sind binnen zwei Wochen durch­

zuführen. Ein schriftlicher oder praktischer Prüfungsteil ist vor dem zugehörigen münd­

lichen abzuhalten. Sofern schriftliche oder praktische Prüfungsaufgaben als Hausarbeit 

gesteUt werden, hat der Prüfer den Kandidaten hiefür eine ange"messene Frist .zu setzen. 

In diesen Fällen sowie im Fach "Zeitgeschichte Österreichs" ist der mündliche Prüfungs­

teil binnen eines Monats ab Einreichung der Arbeit durchzuführen. 

(6) Die Ablegung einer Fachprüfung an einer nicht zum Wirkungsbereich der Studien­

berechtigungskommission zählenden Universität oder künstlerischen Hochschule ist in 

beruflich, familiär oder fachlich begründeten Fällen nach vorheriger schriftlicher Zu­

stimmung des Vorsitzenden der Studienberechtigungskommission zulässig. 

(7) Mitglieder der Studienberechtigungskommission oder einer Zulassungskommission 
,:-, 

sowie Kandidaten zur Studienberechtigungsprüfung sind berechtigt, mündlichen Prüfun-

gen beizuwohnen. Zuhörern, die ihre Teilnahme nicht wenigstens eine Woche vor dem 

Prüfungs termin bekanntgegeben haben, kann der Zutritt vom Prüfer aus räumlichen 

Gründen verweigert werden. 
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Beurte ilung und Wiederholung 

§ 12. (l) Die Beurte lung jeder Fachprüfung der Studienberechtigungsprüfung erfolgt 

durcfl den Prüfer mit 'bestanden" oder "nicht bestanden". Das Ergebnis einer mündli­

chen Prüfung ist dem Kandidaten nach Ende der Prüfung mitzuteilen. Bei negativem 

Ergebnis sind die �rü de anzuführen. 

(2) Eine Fachprüfun oder deren Teil gilt auch als nicht bestanden, wenn der Kandi­

dat ohne wichtigen G und die Prüf�ng vorzeit
-
ig abbricht. Als wichtige Gründe gelten 

Krankheit sowie unvo hergesehene oder unabwendbare Ereignisse, die der Kandidat 

nicht verschuldet hat Die Entsche,idung, ob ein wichtiger Grund vorliegt, kommt dem 

Vorsitzenden der Stu ienberechtigungskommission zu. 

(3) Nicht bestanden Fachprüfungen dürfen unbeschadet des § 5 Abs. 4 einmal wie­

derholt werden. 

(4) Die gesamte Stydienberechtigungsprüfung ist bestanden, sobald alle zugehörigen 

Fachprüfungen mit "!lestanden" beurteilt sind. 
, 

Beurkundung 

§ 13. (1) Jeder Prü�er hat ein Prüfungsprotokoll anzufertigen, welches das Fach, den" 

Prüfungstermin, den Namen des Kandidaten, die Aufgabenstellung für schriftliche 

Arbeiten und die" mü1dlichen Prüfungsfragen, das Prüfungsergebnis und im Fall der 

negativen Beurteilun eine stichwortartige Angabe der hiefür maßgeblichen Gesichts­

punkte 'enthält. Es is zusammen mit den schriftlichen Prüfungsarbeiten dem Vorsitzen­

den der Studienberec tigungskommission zu übermitteln. 

(2) Über die erfolg eich abgelegte Studienberechtigungsprüfung hat der Vorsitzende 

der StudienberechtigtJngskommission ein Zeugnis auszustellen, das außer den erforder­

lichen Personaldaten und der Angabe, daß die Prüfung bestanden wurde, die Prüfungs­

fächer und die genau Bezeichnung der Studienberechtigung zu enthalten hat. 

Studienberechtigung 

§ 14. (1) Die erfol reich ab�elegte Studienberechtigungsprüfung ersetzt die Reife­

prüfung einschließlich allfälliger Zusatzprüfungen als Zulassungsvoraussetzung jenes 

ordentlichen Univer itäts- oder Hochschulstudiums, für das sie abgelegt wurde. Vor­

schriften über die m t den Reifeprüfungen der höheren Schulen verbundenen Studienbe­

rechtigungen (Hochs hulberechtigungsverordnung) sind auf Absolventen der Studienbe­

rechtigungsprüfung icht anzuwenden. 

(2) Der allfällige achweis besonderer Kenntnisse und Fertigkeiten oder einer künst­

lerischen Begabung Aufnahmsprüfung) ist nach Maßgabe der für das angestrebte Stu-
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dium geltenden besonderen Studienvorschri ften zusätzlich zur Studienberechtigungs­

prüfung zu erbringen. 

(3) Durch Bundesgesetz eingeräumte sonstige Rechtswirkungen der Studienberechti­

gungsprüfung bleiben durch Abs. 1 unberührt. 

IV. ABSCHNITT 

Anerkennung von Prüfungen 

Erweiterung der Studienberechtigung ,� 

§ 15. (1) Will ein Studierender, der auf Grund der Studienberechtigungsprüfung ein 

ordentliches Studium begonnen hat, die Studienrichtung wechseln, so hat er beim Vo.r­

sitzenden der Studienberechtigungskommission die Erweiterung seiner Studienberechti­

gung zu beantragen, wenn er auf eine verwandte Studienrichtung (Abs. 4) wechseln will 

oder im bisherigen Studium zumindest die erste Diplomprüfung erfolgreich abgelegt 

hat. Ansonsten �at er neuerlich um Zulassung zur Studienberechtigungsprüfung anzu­

suchen. § 5 Abs. 3 ist jedenfalls anzuwenden. 

(2) Der Vorsitzende der Studienberechtigungskommission hat dem Kandidaten unter 

Anwendung von § 8 Abs. 1 Z. 2 und Abs. 2 bis 4 sO\�ie § 10 Abs. 2 die Fächer (Teilge­

biete von Fächern) bekanntzugeben, aus denen Ergänzungsprüfungen abzulegen sind. 

§ 10 Abs. 4, § 11 und § 12 sind anzuwenden. Nach erfolgreicher Ablegung aller vorge­

schriebenen 5rgänzungsprüfungen ist dem Kandidaten ein Zeugnis mit erweiterter 

Studienberechtigung ausziisteUen: 

(3) Mit dem erfolgreichen �bschluß eines ordentlichen Studiums wird die Studienbe­

rechtigung für die verwandten Studienrichtungen (Abs�tI:)-erworben. Der Vorsitzende 

der Studienberechtigungskommission hat hierüber auf Antrag des Betroffenen eine Be­

stätigung auszustellen. 

(4) Die Gruppen der im Sinn von Abs. 1 und 3 untereinander verwandten Studien-

./ .. richtungen sind der Anlage zu entnehmen. Studienversuche können unter Berücksichti- /. 

gung ihrer fachlichen Schwerpunkte nach Anhörung der zuständigen akademischen 

Behörden durch Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft und Forschung den 

angeführten Gruppen verwandter Studienrichtungen zugeordnet oder mit nicht angeführ­

ten Studienrichtungen zu Gruppen verbunden werden. 
,:-, 

Anerkennung für die Studienberechtigungsprüfung 

§ 16. (1) Der erfolgreiche Abschluß e,ines Hochschulkurses oder Hochschullehrganges, 

welc� zur Vorbereitung auf eine oder mehrere Fachprüfungen der Studienberechti-
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gungsprüfung durchg führt wurdet gilt als erfolgreiche Ablegung der betreffenden 

F achprüfung(en). 

(2) Der erfolgreich Abschluß von Lehrveranstaltungen, welche den Stoff einer Fach-; 
prüfung der Studienb rechtigungsprüfung vermitteln, gilt als erfolgreiche Ablegung der 

betreffenden Fachpr'"fung. Die Feststellung solcher Lehrveranstaltungen obliegt bei 

Fächern, die der Kan idat gewählt hat, dem Prüfer, sonst der für die Studienrichtung 

zuständigen Studienk mmission. 

(3) Eine Universitä s- Sprachprüfung der ersten Leistungsstufe gilt als Fachprüfung 

über eine lebende Fr mdsprache gemäß § 10 Abs. 2 und 3. 
(4) Erfolgrerch abg legte Teile einer Reifeprüfung an höheren Schulen für Berufs­

tätige sowie Externi tenprüfungen sind als Fachprüfungen oder Teile von Fachprüfun-, 
gen der Studienbere htigungsprüfung anzuerkennen, soweit sie diesen nach Inhalt und 

! � .. 
Umfang entsprechen. 

(5) Ausländische Z�ugnisse (Zertifikate) sowie in Österreich erworbene Nachweise 

über die Beherrschung von Fremdsprachen sin� nach Maßgabe ihrer Gleichwertigkeit 

als Fachprüfung der Studienberechtigungsprüfung anzuerkennen. Der Vorsitzende der 

zuständigen Studien�ommission ist zu hören. 

(6) Das Fach "Zeit�eschichte Österreichs" ist von einer Anerkennung gemäß Abs. 4 

und 5 ausgeSChlossel • 

(7) Über Anerkenn ngen gemäß Abs� 1 bis 6 entscheidet der Vorsitzende der Studien­

berechtigungskommission. Eine Anerkennung gemäß Abs. 1 bis 3 ist an die Voraus­

setzung von § 12 Ab$. 3 gebunden. 

Anerkennung für das ordentliche Studium 

§ 17. (1) Auf Antr 9 des ordentlichen Hörers hat die zuständige akademische Behör­

de Teile der erfolgr ich abgelegten Studienberechtigungsprüfung für das ordentliche 

Studium an zuerkenn n, soweit sie den dafür vorgeschriebenen Prüfungen gleichwertig 

sind. 
. 

(2) Unbeschadet d r in den Studienvorschriften vorgesehenen Möglichkeiten einer 

individuellen Studie zeitverkürzung hat die zuständige akademische Behörde einem 

Absolventen der Stu ienberechtigungsprüfung die Inskription eines Semesters des ersten 

Studienabschnittes u erlassen, wenn dies seinem Prüfungsfortschritt entspricht und 

die Stundenzahl der noch zu inskribierenden Lehrveranstaltungen unter der Hälfte der 

in einem Semester urchschnittiich zu inskribierenden Stundenzahl liegt. 

(3) Über Anerken ungen gemäß Abs. 1 und Studienzeitverkürzungen gemäß Abs. 2 

entscheidet die für iese Materien zuständige akademische Behörde im autonomen 

Wirkungsbereich de Universität (Hochschule). 
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V. ABSCHNITT 

Verfahren; Anwendung anderer Rechtsvorschriften 

Verfahrensvorschri ften 

§ 18. (1) Auf das Verfahren der Studienberechtigungskommission und ihres Vorsitzen­

den ist das Allgemeine Verwaltungsverfahrensgesetz, BGBl.Nr. 172/1950, in der jeweils 

geltenden Fassung anzuwenden, doch sind für Amtshandlungen auf Grund dieses Bundesge­

setzes keine Verwaltungsabgaben einzuheben. 

(2) Gegen die Abweisung des Ansuchens um Zulassung, gegen die Vorschreibung be­

stimmter Fächer der Studienberechtigungsprüfung, gegen die Verweigerung der Zu­

stimmung gemäß § 1 1  Abs. 6 oder gegen die Entscheidung über das Vorliegen eines 

wichtigen Grundes (§ 12  Abs. 2) ist die Berufung an den Bundesminister für Wissen­

schaft und Forschung zulässig. 

(3) Gegen die Nichtanerkennung von Prüfungen für die Studienberechtigungsprüfung 

(§ 16) ist die Berufung an das oberste Kollegialorgan jenet: Universität (Hochschule) 

zulässig, an der die betroffene Studienrichtung des Kandidaten eingerichtet ist. 

(4) Die in § 3 Abs. 1 bis 5, 7 und 8 sowie in § 16 geregelten Materien unterliegen der 

Aufsicht des Bundes. Sie ist vom Bundesminister für Wissenschaft und Forschung nach 

den diesbezüglich für die Universitäten geltenden Vorschriften auszuüben. 

(5) Inhalt und Form des Ansuchens um Zulassun9 zur Studienberechtigungsprüfung 

(§§ 5 und 6) ,  des Datenerfassungsformulars (§ 21 Abs. 1) und des Studienberechtigungs­

zeugnisses (§ 13 Abs. 2,  § 15 Abs. 2) sind durch Verordnung des Bundesministers für 

Wissenschaft und Forschung einheitlich zu regeln. Sofern dies der Sparsamkeit, Wirt­

schaftlichkeit oder Zweckmäßigkeit der Verwaltung dient, können weitere Formulare 

oder Verwaltungsabläufe in derselben Weise einheitlich geregelt werden. 

(6) Die Verwaltungsgeschäfte der Studienberechtigungskommission und ihres Vor­

sitzenden sind von der Universitätsdirektion zu führen. 

Abgeltung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten 

§ 19. (1) Die Erteilung remunerierter Lehraufträge für Lehrveranstaltungen zur Vor­

bereitung auf die Studienberechtigungsprüfung als praktisches Fach oder Übungen aus 

einem praktischen Fach ist zulässig. 

(2) Für die Abnahme einer Fachprüfung der Studienberechtigungsprüfung oder die 

Erstattung eines Gutachtens gemäß § 6 Abs. 3 letzter Satz gebührt dieselbe Entschädi­

gung wie für die Abnahme einer Ergänzungsprüfung. Dies gilt auch für Abschlußprü­

fungen von Hochschulkursen und Hochschullehrgängen gemäß § 16 Abs. 1 .  
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(3) Die Vorsitzenden der Studienberechtigungskommissionen und die Mitglieder der 

Zulassungskommissio en haben Anspruch auf eine Vergütung für Nebentätigkeit von 

Bundesbeamten. 

Studienförderung 

§ 20. Kandidaten, ie sich als außerordentliche Hörer einer Universität oder künstle­

rischen Hochschule erstmalig auf die Studienberechtigungsprüfung vorbereiten, sind bis 

zur Ablegung der Studienberechtigungsprüfung, längstens jedoch für die- Dauer eines 

Studienjahres, hinsic tlich des Anspruches auf Studienbeihilfe ordentlichen Hörern 

gleichgestellt. Der S udienerfolg gilt durch die Zulassung zur Studienberechtigungsprü­

fung als nachgewiesen. Zum Ausschluß einer auf mangelndem Studienerfolg beruhenden 

Rückzahlungsverpfli htung ist die erfolgreiche Ablegung von wenigstens zwei Fachprüfun­

gen der Studienbere htigungsprüfung nachzuweisen. 

VI. ABSCHNITT 

Beobachtung und Berichterstattung 

Studienberechtigungsdatei 

§ 21. (1) Anläßlich der AntragsteIlung auf Zulassung zur Studienberechtigungsprüfung 

sind vom Bewerber f 1gende Daten zu ermitteln: 

1. Name, Geschlec t, Familienstand, Kinderzahl und Wohnort; 

2. Geburtsdatum un -ort, Staatsbürgerschaft; 

3 .  erster ausgeübtet Beruf des Bewerbers und Art des Betriebes (der Dienststelle); 
-

4. Beruf und SchulbUdung der Eltern sowie Geschwisterzahl des Bewerbers. 

Seitens der Studienb rechtigungskommission sind die Daten des Zulassungsverfahrens, 

der Studienberechti ungsprüfung und der Studienberechtigung hinzuzufügen. 

(2) Die gemäß Abs 1 ermittelten Daten sind in regelmäßigen Abständen dem Bundes­

ministerium für Wis enschaft und Forschung zu übermittel.n. Dieses hat unter Einsatz 

automationsunterst" tzter Datenverarbeitung eine Studienberechtigungsdatei zu füh-

ren. 

(3) Unbeschadet s nstiger gesetzlich zulässiger Übermittlungen dürfen Daten der 

Studienberechtigungsdatei mit denen der Zentralen Hörerevidenz verknüpft werden. 

Ferner ist die Über ittlung der Daten jener Bewerber an eine Studienberechtigungs­

kommission zulässig die bei ihr aktenkundig sind. 
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Beirat für die Studienberechtigungsprüfung 

§ 22. (1)  Beim Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung ist ein "Beirat für 

die Studienberechtigungsprüfung", im folgenden "Beirat" genannt, einzurichten. Dem 

Beirat obliegen 

1 .  die Beratung jener Fragen und Probleme der Studienberechtigungsprüfung, die ihm 

vom Bundesminister für Wissenschaft und Forschung oder von einem seiner Mit­

glieder vorgelegt werden, 

2. die Beratung und Stellungnahme zum Bericht des Bundesministers für Wissenschaft 

und Forschung an den Nationalrat (§ 23) und 

3. die Erstattung von Vorschlägen über die Gestaltung der Studienberechtigungsprü­

fung, insbesondere die Stellungnahme zu einschlägigen Gesetz- und Verordnungs­

entwürfen. 

(2) Dem Beirat gehören an: 

1. die Vorsitzenden der Studienberechtigungskommissionen; 

2. ein Vertreter der Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft; 

3. ein Vertreter des Osterreichischen Arbeiterkammertages; 

4. ein Vertreter der Osterreichischen Hochschülerschaftj 

5. ein vom Bundesminister für Unterricht und Kunst entsandtes Mitglied; 

6. drei weitere vom Bundesminister für Unterricht und Kunst nominierte Mitglieder 

aus dem Bereich der Erwachsenenbildung; 

7. ein von der Rektorenkonferenz nominiertes Mitglied; 

8. ein von der Bundeskonferenz des wissenschaftlichen und künstlerischen Personals 

nominiertes Mi'tglied; 

9. ein vom Zentralausschuß für die Bediensteten sonstiger Dienstzweige beim Bundes­

ministerium für Wissenschaft und Forschung nominiertes Mitglied. 

(3) Auf die Bestellung der Mitglieder des Beirates ist § 2 Abs. 2 mit der Maßgabe 

sinngemäß anzuwenden, daß die Vo rsi tzenden der Studienberechtigungskomm iss ionen 

durch ihre gewählten Stellvertreter vertreten werden. § 2 Abs.4 erster Satz ist anzu­

wenden. 

(4) Den Vorsitz im Beirat führt der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung 

oder ein von ihm beauftragter Vertreter. Der Bundesminister für Wissenschaft und 

Forschung hat für den Beirat eine Geschäftsordnung zu erlassen-. § 3 Abs. 3 und 4 ist 

sinngemäß anzuwenden, doch stimmt der Vorsitzende nicht mit. 

Berich tswesen 

§ 23. (1) Der Bundesminister für Wissenschaft und Forschung hat dem Nationalrat 

regelmäßig, längstens jedoch alle drei Jahre, über Entwicklung und Probleme der Stu-
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dienberechtigungsprü ung zu berichten. Die in der Studienberechtigungsdatei gespeicher­

ten Daten sind hiefür zu verwerten. Die Berichterstattung im Rahmen des Hochschulbe­

richtes ist zulässig. 

(2)  Der Bericht des undesministers für Wissenschaft und Forschung ist vor Ein­

bringung an den Nati nalrat dem Beirat zur Beratung und a11 fälligen Stellungnahme 

vorzulegen. 

VII. ABSCHNITT 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Übergangsbestimmungen 

§ 24. (1 )  Mit dem I krafttreten dieses Bundesgesetzes treten 
I . 

1. oie Verordnung üt)er die Berufsreifeprüfung zum Erwerb der Studienberechtigung an 
I 

wissenschaftllehen Hochschulen, StGBl.Nr. 167/1945, in der Fassung des XIX. Haupt-

stückes des Nationalsozialisteng�setzes, 8GBI.Nr. 25/1947, und 

2 .  das Bundesgesetz iüber die Vorbereitungslehrgänge für die Studienberechtigungsprü­

fung;-BGBI.Nr. 6Q3/ 1976, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. Nr. 324/1982 

und der Z.2 der K�ndmachung BGBl.Nr. 577/1982 
I 

außer Kraft. • 

(2) Unbeschadet des Abs. 1 können Berufsreifeprüfungen, für die vor dem Inkraft­

treten dieses Bundes esetzes um Zulassung angesucht wurde, und Studienberechti­

gungsprüfungen gem"ß dem Bundesgesetz über die Vorbereitungslehrgänge für die 

Studienberechtigung$prüfung noch bis längs tens zwe i Jahre nach Inkra fttre ten dieses 

Bundesgesetzes gem�ß den im Abs. 1 genannten Vorschriften abgelegt werden. Nach 

diesem Zeitpunkt ist eine Anerkennung erfolgreich abgelegter Teile einer BerufsreCfe­

prüfung oder einer S udienberechtigungsprüfung gemäß dem Bundesgesetz über die 

Vorbereitungslehrgä ge für die Studienberechtigungsprüfung unter sinngemäßer An­

wendung von § 16 A s. 4 zulässig. 

(3) Auf Bewerber, die bereits eine 8erufsreifeprüfung oder eine Studienberechti­

gungsprüfung gemäß dem Bundesgesetz über die Vorbereitungslehrgänge für die Studien­

berechtigungsprüfun erfolgreich abgelegt haben, ist § 15 sinngemäß anzuwenden. 

Wenn sie eine dieser Prüfungen erfolglos abgelegt haben, sind § 5 Abs. 4 sowie § 6 

Abs. 1 letzter Satz inngemäß anzuwenden. 

(4) Anspruch auf ine Studienbeihilfe gemäß § 20 haben die im Abs. 3 erster Satz 

genannten Bewerbe , wenn sie entweder noch keine Studienbeihilfe bezogen haben oder 
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wenn der Bezug der Studienbeihilfe für einen Vorbereitungslehrgang erfolgte, mit dem 

keine vollständige Studienberechtigung für ein ordentliches Studium erreicht werden 

konnte, und die nunmehr angestrebte Studienberechtigungsprüfung der Ergänzung auf 

eine vollständige Studienberechtigung dient. 

(5) § 21  ist auf die Verwaltungsverfahren nach den im Abs. 1 genannten Vorschri ften 

sinngemäß anzuwenden. 

Inkrafttreten 

§ 25. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. September 1985 in Kraft. 

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes können bereits von dem seiner 

Kundmachung folgenden Tag an erlassen werden. 

(3)  Bestellung und Konstituierung der Studienberechtigungskommissionen und Zulas­

sungskommissionen können bereits ab dem der Kundmachung dieses Bundesgesetzes 

folgenden Tag durchgeführt werden. 

Vollziehung 

§ 26. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Wissen­

schaft und Forschung, hinsichtlich des § 1 .9 Abs.3 im Einvernehmen mit dem Bundes­

minister für Finanzen, betraut. 
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Anlage zu § 15 Abs. 

Gruppen der unterei ander verwandten Studienrichtungen 

1.  Katholisch-theol gische Studienrichtungen, ausgenommen die philosophische Stu­

dienrichtung an k thotisch-theologischen Fakultäten 

2. Sozial- und wirts haftswissenschaftliche Studienrichtungen 

3. Medizin; Veterin' rmedizin; Pharmazie 

4. Philosophische St dienrichtung an katholisch-theologischen Fakultäten; Philoso-

phie; Pädagogik; hilosophie, Pädagogik und Psychologie (Lehramt an höheren Schulen) 

5. Politikwissenschaft; Publizistik- und Kommunikationswissenschaft 

6 .  Völkerkunde; Val skunde (Ethnologia Europaea) 

7. Ur- und Frühgesc�ichte; Alte Geschichte und Altertumskunde; Geschichte; Klas­

sische Archäologi!e; Kunstgeschichte; Studienrichtungen der klassischen Philologie 

8. Kunstgeschichte; !Musikwissenschaft; Theaterwissenschaft; Studien zur wissen­

schaftlich�künstl�rischen Berufsvorbildung für das Lehramt an höheren Schulen 

9. Übersetzer- und Q)olmetscherausbildung; Sprachwissenschaft; philologische und 

kulturkundliche S udienrichtungen 

10. Logistik; Mathematik; Darstellende Geometrie (Lehramt an höheren Schulen); Tech­

nische Mathemat k; Informati�; Vermessungswesen; Versicherungsmathematik; 

Datentechnik 

1 1 .  Physik; Astronomlie; Meteorologie und Geophysik; Technische Physik 

12. Chemie; Technisohe Chemie 

13. Biologie; Biologi und Erdwissenschaften (Lehramt an höheren Schulen); Biologie 

und Warenlehre ( ehramt an höheren Schulen); Sportwissenschaften und Leibeserziehung; 

Haushalts- und E nährungswissenschaften 

14. Architektur; Bau'ngenieurwesen; Wirtschaftsingenieurwesen - Bauwesen 

15.  Maschinenbau; W rtschaftsingenieurwesen - Maschinenbau; Elektrotechnik; Verfahrens­

technik; Montan aschinenwesen 

16. Montanistische S udienrichtungen 

17. Studienrichtunge der Bodenkultlol,r 
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SMWF -GZ 234 000/130-8/83,  Bei lage 3 

I. A l l  9 e m e i n  e r T e i l  

E rlä u te r u n g e n  

Gegenstand des Entwurfes ist e ine Neuregelung des Zuganges von Personen ohne 

Reifeprüfung zu ordentlichen Universi täts- und Hochschulstud ien, welche e ine Reife­

prüfung zur notwendigen Voraussetzung haben. Derzeit  bestehen zwei Formen d ieses 

Zuganges für d ie  Un iversi tätsstudien: d ie  Beru fsrei feprüfung und die Studienberechti­

gungsprüfung. 

Die Berufsre i feprüfung wird auf der Grundlage der Verordnung des Staatsamtes für 

Volksaufklärung, für Unterricht und Erziehung und für Kultusangelegenhei ten vom 

3. September 1945 , StGBl.Nr. 167, über d ie Berufsreifeprüfung zum Erwerb der Stu­

d ienberechtigung an wissenschaftlichen Hochschulen durchgeführt. Diese Verordnung 

wurd� durch das Nationalsozi alistengesetz, BGBl.Nr. 25/1947, ger ingfügig geändert 

und steht hinsichtlich ihrer Abänderbarke i t  auf der Stufe e ines Bundesgesetzes, da mit  

dem Wiederwirksamwerden des  Art. 18 B-VG den e infachgesetzlichen Ermächtigungen 
. 

zur Erlassung gesetzesvertretender Verordnungen, im vorliegenden Fal l dem Hoch-

schulermächtigungsgesetz,  BGBI.Nr. 266/1935,  derogiert wurde. 

Die Studienberechtigungsprüfung ist durch das Bundesgesetz vom 7. Ok tober  1976, 

BGBl.Nr. 603, über d ie Vorbere itungslehrgänge für d ie  Studienberechtigungsprüfung in 

der Fassung des Bundesgesetzes BGBI.Nr. 324/1982 und der Z. 2 der Kundm achung 

BGBI.Nr. 577/1982 für die Studienjahre 1977/78 b is 1984/85 eingerichtet. Sie kann nur 

nach Absolvierung e ines mindestens zehnmonatigen un iversitären Vorbere i tungslehr­

ganges abgelegt werden. B is e inschließlich ?tudienjahr 1983/84 wurden durch die Ver­

ordnungen BGBl.Nr. 371 b is 374/1978, 363 b is 366/1979, 363 b is 368/1980 , 373, 374, 

376 und 377/1981,  423 b is 427/1982 sowie  358 b is 362 und 409 /1983 insgesamt 33 Vor­

bereitungslehrgänge für die Studienberechtigungsprüfung e ingerichtet. 

Der Bedarf nach einer gese tzlichen Neuregelung wurde bere its durch d ie  Erlassung 

des Bundesgesetzes über  d ie  Vorberei tungslehrgänge für die Studienberechtigungsprü­

fung dokumentiert. Allerd ings entschloß man sich damals, zunächst Erfahrungen mit  

einem Modell zu  sammeln, das in  ein igen wesentlichen Punkten (Zulassungsverfahren, 

Prüfungsvorbere itung, Umschre ibung der Prüfungsanforderungen) bewußt als Alternati-
:� 

ve zur Beru fsre i feprüfung gestaltet war. Erst aufgrund d ieser Erfahrungen sollte dem 
Gesetzgeber e ine Neuregelung vorgeschlagen werden (vgl. die Absch�itte I und II des 

allgeme inen Te iles der Erläu terungen zur Regierungsvorlage 22 d.S. zu den Sten.Prot.,  
XIV. GP). Ze itlich sollte eine Neuregelung jedenfalls zu Beginn des Stud ienjahres 
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1985/86  voll wirksa sein,  da die Erprobungsfr ist der Vorberei tungslehrgänge für d ie  

Studienberechtigun sprüfung mit dem Studienjahr 1984/85 ausläuft (§  1 des Bundesge­

setzes über  die Vor erei tungslehrgänge in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 

324/1982). Inhaltlich b ietet sich e in reformiertes Modell der Berufsre ifeprüfung an, das 

die posit iven Gesic tspunkte des Konzepts der Stu dienberechtigungsprüfung gemäß 

dem Bundesgesetz 'ber die Vorbere itungslehrgänge mit berücksichtigt. In den letzten 

Jahren hat sich nä lich die Berufsrei feprüfung gegenüber  den Vorberei tungslehrgängen 

für d ie Stud ienbere h tigungsprüfung als d ie  flexiblere Inst itu tion erwiesen. Sie is t 

prinzipiell für alle n ivers itätsstudien möglich und für verschiedene Formen der Prü­

fungsvorberei tung ffen. Die Vorbere itungslehrgänge für d ie  Studienberechtigungs­

prüfung sind in der gesetzlich vorgesehenen Form sowohl regional als auch fachlich nur 

eingeschränkt realisierbar. 

Daß der Zugang on Nichtmaturanten zu ord entlichen Univers itätsstudien auf e iner 

e inhe itlichen RechFsgrundlage erfo lgen soll ,  liegt vor allem desw�gen nahe,  we i l  der 
I 

Aufwand für zwei terschiedene Model le m it identischer Zielsetzung angesichts der 

geringen Bewerber�ahlen auf Dauer kaum vertretbar wäre. 

Die Zuständigke�t des Bundes zur E:rlassung des vorgeschlagenen Bundesgesetzes 

ergibt sich aus Art
'
. 14 Abs. 1 B-VG (vgl. Art. 14 a Abs. 1 letz ter Satz B-VG). Konkret 

handelt es sich um den Teilbere ich Un iversitäts- und Hochschulwesen des Kompetenz­

tatbestandes f ISch lwesen". 

1. Erfahrungen m t Berufsreifeprufung und Studienberechtigungsprüfung 
I 

Das "Studium ohf1e Matura" w�r in den letzten Jahren Gegenstand einer Reihe von 

Gutachten, Stellu 'gnahmen, Erfahrungsberichten und Bera tungen, die vor allem auf 

dem Hintergrund er  Einführung von Vorbere itungslehrgängen für die Studienberechti­

gungsprüfung zu s hen sind. Besonders erwähnt seien in d iesem Zusammenhang als 
Äußerungen von u ivers itärer Se ite ein Vorschlag des O.Univ.Prof. Dr. Dörfler (Uni­

versität für B i ldu gswissenschaften Klagen furt) zur Neugestaltung des Un iversitäts­

zuganges ohne Re' feprüfung, ein Gu tachten des O.Un iv.Prof. Dr. Seel (Un ivers i tät 

Graz) zur Reform der Berufsreifeprüfung und ein Vorschlag der Rektorenkonferenz zur 

Neuregelung von eru fsrei feprüfung und Studienberechtigungsprüfung. 

Beze ichnend er cheint die Tatsache, daß praktisch ab dem Zeitpunkt der erstmaligen 

Realisierung von orbere i tungslehrgängen für die Studienberecht igungsprüfung (Stu­

dienjahr 1978/79) Vorschläge erarbeitet wurden, die auf e ine Reform der Beru fsre i fe­

prüfung, verstand n als direkt zugängliche un ivers i täre Eingangsprüfung, h inausliefen. 
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Die Frage der Prüfungsvorbere itung wird unterschiedlich beurtei lt. Einerseits wird von 

niemandem bezweifelt, daß es für e ine Reihe von Studienrichtungen, ,vor allem die 

naturwissenschaftlichen und ingenieurw issenschaftlichen Studien (Technik, Mon tani­

stik, Bodenkultur) notwend ige Vorkenntnisse (speziell Mathematik und Physik) gibt,  die 

auch in Form von Kursen oder Studienprogrammen angeboten werden sollen. Ander­

seits w ird fast durchwegs eine Ausweitung des Kre ises der möglichen Kursanbieter 

vorgeschlagen und vor allem e ine Einbeziehung der außerun iversi tären Einrichtungen 

der Erwachsenenb ildung gefordert. Das den Universi täten durch das Bundesgesetz über 

die Verbere itungslehrgänge eingeräum te Monopol auf Vorbere i tungslehrgänge wird von 

keiner Seite verte idigt. 

Als Ergebnis der Erprobung von Vorbere itungslehrgängen kann festgehalten werden, 

daß sich d iese in fachlicher Hinsicht sehr gut bewährt haben. Speziell für den Bere ich 

der schon erwähnten natur- und ingenieurwissenschaftlichen Studien wird berichtet, 

daß Absolventen der Vorbere itungslehrgänge überdurchschnittl ich gute Mathematik­

kenntnisse besitzen. Auf der anderen Seite ist jedoch festzuste llen,  daß Lehrgänge, die 

nach den Regeln von § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Vorbere itungslehrgänge 

konstruiert werden, unweigerlich d ie Form von Kompaktlehrangeboten annehmen, d ie  

s ich auf e ine einzige Studie4;lrichtung oder e ine Gruppe verwandter Studiengänge mit  

gleichartigen Voraussetzungen beziehen. Diese unter den Bedingungen des Universitäts­

betr iebes (Semestereinte ilung, hochgrad ige Fächerdi f ferenzierung usw.) zu organ isie­

ren, erfordert e inen beträchtlichen organisatorischen und auch finanziellen Aufwand. 
ber -Spielraum für e ine Rücksichtnahme auf verschiedene Vorbi ldung und Lebenssi tua­

tionen der Teilnehmer ist gering. Sieht man von der unterschiedlichen personellen 

Kapazität der Univers i täten e inmal ab, so schließen sowohl d ie  vergleichswe ise geringe 

Interessentenzahl je Studienrichtung als auch der begrenzte finanzielle Rahmen e ine 

belieb ige Paralleleinrichtung der Vorbere itungslehrgänge aus. Der Vorberei tungslehr­

gang (z.B. für Sozial- und Wirtschaftswissenschaften) an e iner e inzigen Universität 

Österre ichs ist d ie  Regel. Die Te ilnahme Beru fstätiger, d ie  n icht am Un iversi tätsort 

wohnen ,  ist fast ausgeschlossen,  d.h. e in externer Bewerber muß sich zwischen Beruf 

oder Weiterb ildung durch ein Un iversi tätsstud ium zu e inem Ze itpunkt entsche iden, zu 

dem noch nicht feststeht, ob er die Stud ienberechtigung für das gewünschte Studium 

erlangen wird. 

Die Berufsreifeprüfung erweist sich demgegenüber zunehmend als bewältigbare und 

für zahlreiche In teressenten le ich ter zugängliche Form der Erlangung einer speziali­

sierten universi tären Studienberechtigung. Vorausse tzung dafür war, daß sie erstmals 

einer bre i teren Öffentlichke it  bekanntgemacht wurde. Zum Te il ergab sich d iese "Wer-
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bung" für die Beruf  reifeprüfung als Nebeneffekt der E inführung von Vorbere itungs­

lehrgängen für die tudienberechtigungsprüfung: Interessenten, die feststel len mußten, 

daß es für die von i nen gewählte Studienrichtung oder an ihrem Wohnort keinen Vor­

bere itungslehrgang ab, konnten häufig mit  Erfolg au f die Möglichke it  der Beru fsrei fe­

prüfung hingewiese werden. Als wei tere Ursache für eine vers tärkte Wirksamkeit der 

Berufsre ifeprüfung ind Bera tungs- und Unterrichtsangebote anzusehen, die der Unter­

stützung von Beruf reifeprüfungskandidaten bei der Prüfungsvorbere itung d ienen. Zu 

erwähnen sind in d i  sem Zusammenhang: 

Kurse der Wien r Arbe iterkammer (sei t  1975/76), d ie derzeit �ls Vorbere itungs­

lehrgänge zur B rufsrei feprüfung an den W iener Vo lkshochschulen M argareten, 

Ot takring und 

Hochschulkurs er Universität Wien zur Vorbere itung des "Aufsatzes über e in allge­

meines Thema" (gemäß § 5 Abs. 3 lit. a der Verordnung über die Berufsrei feprü-

fungi se it 1980/ 1); 
I 

Hochschulkurs �er Universität Graz zur Vorbere itung auf die Berufsre ifeprüfung 

(se it  1981/82); i 
I 

Berufsreifeprüf0ngskurs des Interunivers itären Forschungsinstitutes für Fernstu-
I 

dien, Studienzertrum Bregenz (se i t  1981/82); 

Vorbere itungsk rs auf die Berufsre ifeprüfung der Kammer für Arbe iter und Angeste l!te 

für Tirol (se it  1983/84). 

Von den Beratun en über den Zugang Erwachsener ohne Reifeprüfung zu Universi­

täts- und Hochsch Istudien seien zwei Seminare der Veransta'ltungsreihe "Univers ität 

und Erwachsenenb" ldung" vom 5.  bis 7.  Mai 1980 und vom 14. bis 16.  April 1982 im 

Bundesinst itut  für Erwachsenenbildung in Strebl am Wolfgangsee sowie  die "Bi1dungs­

enquete" am 10. Mai 1982 in der Arbe iterkammer für Wien besonders erwähnt. Der 

vor liegende Entwu f greift weitgehend auf Ergebn isse d ieser Beratungen zurück, an 

denen durchwegs s wohl Universitätsangehörige als auch Mitarbeiter von außeruniver­

sitären Einrichtun en der Erwachsenenb ildung mit e inschlägiger Erfahrung te ilnahmen. 

Auf die e inzeln n Beratungsergebnisse oder Vorschläge wird im besonderen Teil der 

Erläuterungen im egebenen Zusammenhang Bezug genommen. 

Zum Te il haben d ie erw ähnten Vorschläge und Beratungen Niederschlag in Veröffent­

lichungen ge funde : Ohne Anspruch auf Vo llständ igkeit  se ien angeführt :  

- W. Dörfler, Die  Stud ienberechtigungsprüfung als Alternative zum Monopol der  Matu­
ra, in:  W issensc aftliche Weiterbi ldung, hrsg. v. W. Lenz (Schri ftenreihe Fernstudien 

an Un ivers i täte 2), Wien 1982 ; 
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- Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung, Hochschulbericht 1981 ,  S.  8 8  -

93 ; 

- Öffnung der Hochschule, hrsg. v. W. Kippes (Zeitschrift für Hochschuldidaktik 6. 

1982, H.2/3). 

Die-mit  dem Bundesgesetz über die Vorbere itungslehrgänge verbundenen Fragen, "in 

welcher Form die Vorbereitungslehrgänge als Dauere inrichtung zu instal lieren sind und 

weiters, ob die Berufsrei feprüfung aus dem Jahre 1945 • • •  in ihrer derzeitigen Form 

wei terbestehen b le iben soll" (Abschn itt II der Erläu terungen zur Regierungsvorlage 22 

d. B. zu den Steno Prot., XIV. GP) können nach den b isherigen Erfahrungen folgender­

maßen beantwortet werden: 

Die Berufsrei feprüfung in ihrer derzeitigen Form wird in e iner Reihe von Einzelhei­

ten den heutigen hochschulrechtlichen Gegebenheiten, in  manchen Bereichen aber auch 

den Anforderungen der Un ivers i tätsstudien n icht gerecht. Sie hat aber den großen 

Vortei l ,  dem Kandidaten bei der Prüfungsvorbere i tung freie Hand zu lassen. Hier kön­

nen Vorbere itungslehrgänge verschiedener Art (Hochschulkurse und -lehrgänge,  Kurs­

angebote außeruniversi tärer Einrichtungen der Erwachsenenb ildung, Fernstudienpro­

gramme) bedarfsgerecht ansetzen, wenn die Prüfungsanford erungen der zum Studium 

berechtigenden Prüfung hinreichend genau und fachlich nicht allzu we itgehend d if­

ferenziert definiert sind. Eine spezielle hochschulrechtiiche Regelung der Prüfungs­

vorbereitung scheint  n icht zweckmäß ig. 

Die Frage, ob Studierende nach e iner Berufsre i feprüfung oder nach e iner Studienbe­

rechtigungsprüfung erfolgreicher sind, läßt  sich statist isch untermauert erst  in e inigen 

Jahren beantworten,  we il Studienabschlüsse auf der Grundlage e iner Studienberechti­

gungsprüfung erstmals im Stud ienjahr 1 982/83 erreicht werden konnten. Allerd ings ist 

schon be i  den b isher durchgeführten Vorbere itungslehrgängen deutlich geworden,  daß 

für den Studienerfolg außer der fachlichen Vorbereitung die Motivation sowie  d ie  fami­

liäre, berufliche und wirtschaftliche Situation des  Studieninteressenten von entschei­

dender Bedeu tung sind. M i t  hoher Wahrscheinlichkeit  ist zu erwar ten, daß in  den natur­

wissenschaft lichen und ingenieurwissenschaftlichen Studienrichtungen mit ihren spezi­

fischen Vorkenntn issen die Studierenden mit Stud ienberecht igungsprüfung nicht nur 

zahlre icher sondern auch erfolgre icher sein werden als Stud ierende nach einer Berufs­

re i feprüfung. Bei den übrigen Stud ienrich tungen sind d iesbezüglich signifikante Unter­

schiede n icht zu erwarten. 
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2. Statistik der Be fsreifeprüfung und Studienberechtigungsprüfung 

Erste Te ilerhebun e n  aus den Beru fsrei feprüfungsak ten der Universitäten fanden 

Eingang in den OEC -Bericht 1975 (Oie Hochschulen in Österre ich, Bd. 1, Wien 1975, 

S.  72 - 75) und in di  Erläuterungen zur Regierungsvorlage des Bundesgesetzes über die 

Vorbere itungslehrg · nge (22 d.S. zu den Steno Prot. ,  XIV. GP). Anfang 1980 konnte ers t­

mals unter M itwirk ng der Universitätsd irektionen eine annähernd vollständige Ge­

samtdate i der b is 3 • September 1979 aufgetretenen Berufsre ifeprüfungsfälle ers te llt  

werden, die für den Hochschulbericht 1981 (5. 88/89) in Grundzügen statistisch ausge­

wertet wurde. Aus ieser Datei stammt im wesentlichen auch das Zahlenmaterial zur 

Berufsrei feprüfung, das in den vorli egenden Erläuterungen verwendet wird. Ergänzend 

wurden im Herbst 982 von den Universitätsdirektionen die in den Studienjahren 1979 /80 

b is 1981/82  eingela�g ten Ansuchen um Zulassung zur Beru fsrei feprüfung nachgemel-
' 

det. Hieraus ergibt  Isich folgendes Bild: 

Tab. 1: Ansuchen u m  Zulassung zur Berufsreifeprü fung nach Universitäten und Ge­
schlech t, tudienjahr 1945/46 b is 1978/79 und 1979/80 b is 1981/82 

Universität 

Univ. Wien 

Univ.  Graz 

Univ.  Innsbruck 

Un iv. Salz burg 

Techn. Univ.  Wien 

Techn. Univ. Graz 

Veterinärmed. Uni • Wien 

Wirtschaftsuniv. ien 

Univ.  Linz 

Univ.  f. B ildungsw ss. 
Klagenfurt 

zusammen 

*) vorläufige Zah en ��� 

Ansuchen in den Studienjahren *) 
1945/46-1978/79 1979/80-1981/82 

davon davon 
gesamt Frauen gesamt Frauen 

853 

162 

117 

100 

1 

40 

19 

1 . 292 

195 

41 

28 

32  

8 

7 

311 

342 

93 

64 

69 

10 

7 

1 

36 

77 

53 

752 

170 

32 

26 

22 

1 

10 

18 

27 

306 

Insgesamt wtJrd n also sei t  1945/46 etwas über zweitausend Ansuchen um Zulassung 

zur Berufsreifepr· fung gestellt.  Nach den für die Ansuchensjahrgänge b is 1976/77 
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erm ittelten Werten führen rund 60 % der Ansuchen zur pos itiven Ablegung der Berufs­

re i feprüfung. Es ist also mit  ungefähr 1 .200 Studienberechtigungen zu rechnen. 

Wiederum für die Ansuchensjahrgänge b is 1976/77 wurde ermit telt, daß von den Absol­

venten e iner Berufsrei feprüfung rund 85 % tatsächlich e in Universitäts- oder Hoch­

schulstudium begannen. Es  wäre also m i t  rund 1 .000 begonnenen Universitätsstud ien zu 

rechnen. Die Erfolgsquote dieser Studierenden liegt  nach ersten Berechnungen (vgl. 

Hochschulbericht 1981,  S.  91) zw ischen 50 % und 60 %. 

Aus den Statis tiken ist e ine se it  Mitte der Siebzigerjahre ste igende Nachfrage bei 

der Beru fsreifeprüfung ersichtlich, wobei die deutlichsten Steigerungsra ten dort auf­

treten, wo Kurse zur Vorbere itung auf die Beru fsre ifeprüfung angeboten werden. Dies 

ist ein deutlicher Hinweis, daß das ursprüngliche autod idaktische Konzept der Beru fs­

re ifeprüfung den heu tigen Gegebenhe iten nicht gerecht wird. Derzeit dürften 0,6 % 

der erstmals an einer Universität inskribierenden inländ ischen ordentlichen Hörer eine 

Berufsreifeprüfung abgelegt haben. 

Bei den Vorbere itungslehrgängen für die Studienberechtigungsprüfung ergibt sich fol­

gendes Bild: 

Tab. 2: Besuch von Vorbere i tungslehrgängen nach Studienjahren und Geschlecht 

Zahl Zulassungsansuchen Zulassungen 
der davon davon 

Studienjahr Lehrgänge gesamt Frauen gesamt Frauen 

1978/79 4 268 84 104 37 

1979/80 4 211  66 106 38 

1980/81 7 421 82 172 35 

1981/82 5 350 46 191 29 

1982/83 5 376 64 1 84 20 

1983/84 8 �, 447 111  240 1) 60 1) 

zusammen 33 2 . 073 453 997 219 

1) vorläufige Zahlen 

Von den 1 .626 Zulassungsansuchen der fünf Studienjahre 1978/79 b is 1982/83 führten 

b islang 378 zu einer erfolgreich abgeleg ten Studienberechtigungsprüfung, was etwa 

23 % gegenüber 60 % bei der Berufsre ifeprüfung entspricht. Dieser Unterschied erklärt 

sich aus der Tatsache,  daß bei den Vorbere itungslehrgängen gewöhnlich ers t  nach der 

An,neldung zur Eignungsprüfung e in intensiver In fo rmations- und Beratungsprozeß 
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e inse tzt, während d eser bei  der Beru fsrei feprüfung gewöhnlich der Einre ichung des 

Ansuchens vorausge t. Mißt man die 378 Studienberechtigungen an den 757 Zulas­

sungen zu Vorbere i t  ngslehrgängen, ergibt  sich e ine Erfolgsquo te von 50 %. Der Ante il 

an Abso lventen e in r Studienberechtigungsprüfung, die in der Folge e in Univers i täts­

studium beginnen, l egt  nach ersten Erhebungen bei 70 %, sodaß derze it  0 ,4 % der erst­

mals an e iner Univ rsität inskrib ierenden inländischen ordentlichen Hörer e ine Stu­

dienberechtigungsp üfung besitzen. 

Im Hinblick auf § 4 Abs. 1 des Bundesgesetzes über die Vorbere itungslehrgänge ,  

wonach die Gesam t  ahl der aufzunehmenden Teilnehmer der  einzelnen Vorbere i tungs­

lehrgänge 3 % der i ländischen Studienanfänger im letztvergangenen Studienjahr nicht 

übers teige n  darf, ergibt  sich folgendes B ild: 

i 
Tab. 3. Ante il  de� Zulassungen zu Vorbere itungslehrgängen an den "inländischen Stu-

d ienanfänrern" des vorausgegangenen Studienjahres 

! 
Studien erstinS�.bie­

render inländis her 
ordentlicher Hö r (1) 

Wintersemester An ahl 

1977/78 12 . 79 

1978/79 13 . 90 

1979/80 15 . 8 1  

1980/81 15 . 22 2 )  

1981/82 

1982/83 

Zulassungen zu Vorberei­
tungslehrgängen 

Studienjahr Anzahl Anteil in % 

1978/79 104 0 , 81 

1979/80 106 0 , 77 

1980/81 172 1 , 13 

1981/82 191 1 , 20 

1982/83 184 1 , 06 

1983/84 240 2 )  1 , 38 

1) Da die Zulassu gen zu Vorbere itungslehrgängen Fallzählungen, nicht Personenzäh­
lungen darstell n ,  wird als Vergle ichsmenge die Zahl  der von den erstinskrib ieren­
den inländisch n ordentlichen Hörern belegten Studien herangezogen. Durch die 
hochschulstati t isch übliche Verwendung der Zahlen des Wintersemesters erg ib t  
sich e in gering ügig überhöhter Prozentwert von Zulassungen z u  Vorbere itungslehr­
gängen. 

2) vorläufige Zah 

Die Tabe lle 3 z igt, daß die zahlenmäßige Obergrenze für die Zulassung zu Vorbere i­

tungslehrgängen b is lang bei we i tem nicht erre ich t werden konnte. Unabhängig davon 

wird aus grundsät l ichen Erwägungen - das österre ichische Studiensyste m  basiert durch­

gehend auf fachli hen Auslesekriterien - die zahlenmäßige Beschränkung der Stud ienbe­

rechtigungsprüfung nicht in den vorliegenden Entwurf übernommen. 
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3. Ziele und Grundgedanken des Entwurfes 

"Zweck der Berufsre ifeprüfung is t es, Personen, die an der Ablegung der Re ifeprü­

fung für Mittelschulen oder einer anderen zum Hochschulstud ium berech tigenden prü­

fung verhindert waren, aber in reiferem Alter und auf Grund ihrer beruflichen Bewäh­

rung oder  e iner in ernsten Studien betriebenen Beschäftigung m i t  einem best immten 

Fachgebiete ein Hochschulstudium in dieser Richtung durchführen wollen, die Möglich­

ke i t  zu geben, ihre Befäh igung und Vorbere itung für dieses best immte Studium zu er­

weisen" (§  1 der Verordnung. über die Beru fsre ifeprüfung). Diese Zielsetzung, deren 

effekt iverer Verwirklichung das Bundesgesetz über die Vorbere i tungslehrgänge dienen 

soll, steht auch im Blickpunkt des vorliegenden Entwurfes. Allerd ings verlor die e in­

schränkende Bedingung der Verhinderung an der Ablegung der �ei feprüfung im Lauf 

der Jahrzehnte jene besondere Bedeu tung, die ihr unmitte lbar nach Ende des Zweiten 

Weltkrieges zukam. Hätte man an d ieser Bedingung in einem objektiven Sinn (mani­

feste äußerliche Hindernisse) als Zulassungskriterium neben der fachlichen Vorquali f i­

kation und dem M indestalter festgehalten, wäre e ine stetig sinkende Absolutzahl von 

Zulassungen zur Berufsre ifeprüfung die Folge gewesen, da durch d ie  Schulreform des 

Jahres 1962 und den Ausbau des höheren Schulwesens die Chancen für den Besuch hö­

herer Schuien und die Erlangung der Hochschulre ife durchgre ifend verbessert und v iele 

sozial oder geograph isch beding te Barrieren bese i tigt  wurden. Tatsächlich dient die 

Berufsre ifeprüfung längst auch der Kompensation von schulischen B ildungschancen, die 

im jugendlichen Alter aus subjek tiven Gründen versäum t  wurden (vgl. in d iesem Sinn 

auch das Verwaltungsgerichtshof-Erk. Zl. 07/0578/80 vom 24. März 1981 ). Außerdem 

muß man in  e iner Zeit ,  die in vielen Beru fen ständ ige We iterb ildung unabdingbar macht, 

zunehmend damit  rechnen, daß Berufstätige, die es ablehnen würden, als "verhinderte 

/V1aturanten" angesehen zu werden, im Rahmen ihrer beruflichen Laufbahn, se i es zu 

deren kontinu ierlicher Fortsetzung, se i es, um sich beruflich zu verändern, ein be­

stimm tes Universitätsstudium durchführen wollen. Schließlich ist mit  derartigen Bil­

dungsentscheidungen auch nach der aktiven Berufslaufb ahn zu rechnen. Die erwähnten 

Bildungslaufbahnmuster finden sich in studienrichtungsspezi fisch un terschiedlicher 

Mischung auch bei  den Vorbere itungslehrgängen für die Studienberechtigungsprüfung. 

In allen diesen Fällen soll  bei Vorliegen spezi fischer Voraussetzungen e in Un iversi� 

täts- oder Hochschulzugang offengehalten werden, ein "dr i t ter  Bildungsweg", der im 

Unterschied zum ers ten und zwei ten B i ldungsweg nicht über die Rei feprüfung zum 

ordentlichen Univers i täts- oder Hochschulstudium führt, sondern unmittelbar über e ine 

Eingangsprüfung an der Universi tät, deren Anforderungen im wesentlichen von der 

Universität (Hochschule) selbst aus den Erfordernissen der j ewe iligen Studienrichtung 
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abgele itet  und defi iert werden. Wie schon ein B lick auf die Statistiken über Berufs­

re ifeprüfung und St d ienberecht igungsprüfung zeigt, geht es dabei nicht um eine Kon­

kurrenzierung der e i feprüfung - derze i t  dürften rund 1 % der erstmalig an einer Uni­

vers i tä t  inskribiere den inländischen ordentlichen Hörer e ine Berufsre ifeprüfung oder 

Studienberechtigun sprüfung abgelegt haben. Vielmehr so ll Erwachsenen, die in  der 

Regel berufstätig s nd und häufig fami liäre Verp flichtungen haben, bei  fachlich eindeu­

tig bestimmter Stu ienabsicht der Umweg über die Rei feprüfung erspar t  werden, die 

nicht nur e ine a11ge e ine Hochschulre ife, sondern auch Bildungsb erechtigungen für den 

außerunivers i tären ostsekundären Bereich und beruf liche Berecht igungen zur Folge 

hat, und som i t  weit über die B ildungsabsichten des Bewerbers h inausgeh t. 
I 

Bei der Neugesta�tung der Sonderform des Universitätszuganges für Erwachsene 
I 

kann weitgehend a�f d ie bewährte Institution der Berufsre ifeprüfung und auf posit ive 

Erfahrungen mit  d�n Vorbereitungslehrgängen für die Studienberecht igungsprüf�ng 

zurückgegri f fen w�rden. 
! 3.1 Die B e z e i � h n u n  9 "Studienberechtigungsprüfung" so llte wegen ihrer sach-

lichen Genauigkeit l beibehalten werden. Verwechslungen mit der Rei feprüfung sind 

dadurch schon von ider Wortwahl her ausgeschlossen. Übrigens spricht auch der Titel 
i • 
I 

der Verordnung üb r die Beru fsreifeprü fung vom Erwerb der "Studienberechtigung an 

wissenschaftlichen Hochschulen" (vgl. auch § 6 Abs. 2 und 3 der zit ierten Verordnung). 

Im Unterschied zu Reifeprüfung, die mit einer allgem einen Studienberechtigung ver­

bunden ist ,  bezieh sich d ie Studienberechtigung, die durch d ie Studienberechtigungs­

prüfung erworben ird,  jedenfalls zunächst auf eine oder zwe i Studienrichtungen. Dies 

wird im Titel des esetzentwurfes ebenfalls zum Ausdruck gebracht. Um die Studien­

berechtigungsprüf ng im Sinn dieses Entwurfes von der Studienberecht igungsprüfung 

im Sinn des Bund e  gesetzes über die Vorbere itungslehrgänge für d ie Studienberech­

t igungsprüfung zu unterscheiden, wird die le tztere im Gesetzes text als "Studienbe­

rechtigungsprüfun gemäß dem Bundesgesetz über die Vorbere itungslehrgänge" und in 

den fo lgenden Er!" u terungen als "Studienberechtigungsprüfung 1976" beze ichnet. 

3.2 An der Z w i P h a s i 9 k e i t d e s  .. V e r  f a h r e n  s - zuers t d ie Zulassung, 

dann die e igentlic e Studienberechtigungsprüfung - hält der vorliegende Entwurf fest ,  

obwohl in d iesbez" glichen Beratungen vor allem von Un iversi tätsvertretern vorgeschla-· 

gen wurde, bei  Er üllung der "formalen" Voraussetzungen (Alter,  S taatsbürgerschaft, 

Nichtbesitz der H c hschulre ife) jedem Interessenten die Ablegung der Studienberechti­

gungsprüfung zu estatten. Allerd ings sollte der Bewerber nach Meinung der überwie­

genden Zahl der ertreter dieser Position zu e inem Beratungsgespräch verpflichtet 

werden. Abgeseh n von der Schwierigkeit ,  e ine Inst i tution mit  so umfassender Be-
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ratungskompe tenz zu finden, entstünde auf d iese We ise wieder jene zeit lich punktuelle 

Entscheidungssi tuation, die von den Auswahlkommissionen für d ie Vorbere itungslehr­

gänge mehrfach kr itisiert wurde: Es soll festgestellt werden, ob ein Bewerber den 

Vorbere itungslehrgang voraussichtlich erfolgre ich beenden wird, obwohl d ie Auswahl­

komm ission diesen Bewerber das ers te Mal sieht und von ihm nur die üblichen Bewer­

bungsunterlagen und e inen schri ftlichen Fachtest zur Hand hat. Der Entwurf grei ft 

daher den auf die individuelle B ildungsgeschich te bezogenen Ansatz der Verordnung 

über die Berufsre ifeprüfung in mod if iz ierter Farm wieder auf (vgl. zu § 5 Abs. 1 Z. 4). 

Dadurch kann auch wei tgehend ausgeschlossen werden, daß jemand sich in einer situa­

tionsbedingten Augenblicksentscheidung für ein Universitätsstudium entschließt, ohne 

dafür eine hinreichende Information und Motivation zu besitzen. 

3.3 Oie 0 r g a n i s a  t o r  i s e h e  G e s t a l  t u n  g sieht sowoh l bei der Berufs­

rei feprüfung als auch bei der Studienberecht igungsprüfung 1976 zwei  gesonder te Or­

gane für die Prüfungszulassung einerseits und die Prüfungsdurchführung anderseits  vor. 

Bei der Berufsreifepri,.ifung entscheidet der Rektor im Zusammenwirken mit dem von 

ihm bestellten ständigen Referenten über die Zulassung (§ 3 Abs. 1 und 3 der Verord ­

nung über d i e  Beru fsrei feprüfung). O i e  Beru fsrei feprüfung se lbst wird von e iner Kom­

mission abgenommen, deren Zusammensetzung zum Te il durch das vom Bewerber an­

gestrebte Studium best immt ist (vgl.  § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 3 erster Satz und § 5 .A.bs. 5 

der Verord nung über die Berufsre ifeprüfung). Oie L�itung des gesamten Verfahrens 

ob liegt dem Rektor jener Universi tät,  bei welcher der Kandidat um Zulassung zur Be­

rufsre ifeprüfung angesucht hat. Es handelt sich dabei offenbar um e inen Reflex der 

Zuständ igkeit des Rektors für die Aufnahme der ordentlichen Hörer in den Verband der 

Univers ität (vgl. für 1945 § 2 der allgemeinen Studienordnung für die wissenschaft-

lichen Hochschulen, StGB1.Nr. 168/1945; für heute § 4 Abs. 1 AHStG, BGBI. Nr. 177/1966, 

in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI.Nr. 332/1981).  Dementsprechend is t für d ie 

Erte ilung e iner Altersnachsicht das Einvernehmen mi t  dem Rektor der künftigen Studien­

hochschule herzuste llen (§ 3 Abs. 2 li t. a der Verord nung über d ie Berufsre ifeprüfung) 

und die Studi'enberechtigung nur für die Univers ität zu erteilen, für welche sie erworben 

wurde,  obwohl sie für ganz dsterre ich gil t  (§ 6 Abs. 2 und 3 der Verordnung über d ie 

Beru fsrei feprüfung). Zum Verständn is d ieser Bestimmungen muß man sich vor Augen 

halten, daß 1945 Universitäten nur in Wien, Graz und Innsbruck bes tanden. 1962 kam 

Salzburg hinzu. Erst d ie Umbenennung der übrigen acht w issenscha ftlichen Hochschu len 

zu Un iversitäten durch das UOG, BGBl.Nr. 258/1975, hat die Möglichkeit geschaffen, 

daß jede Un iversität für ihre Studienrichtungen die Berufsrei feprüfung se lbs t durchführt. 

Bei der Studienberechtigungsprüfung 1976 obliegt die Zulassung dem Bundesminis ter 

für W issenschaft und Forschung. Oie Beurtei lung der fachlichen Voraussetzungen er-
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folgt durch eine Au wahlkommission (§  3 Abs. 1 und 2 des Bundesgesetzes über die 

Vorbereitungslehrg " nge). Der Prüfungssenat, dem die Durchführung der Studienberech­

tigungsprüfung obli g t, ist personeIT zum Te i l  mit der Auswahlkommission identisch. 

Meist hat sich in  de Person des Mitgliedes mit e inschlägiger Lehrbefugnis (§  3 Abs. 3 

dr itter  Satz und § 5 Abs. 3 erster Satz des Bundesgesetzes über  d ie Vorbereitungslehr­

gänge), das fast im er sowohl zum Vorsitzenden der Auswahlkomm ission als auch des 

Prüfungssenates ge ählt wurde,  tatsächlich e in  das gesamte Verfahren le i tendes Organ 

ergeben, obwohl di  s gesetzlich nicht vorgeschrieben ist. An welchen Univers i täten 

und fUr welche Stu ienrichtungen e ine Studienberechtigungsprüfung 1976 abgelegt 

werden kann, ergib sich aus der Einrichtung von Vorbere itungslehrgängen für die Stu­

dienberechtigungsprüfung. Die Studienberechtigungen sind nicht universitätsgebunden. 
i • •  

Der v orliegende �n twurf überträg t  d ie Zulassung zur Studienberechtigungsprüfung 

einem universitärer Organ, nämlich dem Vorsitzenden der Studienberechtigungskom­
, : 

mission (§  3 Abs. 6). Oie Auswahlkommission wird in  der Form der Zulassungskommis -
i 

sion (§  4) übernomrjnen. Oie Organisation des gesamten Verfahrens und die Koordina-

tion der erforderliJhen Prüfungstätigke i t  b is h in zur Ausstellung des Studienberechti:' 

gungszeugn isses sob der Studienberechtigungskomm ission und ihrem Vorsitzende n  ob­

liegen. Der Rektor der d iese Agenden bei der Berufsre i feprüfung wahrzunehmen hat, 

würde davon entla tet. 

3.4 Hinsichtlich es U m f a n  9 e s d e r  S t u d i e  n .b e r e c h t i g u n  9 wird 

am Prinzip der na h Studienrichtungen spezialisierten Studienberechtigung festgehal­

ten,  zugleich aber e ine volls tändige Studienberechtigung sichergeste llt. Ein besonderes 
i 

Problem stellen in i  diesem Zusammenhang die kombinier ten Studien dar. Die Verord-

nung über d ie Ber fsre i feprüfung verwendet o ffenbar d ie Begriffe "Studium" und· IIFach­

studium" synonym obwohl es auch 1945 eine Reihe von kombinationspflichtigen Studien, 

also - in der Oikti n der Verordnung über d ie Berufsre ifeprüfung - Studien im Umfang 

von zwei oder dre Fachstudien gab. Der Bewerber ist gewöhnlich auf e inem Gebiet  

besonders quali f iz  ert. Eine Studienberechtigung für  d ie e inschlägige Studienrichtung 

alle in nützt ihm j doch n ic hts, wenn d iese aufgrund der Studienvorschri ften m i t  e iner 

anderen, fachlich n icht unbedingt verwandten Studienrichtung kombiniert werden muß. 

In der Praxis der erufsrei feprüfung wurde  dieses Problem in der Regel durch Berück­

sichtigung e ines z e iten Fachstudiums (einer zweiten Studienrichtung) be im fachbezo­

genen Te i l  der Be u fsre i feprüfung (§ 4 Abs. 2, § 5 Abs. 3 lit. b und Abs. 4 l it. b der 

Verordnung über ie Berufsre ifeprüfung) gelöst. Bei den Vorbere itungslehrgängen für 

die Studienberec t igungsprüfung ist diese Lösung meist ausgeschlossen, da nicht der 

Studienwunsch de einzelnen Bewerbers, san dern die Gle ichhe i t  oder Ähnlichkeit der 
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fachlichen Voraussetzungen der Studienrichtungen Maßstab für die Zusammenfassung 

mehrerer Studienberechtigungen als Ziel eines gemeinsamen Vorbere itungslehrganges 

sind (§ 3 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Vorbereitungslehrgänge). Interessen ten für 

kombinierte Studien müssen daher gewöhnlich entweder e inen weiteren Vorbereitungs­

lehrgang abso lvieren oder  zusätzlich die Beru fsrei feprüfung ablegen. Für den ersten 

Fall wurde durch § 9 Abs. 1 der Verord nung über die Vorbere itungslehrgänge für d ie 

Studienberechtigungsprüfung, BGBl.Nr. 362/1980,  in der Fassung der Verordnung BGBI. 

Nr. 375/1981 eine Anerkennungsregelung geschaffen. Zwischen Berufsre ifeprüfung und 

Studienberechtigungsprü'fung 1976 gibt es jedoch keine Anerkennung von Prüfungstei ­

len, da entsprechende gesetzliche Ermächtigungen fehlen. O i e  durch § 3 Abs. 2 des 

Bundesgesetzes über ge istesw issenschaftliche und naturwissenschaftliche Studienrich­

tungen, BGBl. Nr. 326/1971, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBI.Nr. 59/1983, . 

eröffnete Möglichkeit, anstelle der zweiten Studienrichtung eine Gruppe von Fächern 

zu wählen, erwies sich zwar in manchen, nicht aber in allen Fällen als hilfre ich. 

Der vorliegende Entwurf geht bei der Festlegung der Prüfungsf.ächer der Studienbe­

rechtigungsprüfung vom Studienwunsch des Bewerbers aus und bezieht sich ausdrück­

lich auch auf die kombinationspflichtigen Studien (§  8 Abs. 4). In diesem Fall sollen 

beide Studienrichtungen in der Rangfolge erste - zweite Studienrichtung berücksichtigt 

werden. Allerdings sollen auch Bewerber für ein kombinationspf lichtiges Stud ium die­

se lbe Zahl von Fächern der Studienberechtigungsprüfung abso lv ieren müssen wie Be­

werber für nicht kombinationspflicht ige Studien. Für die Zulassung wird daran fest­

gehalten, daß der Bewerber für e in e  - die erste - Studienrichtung qualifiziert sein muß 

(vgl. § 4 Abs. 1 ,  § 5 Abs. 1 Z. 4, § 8 Abs. 1 Z. 2). Terminolog isch wurde  daher getrach­

tet, zwischen dem Begriff "Studienrichtung" und dem weiteren Begriff "Studium", der 

auch zwei Studienrichtungen umfassen kann, klar zu di fferenzieren. Natürlich steht 

"Studienrichtung" - sofern nicht ausdrücklich anders spezi fiziert wird (§ 8 Abs. 2, § 15 

Abs. 4) - auch für die studienrechtlichen Phänomene des Studienzweiges, der Wahl­

fachgruppe, des Studienversuches und des Kurzstud iums. 

3.5 Das V e r  h ä 1 t n i s R e i f e p r ü f u n  9 - S t u d i e  n b e r e c h t i -

g u n  9 s P r ü f u n  9 wird für den vorliegenden Entwurf folgendermaßen gesehen: 

Die Reifeprüfung der allgemeinb ildenden und beru fsb ildenden höheren Schulen vermit­

telt eine allgemeine Studienberechtigung für Un iversitäten und Hochschulen. S ie  be­

darf je  nach abso lv iertem Typ der  höheren Schule in  e iner Re ihe von Fällen im Hin­

b lick au f die Erfordernisse des gewäh lten Studiums der Ergänzung durch Zusatzprüfun­

ge.n zur Rei feprüfung. Diese s ind in den Vorschri ften über die Hochschulberech t igung 

der Maturanten (zuletzt Hochschulberech tigungsverordnung 1975,  BGBl.Nr. 356,  in der 
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F�ssung der Verord ung BGBl.Nr. 283/1977) geregelt. Diese Vorschri ften sind auf ,D.,b­

solventen der  Beruf reifeprüfung oder der  Studienberechtigungsprüfung 1976  nicht 

anzuwenden, d:j! es ich bei den beiden Prüfungen um keine Rei feprüfungen handelt, 

und e ine sinngemäß Anwendung der Hochschulb erechtigungsvorschriften weder durch 

d ie  Verordnung übe die Berufsrßi feprüfung noch durch das Bundesgesetz über die Vor­

bere itungslehrgäng verfügt wird. 

Wenn sowohl die usatzprüfungen zur Reifeprü fung gemäß § 41 Abs. 2 und § 69 Abs. 2 

des Schulorgan isati nsgesetzes, BGBl.Nr. 242/1962,  zuletzt geändert durch das Bundesge­

setz BGBl.Nr. 365/ 9 82, und gemäß § 13  Abs. 2 des Land- und forstwirtschaft li chen 

Bundesschulgesetz s, BGel.Nr. 175/1966, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 

BGBl.Nr. 231/1982, als auch d ie Prüfungsfächer der Studienberech tigungsprüfung nach 

den Erfordern issen Jder Studienrichtungen festzulegen sind (§ 8 Abs. 2 und 3),  liegt 

zunächst d ie  AnnaHme nahe, dies müsse zu gleichen Ergebn issen führen. Tatsächlich 

tri fft  d ies nicht zu�! 
Augenfälli g  wird d ies etwa in den unterschiedlichen Anforderungen e iner Zusatzprü­

fung aus Latein,  d i  als Extern istenprüfung an e iner höheren Schule abgelegt wird, und 

der Zusa tzprüfung pber denselben Gegenstand, die auf der Grundlage v on § 6 Abs. 1 

der Hochschulbere htigungsvero rdnung 1975 als Ergänzungsprüfung an der Un ivers ität, 

z.B. im Anschluß a e inen Lateinkurs für katholisch-theologische Studienrichtungen 
� 

abgelegt w ird. Hie sind d ie  Prüfungsanfo rderungen auf d ie  Erfordern isse des konkreten 

Studiu ms ausgeric tet, während dort der Standard der Re ifeprüfung gi lt  (§ 5 der Hoch-
-
schulb erechtig ung v erordnung 1975). Es g ibt  auch Ind izien, daß be i  der Festlegung der 

Zusatzprüfungen zpr Re ifeprüfung e in großzüg igerer Maßstab angewendet w ird als das 

Kriterium der una d ingbaren Voraussetzungen der jewei ligen Studienrichtung.  D ies ist 

aus der Eigengese zlichke it der Reifeprüfung als Abschluß der Sekundarschullaufbahn 

zu erklären. Aller i ngs war zuletzt ein Trend zur Reduzierung der Zusatzprüfungen 

vom Herkömmlich n oder Nützlichen auf das Notwendige feststel lb ar (vgl. die Hoch­

schulberechtigung v erordnung BGBl.Nr. 101/1968 mit der Hochschulberechtigungsver­

ordnung 1975). 

Erwägungen der angeführten Art veranlaGten den Verfassungsgerichtshof, in seinem 

Erkenntn is B 459/ 8-13 vom 9 .  Oktober 1981 d ie untersch iedlichen Stud ienzulassungs­

erfordernisse, d ie  sich aus der Anwendung der Hochschulb erech tigungsverordnung au f 

Maturanten und i rer Nich tanwendung auf Abso lventen e iner Berufsrei feprüfung erge­

ben, für sachlich erechtfertigt und im Hinblick auf den Gleichheitssa tz der Bundes­

verfassung für un edenk lich zu halten. 

Das Hächstgeri ht  hat im erwähnten Erkenntn is auch auf die subjektive Se ite h inge­

w iesen:  Oie Bewe , ber zur Berufsre i feprüfung besitzen nicht nur eine e inschlägige fach-
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liehe Vorbildung, sondern auch eine Beru fs- und Lebenserfahrung, die dem Maturanten 

in der Regel fehlt. Aufgrund d ieser höheren Lebensre ife kann von Absolventen e iner 

Studienberecht igungsprüfung auch erwartet werden, daß er sich fehlende Vorkenn tnisse 

für sein Studium auch dann aneignet, wenn sie ihm formell  nicht vorgeschrieben wer­

den. Dies erscheint z. B. dann bedeutsam ,  wenn ein Erfordern is der Hochschulberechti­

gungsverordnung - unter Berücksichtigung der bere its angeführten Modif ikationen aus 

der Sicht der Universität - für eine Studienrichtung nur unabdingbar ist, sofern der 

Studierende bestimmte Fächer oder Lehrveranstaltungen wählt. 

Die angeführten Argumente sprechen auch wei terhin gegen eine d irekte Anwendung 

der Hochschulberechtigungsverordnung auf Absolventen einer Studienberechtigungs­

prüfung.  Sowohl die gesetzliche Vorschreibung der Pflicht fächer gemäß § 8 Abs. 1 Z. 2 
sowie  d ie Vorschre ibung durch Verordnung des Bundesminis ters für Wissenschaft und 

Forschung gemäß § 8 Abs. 2 und 3 wird jedoch in einer Reihe von Fällen zur indirekten 

Anwend�.Jng der Hochschulberechtigungsverordnung auf die Absolventen einer Studien­

berechtigungsprüfung führen. Dies ergibt  sich aus der Tatsache, daß viele Stud ienrich­

tungen an Universitäten und künstlerischen Hochschulen auf best immte Gegenstände 

der höheren Schule aufbauen. Da das Anforderungsn iveau der Lehrveranstaltungen für 

Studienanfänger in den betre ffenden Fächern (z.B. Mathematik in naturwissenschaft­

lichen oder ingenieurw issenscha ftlichen Studienrichtungen) auf das Maturan iveau abge­

stimmt ist - d ie Studienanfänger sind fast ausnahmslos Maturanten -, muß es auch be i  

der  Definition der  Anforderungen der Studienberechtigungsprüfung berücksichtigt 

werden. Daraus folgt aber weder e ine völlige Identität mit  dem Lehrstoff der höheren 

Schule, noch ist eine Differenzierung des Prüfungsstoffes eines solchen Faches nach 

Gruppen von Studienrichtungen ausgeschlossen. Als Beispiel seien die unterschiedlichen 

Mathematik-Anforderungen in den einzelnen Zweigen des mathematischen und natur­

wissenschaftlichen Vorbereitungslehrganges (vgl. Z. 1 der Anlage zur entsprechenden 

Verordnung BGBl.Nr. 373/1981),  im techn ischen Vorbereitungslehrgang (vgl. Z. 1 der 

Anlage zur entsprechenden Verordnung BGBl.Nr. 367/1980 in der Fassung der Verord­

nung BGBl.Nr. 376/1981) und im sozial- und wirtschaftsw issenschaftlichen Vorberei­

tungslehrgang (vgl. Z. 2 der Anlage zur entsprechenden Verordnung BGBl.Nr. 374/1981) 

erwähnt. 

Der vorliegende Entwurf folgt mit  dem Konzept e iner studienrichtungsbezogenen, im 

wesentlichen von den Anforderungen des späteren Stud iums hEir best immten, Studien­
berechtigungsprüfung dem Vorb ild der Vorbere i tungslehrgänge für d ie Stud ienberech­
tigungsprüfung und - mit geänderter fachl icher Schwerpunk tsetzung - der Beru fsrei fe­
prüfung. Die Studienberechtigungsprüfung präsentiert sich daher formell  als "Alter-

38/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)38 von 83

www.parlament.gv.at



- 16 -

native" zur Rei fepr'  fung, ohne daß dadurch inhaltliche Übere inst immungen in zahl­

re ichen Einzelfällen ausgeschlossen wären. 

4. Alternativen 

Aus dem Vergleic zwischen den Rege lungen und der Praxis der Berufsre ifeprüfung 

und der Studienbere htigungsprüfung 1976 e inerse its und den Bestimmungen des vorlie­
genden Entwurfes a derse its, lassen sich e ine Reihe von Alternat iven erkennen, d ie in 

den Erläuterungen um Te il argumentativ angedeutet sind. Auf ein ige infolge der b is­

herigen Erfahrunge besonders naheliegende Alternativen sei jedoch speziell h ingewie-

sen: 
i 

Zu Abschnitt 1: Einqichtung und Organisation 
I 

1 .  D ie  Einrichtu'ng Ider Studienberechtigungskommissionen an  den Univers itäten (§ 1 

Abs. 2) könnte �urch den Gesetzgeber abschließend geregelt  werden. 

2. Die Zulassungskpmmissionen (§ 4) könnten nach dem Vorbild der Auswahlkommis­

sionen für die Vprbere itungslehrgänge von der Zulassungsbehörde  - Vors itzender 

der Studienberephtigungskommission - völlig  getrennt und mit e igenem Vors itzen­

den ausgestatte� werden. In d iesem Zusammenhang erschiene es auch denkbar, die 

ZUlassungsentSlheidung (§  3 Abs. 6 und § 6 Abs. 2 und 5)  nach dem Vorb ild der Be­
rufsrei feprüfun beim Rektor zu be lassen. 

Zu Abschnitt II: Zu assung zur Studienberechtigungsprüfung 
3. Das auf die ind�v iduelle Bildungsgesch ichte b ezogene Zulassungskriterium (§  5 Abs. 1 

Z. 4 und Abs. 4 sowie § 6 Abs. 1),  entnommen der Beru fsrei feprüfung, könnte durch 

ein prognostisc es Kriterium nach Art der Eignungsprüfung für die Vorbere itungslehr­
gänge ersetzt 

Zu Abschn itt III: S udienberech tigungsprüfung 

4. Die unter "Ze it eschichte Österre ichs" (§ 8 Abs. 1 Z. 1 und § 10 Abs. 1) gegenüber 

der Berufsrei feprüf�ung erfo lg te Zusammenfassung der Komponen ten Geschichte 
Österre ichs so ie Textverständnis und Ausdrucksfähigkeit könnte unterb le iben. Es 
ergäben sich d nn fünf Prüfungsfächer der Studienberechtigungsprüfung. 

5. Ob mit dre i st d ienrichtungsbezogenen Prüfungsfächern (§ 8 Abs. 1 Z. 2 und 3) be i  
Beachtung des § 8 Abs. 3 zugrunde liegenden Prinz ips der  Überprüfung aller unab­
dingbaren Vor enntn isse in allen Fällen das Auslangen gefunden werden kann, ist 
e ine Frage, de en verb indliche Beantwortung nach Abschluß des Begutachtungsver­
fahrens möglich se in so llte . Denkbar wäre auch e in Verzicht auf die gesetzliche 
Deta ilfixierun des ersten studienrich tungsbezogenen Prüfungsfaches (durch § 8 
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Abs. 1 Z. 2) mit dem Ergebn is, daß - wie derzeit  bei der Studienberechtigungsprü­

fung 1976 - alle studienrichtungsbezogenen Prüfungsfächer nach den Richtlinien 

von § 8 Abs. 1 Z. 3 und Abs. 3 festzulegen wären. 

6. Prüferliste und Terminanbietungsregelung (§ 9 Abs. 2 und 3 in Verbindung mi t  § 11 

Abs. 2 und § 3 Abs. 7) scheinen durch eine Regelung der Zuständigkeit  für die Fest­

stellung der gemäß § 9 Abs. 1 Prüfungsbefugten in Zweifelsfällen bei gleichzei tiger 

freier Prüferwahl (vgl. § 9 Abs. 4) ersetzbar. 

Zu Abschnitt IV: Anerkennung von Prüfungen 

7. Für die Bildung von Gruppen verwandter Studienrichtungen (§ 15 Abs. 4 in Verbin­

dung mit der Anlage) lassen sich mit Hilfe der fachzuständigen akademischen Be­

hörden voraussichtlich eine Reihe überzeugenderer Lösungen finden. 

5. Kosten 

Da die wesentlichen Kostenfaktoren von der Bewerberzahl abhängig sind, läßt sich 

der Aufwand im voraus nicht genau beziffern. Oie nachfolgenden Kostenerwägungen 

gehen von den derzei tigen Bew�rberzahlen für Berufsreifeprüfung und Studienberech­

tigungsprüfung 1976 und von deren kon tinuierlicher Wei terentwicklung aus. 

Das Ausmaß der Befreiung von Stempelgebühren und Bundesverwaltungsabgaben soll, 

wie=-z�'§ 20 ausgeführt wird, keine Änderung erfahren. 

Was den Aufwand für die Lehrtätigkeit betrifft, könnte selbst m i t  einer geringeren 

Menge an Lehraufträgen als sie beL den derzeitigen Vorbereitungslehrgängen für die 

Studienberechtigungsprüfung benötigt wird an allen Universi tätsorten ein ständiger 

Hochschulkurs für Zei tgeschichte Österreichs und zusätzlich ein die Prüfungsvorbe­

rei tung unterstützender Unterricht in ausgewählten Orten und Pflichtfächern angeboten 

werden. Ein Mehraufwand ist demnach für die uni versi täre Lehre im Bere ich der Vor­

berei tung auf die Studienberechtigungsprüfung nicht zu erwarten. 

Oie Regelung über die Abgeltung der Prüfungstätigkei ten und der Tätigkeit der Vor­

si tzenden der Studienberechtigungskommissi onen sowie der Mitglieder der Zulassungs­

kommissionen (§ 19 Abs. 2 und 3) bewegt sich im bisherigen Rahmen und wird zu kei­

nem Mehraufwand führen. 

Für die Administration des vorgeschlagenen Gese tzes ist gegenüber der b isherigen 

Zweigeleisigkeit von Berufsre i feprüfung und Studienberech tigungsprüfung 1976 eine 
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Vereinfachung der b läufe zu erwarten. Allerdings könnte je  nach Art der organ isato­

rischen Realis ierun der Studienberechtigungsprüfung (vgl. § 1 Abs. 2) die Zuwe isung 

der einen oder ande en Planstelle für Verwaltungspersonal an die Universitätsdirektio-

nen erforderlich we den. 

• 
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Die vorgeschlagene Regelung sieht grundsätzlich die Einrichtung von Studienbe­

rechtigungskomm issionen an den zwölf Universitäten vor. Als Organe, die das gesam te 

Verfahren durchführen bzw. leiten so llen,  sind die Stud ienberech tigungskommission und 

der Vorsitzende der Studienberechtigungskomm ission (§ 3 Abs. 6) vorgesehen. Der 

fachliche Wirkungsbereich so ll durch das Studienrichtungsangebot der Universität um­

schrieben werden, an der die Studienberechtigungskommission eingerichtet ist (Abs. 1). 

Vorangeste llt is t nach dem Vorbild der Verordnung über die Berufsre ifeprüfung (§ 1) 

und des Bundesgesetzes über die Vorb ere itungslehrgänge (§ 2 Abs. 1) ein Satz, über d ie 

Zielsetzung des vorgeschlagenen Gesetzes. Die genauere Beschre ibung der Rechts­

wirkung einer Studienberechtigungsprüfung findet sich, der Systematik des Entwurfes 

entsprechend, im § 14. 

Abs. 2 sieht M öglichkeiten e iner Konzentration der Studienberechtigungsprüfung an 

den Universitäten Wien und Graz sowie an den Techn ischen Universitäten Wien und 

Graz vor. Als weitestgehende Lösung wäre demnach denkbar, für den Bere ich Wien 

zwei und für Graz (unter Einbeziehung Leobens) eine Studienberechtigungskomm ission 

zu schaffen. Als Kriterien für derartige organ isatorische Maßnahmen scheinen die 

Bewerberzahl und die Kostense ite maßgeblich. Die j eweils betroffenen Universi täten 

sollen durch den Akademischen Senat oder das Universitätskollegium an der Vorbere i­

tung dieser organ isatorischen Maßnahmen betei ligt sein. Die vorgeschlagene Regelung 

entspringt der Erfahrung, daß zum Teil  schon vor Inkrafttreten des UOG ausdrückliche 

W ünsche der damaligen Hochschulen für Sozial- und Wirtschaftsw issenschaften Linz 

und für Bildungswtssenschaften Klagenfurt vorlagen, die Berufsre ifeprüfung abhalten 

zu können, während die übrigen ehemaligen nichtuniversi tären wissenschaftlichen Hoch­

schulen erst in den letzten Studienjahren mit der Abhaltung der Berufsre ifeprüfung 

begannen. An der Montanun iversi tät Leoben und der Universität für Bodenkultur Wien 

hat sich b is lang offenbar noch kein h inre ichender Bedarf ergeben, die Beru fsre ifeprü­

fung selbst durchzuführen. Unter prüfungsorgan isatorischen Gesichtspunk ten dürften 

kaum Einwendungen gegen e ine Zusammenfassung der Stud ienberechtigungsverfahren 

mehrerer Un iversi täten bestehen, da die Studienberechtigungsprüfung nicht kommissio­

nell, sondern in Form von gesonderten Fachprüfungen durchgeführt werden so ll (vgl. 

§ 11 Abs. 1 und die Erläuterungen dazu). 

Die künstlerischen Hochschulen (Abs. 3 )  blieben �owohl bei der Verordnung über d ie 

Berufsrei feprüfung als auch beim Bundesgesetz über die Vorbere i tungslehrgänge außer 

Betracht. Dies ist angesichts der vergleichswe ise geringen Bedeu tung der Re ifeprüfung 

als Zulassungsvoraussetzung der an diesen Hochschulen e ingerichteten Studien zwar 
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verständlich, doch s nd sowohl bei  der Berufsrei feprüfung als auc h  bei  der Studienbe­

rechtigungsprüfung 976 einzelne Be�erber für künstlerische Lehramtsstudien und 

Arch itektur aufgetr ten. Es erscheint daher geboten, die künstler ischen Hochschul­

stud ien in e ine gese zliche Neuregelung des Zuganges v on Nichtmaturanten zu ordentli­

chen Universitäts- nd Hochschulstudien e inzubez iehen, allerd ings nur, soweit sie die 

Re ifeprüfung erfordern. Es handelt sich dabe i  um die Studienrichtung Architektur an 

der Akademie der b Idenden Künste und an der Hochschule für angewandte Kunst in 

Wien (§§ 14 bis 17 d s Bundesgesetzes über techn ische Stu dienrichtungen, 

BGB1.Nr. 290/1969,  zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl.Nr. 58/1983) und 

um die wissenschaf lieh-künstlerischen Lehramtsstudien B ildnerische Erziehung, Werker­

z iehung , Textiles G s talte n  und Werken, Musikerziehung sowie Instrumentalmusik­
erziehung (§ 2 Abs. 3 Z. 40 b is 44 des Bundesgese tzes über geis teswissenschaftliche 

und naturwissensch ftliche Studienrichtungen. Ferner ist im Kunsthochschul-Studienge­

set z  (KHStG), BGBll.Nr. 187/1983,  für folgende Studien an künstlerischen Hochschulen 
die Reifeprüfung alp Zulassungsvoraussetzung zwingend vorgesehen: Musiktheaterregie  

(Anlage At Z.  26), I�menarch itektur (Anlage A,  Z. 49) ,  Kurz�tudium "Musiktherapiell 

(Anlage B, Z. 5). D�r Studienzweig "Reg ie"  der Studienrichtung Darstellende Kunst 

(Anlage A, Z. 32) s� ll alternativ über d ie Re ifeprüfung e iner höheren Schule oder den 

Abschluß des Studi�nzweiges " Schausp iel" derse lben Studienrichtung zugänglic h  se in. 

Er käme daher für � ine Studienberechtigungsprüfung nicht in Betracht. Im Hinblick auf 

die auch weiterhin zu erwar tende sehr kleine Bewerberzahl wird die Zuwe isung d ieser 

Verfahren an die u i versitären Stud ienberechtigungskommissionen v orgeschlagen. Das 

Kriterium der örtli hen Nähe in  der vorgesehenen Verordnungsermächtigung bedeutet,  
daß die Zuweisung n d ie  (eine) am Hoc hschulor t  e inger ichtete Studienberechtigungs­
kommission zu erf 1gen hätte, also z .B.  die Studienb erechtigungswerber  der Hochschule 

für künstlerische ubd industrielle Gesta ltung in Linz nur der Studienberechtigungskom­

m ission der Univer i tät Linz und nicht etwa der Universität Salz burg zugewiesen werden 

dürften. Das Krite ium der fachlichen Nähe könnte re levant sein, wenn am Hochschulort  
mehrere Studienbe echtigungskomm issionen bestehen. So wäre es etwa denkbar, d ie 

Stud ienrichtungen Architektur/Innenarchitektur der Akademie  der b ildenden Künste 
und der Hochschul für angewandte Kunst in Wien der Studienberechtigungskommission 

der Techn ischen U iversität Wien, die übrigen betroffenen Studien der beiden erwähnten 
sowie der Hochsch le für Musik und dars tellende Kunst in Wien jedoch der Studienbe­

rechtigungskommi sion der Universität Wien zuzuweisen. 

Insgesamt hätte die in § 1 vorgesehene De fin it ion des fachlichen Wirkungsbere iches 

der S"tbdienberech igungskommission mit Hilfe des Studienangebotes der Un iversität ,  
an der s ie eingeri h tet  ist,  und der al l fälligen zugewiesenen weiteren Univers itäten 

oder Hochschulen am Ort für d ie Bewerber zur Folge,  daß sie die Studienberech tigung 
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am kün ftigen Studienort erwerben müß ten, wenn das von ihnen angestrebte Studium 

nur an einer österreichischen Univ.ersität (Hochschule) angeboten wird (z.8. Sinologie). 

Für mehrfach eingerich tete Studien (z.8. Rechtsw issenschaften) stünden zwei oder 

mehrere Universitätsorte zur Wahl. Darüber h inaus wäre es trotz der Bindung des Zulas­

sungsverfahrens und der prinzip iellen Zuordnung der Studienberechtigungsprüfung zu 

einem der in Betracht kommenden späteren Studienorte zulässig ,  gemäß § 1 1  Abs. 6 

und § 16 Fachprüfungen der Studienberechtigungsprüfung an einem für den Bewerber  

günstigeren Hochschulor t  abzulegen. 

Eine scheinbar konkurrierende fachliche Zuständ igkeit könnte bei kombinations­

pflicht igen Stud ien auftreten, wenn keine bestehende Studienberechtigungskom m ission 

beide von einem Bewerber gewählten Studienrichtungen zu ihrem Wirkungsb ereich 

zählen könnte. Da derartige Studien insgesam t  nicht häufig sind und in der Regel mit 

einem ständigen Pendeln zwischen zwei Universitätsorten verbunden wären (z.8. Kombi­

nation Theaterwissenschaft/Wien mit  Bulgar isch/Salzburg), sind sie quantitativ nicht 

von Bedeutung. Die Zuständigkeitsfrage wäre in so lchen Fällen indirekt  durch § 4 Abs. 1 

entschieden: der Bewerber müß te sein Zulassungsansuchen an die für sein�voraussicht­

liche erste Studienrichtung zuständige Studienberechtigungskommission richten. 

Zu § 2: 
Die Zusammensetzung der Studienberechtigungskommission ist im wesentlichen nach 

dem Vorb ild der Auswahlkommission für Vorbere itungslehrgänge gestaltet (vgl. § 3 

Abs. 3 des Bundesgesetzes über die Vorbere itungslehrgänge). Zu berücksichtigen war 

jedoch, daß die Studienberechtigungskommission in der Regel e inen bre i ter  gefächerten 

Aufgabenbere ich haben wird ,  weswegen e ine Mehrzahl  von "Fachvertretern" erforderlich 

erscheint. In der Zusammensetzung sol l  statt  eines Pädagogen u n d eines Psychologen 

ein Pädagoge 0 d e r  Psychologe der Kommission angehören. Dafür ist ein Vertre ter 

der zuständ igen Hochschülerschaft als Mitglied vorgesehen. 

Abs. 1 Z. 1 sieht einen "Fachvertreter" je  Fakultät, je nicht in Fakultäten geglieder­

ter Universität oder je Hochschule künstlerischer Richtung vor. In Verb indung mi t  § 4 
Abs. 1 erg ib t  sich daraus auch;' daß je  Fakultät, je Un iversität ohne Fakultätsgliede-

rung und je Hochschule künstlerischer Richtung eine Zulassungskom m ission einzurich ten 

sein wird. Als "Fachvertre ter" kommen nach der vorgeschlagenen Formulierung im 

universitären Bereich Ordentliche, Außerordentliche und Emer itierte Un iversi tätspro­

fessoren sowie Un iversitätsdozenten in Betracht. Seitens der Akademie der b ildenden 

Künste in Wien und der fünf Kunsthochschulen kommen ordentliche, außerordent liche 

und emeritierte Hochschulpro fessoren, bei der Akademie der b i ldenden Künste außerdem 

Hochschuldozenten als Mitglieder der StUdienbereCht igungskomm ission in Betracht. 

Als Abso lvent der Pädagogik oder Psycho logie (Abs. 1 Z. 2) wird jemand anzusehen 

sein, der ein Doktorat der Philosoph ie gemäß der ph ilosoph ischen Rigorosenordnung, 
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StGBl.Nr. 165/1945 erworben und aus e inem der genannten Fächer d issertiert hat; 

ferner Abso lventen eines Diplomstudiums der Studienrichtung Psychologie  oder der 

Studienrichtung Pä agogik als erste oder zwe i te Studienrichtung gemäß Bundesgesetz 

über geis teswissens haftliche und naturwissenschaftliche Studienrichtungen sowie  

Absolventen gleich ertiger Auslandsstudien. Das Vorhandensein eines Bundesdienstver­

hältn isses wird im inblick auf die Wählbarkeit zum Vors i tzenden der Studienberechti­

gungskommission (§ 3 Abs. 1)  gefordert. Alle b isher im Rahmen der Auswahlkommissionen 

für die Studienbere hti-gungsprüfung 1976 tätig gewordenen Pädagogen und Psychologen 

haben d iese Voraus setzung erfüllt, obwohl sie nicht gesetzlich fixiert ist. 

Hinsichtlich der unktion der verschiedenen Mitglieder wird auf die Erläuterungen 

zu § 4 v erwiesen. 

Eine längerfrist i  e Bestellung der Mitglieder und e ine Regelung für den Verhinde­

rungsfall (Abs. 2) etweist sich aufgrund der Erfahrungen mit den Auswahlkommissionen 
i 

für die Vorberei tungslehrgänge als zweckmäßig. Die  v ierjährige Bestel lungsdauer orien­
I 

tiert sich am Vorb ild der Prüfungskomm issionen für Diplomprüfungen (§ 26 Abs. 5 
I 

AHStG). 
I 

Abs. 3 hat die Vorschlagsrechte für die Bestellung der Kommissionsmitglieder durch 

den Bundesministe� für W issenschaft und -Forschung zum Gegenstand. Der "Fachvertre­

ter" in der Auswah �kommission ist gemäß § 3 Abs. 3 des Bundesgesetzes über d ie  Vorbe­

rei tungslehrgänge ach Anhörung der Rektorenkonferenz und der Österreichischen 

Hochschülerschaft vom Bundesminister für Wissenschaft und Forschung im Einvernehmen 

mit dem Bundesmi ister für Unterricht und Kunst zu beste llen. In der Praxis haben 

lediglich die Unive si täten (Fakultäten, Insti tute) auf die Auswahl des Kommissions­

mitgliedes mi t  e in�chlägiger Lehrbefugnis Einfluß genom men. Es erscheint daher zweck­

mäßig, jenem akadßmischen Kollegialorgan, auf dessen Wirkungsbere ich sich die Tätig­

keit der Zulassung kommission bezi ehen wird (Fakultäts- oder Un iversi tätskollegium),  

das Vorschlagsrec t für d ie  Beste llung des "Fachvertreters" einzuräumen und auf Anhö­

rungsrech te zu verzich ten. 

Ähnliches gilt r·r den Abso lventen der Pädagogik oder Psychologie. Da er grundsätz- �. 

lich allen Zulassun skommissionen angehört (vgl. Erläu terungen zu § 4 Abs. 3), ist in  

diesem Fall e in Va schlagsrecht des obersten Kollegi alorgans der Universi tät  vorzu-

sehen. 

Bei den Mitgliedern aus dem Bere ich der beruflichen Interessenvertretung (Abs. 1 
z. 3 und 4) wurde ie Entsendung durch die nach ihrem örtlichen Wirkungsbereich für 

den Univers itätso t zuständige Landeskammer vorgesehen. Dies entsprich t der Tatsache, 

daß die Bundeska mer der gewerblichen Wirtschaft und der Österre ich ische Arbe i terkam­

mertag bei der Du eh führung von § 3 Abs. 3 des Bundesgesetzes über die Varbere itungs-
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lehrgänge ihre personellen Vorschläge in der Rege l be i der jewe i ligen �andeskammer 

eingeholt haben, und scheint mit  der Aufgabente ilung zwischen Bundes- und Landeskam­

mern durch das Handelskammergesetz (BGBI.Nr. 182/1946 in der geltenden Fassung) 

und das Arbeiterkammergesetz (BGBl.Nr. 105/1954 in der geltenden Fas�ung) im Einklang 

zu stehen. 

Die Nominierung der Mitglieder aus dem Bere ich der Österre ichischen Hochschüler­

schaft (Abs. 1 Z. 5) ist unter Berücksichtigung der Aufgabenver te ilung zwischen der 

gesamtösterre ichischen Studentenvertre tung und den Hochschülerschaften an den e inzel­

nen Universi täten und künstlerischen Hochschulen durch die §§ 2 und 3 des Hochschüler­

schaftsgesetzes 1973 (BGSl.NI'.. 309 , zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 8GSl. 

Nr. 316/1981) formuliert. Demnach hätte die Hochschülerschaft an jener Universität, 

an der d ie Studienberechtigungskommission e ingerichtet ist, dann zu nominieren, wenn 

sich der W irkungsbere ich der Studienberechtigungskomm ission nur
. 
auf die Studienrich­

tungen d ieser Universität erstreckt. In allen übrigen Fällen hätte d ie Österre ichische 

Hochschülerschaft zu nominieren. Obwohl es sehr wünschenswert ersche int, daß d ie  

Hoc hschülerschaften als Mitglieder der Studienberechtigungskommissionen Personen 

namhaft machen, die selbst e ine Beru fsrei feprüfung oder Studienberechtigungsprüfung 

abgelegt haben, sollte d ies nicht gesetzlich vorgeschrieben werden, da es wegen der 

geringen Zahl solcher Personen nicht immer möglich wäre, einen den gesetzlichen 

Bedingungen entsprechenden Studentenvertreter zu finden. 

Bei der Regelung des Ersatzes ausgesch iedener M itglieder (Abs. 4) erfährt das von der 

Österre ichischen Hochschülerschaft nominierte Mitglied inso fern e ine abwe ichende 

Behandlung als ihm eine mehr als v ierjährige Funktionsperiode nicht zugemutet  wird. 

Oie Österre ichische Hochschülerschaft ist zwar gesetzlich nicht �erpflichtet, e inen 

Studierenden zu entsenden (vgl. § 13 des Hochschülerschaftsgesetzes 1973), w i rd dies 

in der Regel aber tun. Unter d ieser Voraussetzung ist schon e ine v ierjährige Funk­

tionsperiode relativ lang. 

Zu § 3: 

Der Studienberechtigungskommission kommen nach dem vorliegenden Gesetzentwurf 

folgende Aufgaben zu: 

Wahl eines Vorsitzenden und se ines Stellvertreters (Abs. 1); 

Stellung des Antrages auf Nachbesetzung der Funktion des Pädagogen/Psychologen. 

nach dessen Wahl zum Vorsi tzenden (Abs. 2); 

Regelung der Geschäftsführung des Vorsi tzenden sowohl h insichtlich der Agenden 

der Studienberechtigungskomm ission als auch h insichtlich der Zulassungskomm is­

sionen durch e ine Geschäftsordnung (Abs. 7); 

Stellung von Anträgen au f M�hrfachbesetzung der Funktionen gemäß § 2 Abs. 1 

Z. 2 b is 5 für die Zu lassungskomm issionen (§  4 Abs. 3); 
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Erlassung von ichtlinien, nach denen e ine v ere in fachte Zulassung zur Studienbe­

rechtigungsprü ung erfolgen darf (§  6 Abs. 4). 

Die Aufgabe der St d ienberechtigungskommission liegt demnach vorwiegend in der 

e inhe itlichen Organ sation des Zulassungsverfahrens und in der Koord ination der Tätig­

keit der Zulassungs ommissionen. 

Die Mitgliederza len der Studienberechtigungskommissionen würden sich bei  der 

vorgeschlagenen Zu ammensetzung zw ischen fünf M itgliedern, d ie  auch die Funktion 

der Zulassungskom ission wahrnehmen, als Minimum (z.B. Studienberechtigungskommis­

sion an der Wirtsch ftsun ivers ität Wien m i t  dem Pädagogen/Psychologen als Vors itzen­

dem) und 18 M itgli dern a ls Maximum bewegen. Die erwähnte Höchstzahl käme zustande, _ 

wenn man die in § Abs. 2 Z.  1 und 2 vorgesehenen Konzentrationsmög lichkeiten an 

den Universitäten ien und Graz voll ausschöpfte. In d iesem Fall wären an den Univer­

sitäten Wien und G az  j e  13 Zulassungskomm issionen zu b i lden. 

Gemäß Abs. 1 so �len die "Fachvertreter" und der Pädagoge/Psychologe zum Vorsitzen­

den wählbar sein. Um die Dualität Vors itzender - Referen t  auch im vereinfachten 
i 

• 

Zulassungsverfahre� gemäß § 6 Abs. 4. durchzuhalten, wird im Abs. 2 bei  der W ahl  

e ines "Fachvertretkrs" zum Vorsitzenden d ie  Nachbestellung eines "Fachvertreters" 

zwingend vOrgeSeh�n ,  obwohl d ies von der Arbe itsbelastung her v ielleicht nicht immer 

erforderlich wäre. ,Wird der Pädagoge/Psycho loge zum Vorsitzenden gewählt, lieg t es 
, . 

praktisch Im Erme i sen der Studienberechtigungskommission, d ie  Nachbeste llung e ines 

Pädagogen oder Ps chologen zu veranlassen. Dies w ird vor allem bei Studienberechtigungs­

kommissionen mit  roßem Wirkungsbere ich naheli egen. 

Die Regelung de Beschlußerfordern isse (Abs. 1, 4 und 7) fo lgt den im Universitäts­

bere ich üblichen R gelungen (vgl. § 15 Abs. 3 UOG). Diese haben sich be i  den Prüfungsse­

naten für die Vorbtre itungslehrgänge bewährt, wenn man von der starken Beanspru­

chung der Prüfung senate durch die kommissionelle Form der Studienberechtigungsprü­

fung 1976 absieht vgl. § 3 Abs. 1 in Verb indung m it § 7 Abs. 1 und 2 der Verordnung 

über die Vorbereit ngslehrgänge). 

Eine Sitzung de Studienberechtigungskommission pro Studienjahr als Minimum (Abs. 3)  

sche int (für d ie  B rich terstattung des Vorsitzenden über die laufenden Geschäfte) 

hinreichend, so fer n icht  die Erlassung oder Änderung der Geschäftsordnung we itere 

Sitzungen erforde lich macht. 

Die Beiz iehung on Auskunftspersonen oder Fachleu ten (Abs. 5) könnte sich spez ie ll 

be i  der Formulier ng von Richtlinien für e ine vereinfachte Zulassung zur Stud ienberech­

tigungsprüfung al nützlich erweisen. Die Sitzungste ilnahme jener Mitglieder der Zulas­

sungskomm ission, die nicht der Studienberecht igungskom m ission angehören (§  4 Abs. 2 

und 3), wäre au f er Basis des Abs. 5 möglich. 
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Die Aufgaben des Vors i tzenden der Studienberechtigungskomm ission werden in Abs. 6 

global u mschrieben. Darüberhinaus werden ihm durch andere Bestimmungen folgende 

we i tere Aufgaben zugewiesen:  

Vors i tzführung in der (den) Zulassungskommission(en) (§ 4 Abs. 5) ;  

Zuwe isung des Kandidaten an e inen Fachprüfer (§ 9 Abs. 4); 
Entgegennahme und Kundmachung der Prüfungstermine (§ 1 1  Abs. 2 und 3) ; 

Bewilligung der Ablegung von Fachprüfungen an anderen Universitäten (§ 1 1  Abs. 6); 
Entsche idung über das Vorliegen wichtiger Gründe bei Abbruch oder unvolls tändiger 

Ablegung e iner Fachprüfung (§ 12  Abs. 2); 

Ausste llung der Studienberechtigungszeugnisse (§ 13  Abs. 2 und § 15 Abs. 2);  

Behandlung von Anträgen auf Erweiterung der Studienberechtigung (§ 15 Abs. 1 

und 2); 
Ausste llung von beantragten Bestätigungen über die durch Studienabschluß einge­

tretene Erwei terung der Studienberechtigung (§ 15  Abs. 3 ); 
Anerkennung von Prüfungen für d ie Studienberechtigungsprüfung (§ 16); 

Teilnahme an den Sitzungen des Beirates für die Studienberechtigungsprüfung 

(§ 22 Abs. 2 Z.  1 und Abs. 3 ). 

Die Geschäftsordnung der Studienberechtigungskommission (Abs. 7) so ll zunächst d ie  

üb lichen detaillierten Vorschri ften über Einberufung und Verlauf der  Sitzungen der 

Studienberechtigungskom mission und die Geschäftsführung des Vors i tzenden enthalten, 

wie sie sich aus den Absätzen 3 b is 6 und 8 ergeben. Darüberhinaus soll  sie auch d ie  

Geschäftsführung der Zulassungskommissionen nach e inheitlichem Muster regeln. Die 

Verordnung über die Beru fsrei feprüfung (§ 5 Abs.  1 )  und die Verordnung über  d ie Vor­

bere itungslehrgänge (§ 3 Abs. 3 bis 7) enthalten Bestimmungen über die Anberaumung 

der Prüfungstermine. Es erscheint zweckmäßig, eine d iesbezügliche Koordinationskompe­

tenz der Stud ienberechtigungskommission vorzusehen. Die Geschäftsordnung kann 

einen Tei l  der Zulassungskom m issionen dem stel lvertre tenden Vorsi tzenden der Studien­

berechtigungskommission zur ständigen Vorsitzführung zuwe isen (§ 4 Abs. 5).  In d ieser 

Funktion wäre er im Verhinderungsfall vom Vorsi tzenden der Studienberechtigungskom­

mission zu vertreten. Richtlin ien über vereinfachte Zulassungsverfahren (§ 6 Abs. 4) 
sind,  soferne sie erlassen werden, in die Geschäftsordnung zu integrieren. Sie unterlie­

gen dadurch auch den erhöhten Beschlußerfordernissen und der Genehmigung durch den 

Bundesmin ister für W issenschaft und Forschung. Die amtliche Kundmachung wird an 

den Universi täten am zweckmäßigsten im Mi t te ilungsb latt  erfolgen (vgl. § 15 Abs. 13 

UOG). 

Die Protokolli erungsvorschr iften (Abs. 8) entsprechen unge fähr dem Standard, der 

be i den Prüfungssenaten für die S tudienberecht igungsprüfung 1976 besteh t. 
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Zu § 4: 

Analog zu den Auswahlkommissionen für die Vorbere itungslehrgänge so ll je Fakultät, 

je nicht in Fakultät n geg liederte Universität und - vom Fall der fachlich gete i lten 

Zuwe isung gemäß § 1 Abs. 3 abgesehen - je  künstlerische Hochschule e ine fünfk öpfige 

Zulassungskomm iss on eingerichtet werden. Den Vorsitz führt als n icht stimmberechtigtes 

Mitglied der Vorsit ende der Studienberechtigungskommission. Aufgabe der Zulassungskom­

mission ist die Beu te ilung der Vorbi ldung des Bewerbers für das angestrebte Studium 

(§ 5 Abs. 1 Z. 4). B i den Zulassungsansuchen von Bewerbern österre ich ischer Staatsbür­

gerschaft, die das 4. Lebensjahr noch nicht vollendet haben (§ 5 Abs. 2) kommt die 

Festste llung h inzu, ob eine mindestens fünf j ährige volle Berufstätigkeit vorliegt. 

Über das Vorlieg n der fachlichen Zulassungsvoraussetzung grundsätzlich ein Kolle­

gialorgan befinden zu lassen,  hat sich nicht  nur in dieser Form bei  den Vorbere itungs­

lehrgängen für die Studienberechtigungsprüfung 1976 bewährt, sondern hat  sich auch 

auf der Grundlage �er Verord nung über d ie Beru fsre ifeprüfung tatsächlich zum Teil 
! 

eingeb4rgert, obwqhl  dort formell e ine monokrat ische Entscheidungsstruktur vorgesehen 

ist (§ 3 Abs. 3 der Werordnung über die Berufsre i feprüfung). Tatsächlich b oten sich 

näm lich der ständi�e Referent für die Beru fsrei feprüfung, der meist  aus dem Kreis der 

universitätsprofes�o ren stammende Fachgutachter
'
(gemäß § 3 Abs. 2 lit .  f der Verord-

' 

nung über die Ber�fsre ifeprüfung) und die als ständige M itglieder der Prüfungskommis-
I 

sion bestellten Pr' fer für Gesch ichte und Geographie Österre ichs sowie für den Aufsatz 

über ein allgemei es Thema (vgl. § 5 Abs. 5 der Verordnung über die Berufsrei feprü­

fung) als Mitträge der Zulassungsentscheidung des Rektors an und wurden - je nach • 
Universität unters h iedlich in Ausmaß und Form - in diesen Entscheidungsprozeß einge-

bunden. 

tzung der Zulassungskommission wurde gegenüber den Auswahlkommis­

ere itungslehrgänge insofern modi fiziert, als der (zwei te) Pädagoge 

oder Psychologe d rch einen Vertreter der (Österre ichischen) Hochschülerschaft ersetzt 

ist. Dies geschieh aus der Erfahrung, daß die Hochschülerschaften sowohl bei  der 

Berufsre ifeprüfun als auch bei den Vorbere itungslehrgängen für d ie Studienberechtigungs­

prüfung den Bewe bern Beratung und Förderung angede ihen lassen. Da die Zulassungskom­

mission nicht nur als Gutachtergremium konzip iert ist, sondern auc h  Beratungsfunktionen 

wahrnehmen soll § 6 Abs. 3) ,  erscheint es zweckmäßig,  die Hochschülerschaft institu­

tionell einzub ind n. Die sehr ähnlichen Quali fikat ionen des Pädagogen und Psychologen 

lassen es demgeg nüber vertretbar ersche inen, nur ein Mitglied d ieser Ausb i ldungsr ich­

tung vorzusehen. 

Die Vertreter er Kammern der gewerblichen Wirtschaft und der Arbeiterkammern 

br ingen nicht nur Expertenw issen über das Beru fsspektrum der Bewerber ,  sondern auch 
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über das beru fliche und betr ieb liche B ildungswesen in d ie  Zulassungskom m ission e in. 

Für d ie theologischen Studien wird e in von der zuständigen kirchlichen Behörde  nomi­

niertes M itglied vorgesehen (Abs. 2 ) ,  da Bewerber ohne Rei feprüfung, d ie  e in theologi­

sches Studium anstreben, meist aus unmit telbar oder mittelbar (z.B. Religionslehrer) 

kirchlichen Berufen kommen. Wenn nich t eine Vergrößerung der Zulassungskom m issionen 

für theologische Fakultäten die Folge se in soll, liegt es nahe, den Vertre ter der k irch­

lichen Behörde der "Arbe i tgebersei te"  zuzuordnen und an die Stelle des Vertre ters der 

Kammer der gewerblichen Wirtschaft zu setzen. 

Dem "Fachvertre terll der Un ivers i tät  (Hochschule) kommt in den Auswahlkom m issio­

nen für die Vorbereitungslehrgänge erfahrungsgemäß die "federführende" Funk tion zu. 

Er wird daher im vorliegenden Entwurf in Anlehnung an den "ständigen Referen tenll für 

d ie  Berufsre ifeprüfung als "Referent" bezeichnet und mi t  der Führung der Zulassungs­

akten betraut (§ 6 Abs. 2 und 4). Er repräsentiert sozusagen die Studienrichtungen 

"se iner" Fakultät, Universität oder Hochschule. Dies wird bei den tradit ionellen Berufs­

fakultäten (z.8. Medizin) oder bei Fakultäten m i t  eng verwandten Studienrichtungen 

(z.8. Sozial- und Wirtschaftsw issenschaftliche Fakultät) relativ leich t m öglich se in. 

Bei  fachlich d ispara ten Fakultäten oder Un iversi täten (z.8. Ge isteswissenschaftliche 

Fakultäten, Univers i tät  für Bi ldungswissenschaften Klagenfurt) ist d ies zwe ifellos 

schwierig, doch ist zu bedenken, daß für 'di e  Beurte ilung der Zulassungsvoraussetzung 

des § 5 Abs. 1 Z. 4 in der Regel  nicht das hochspezialisierte Fachwissen der d iversen 

W issenschaftsgebiete erforderlich ist, und daß im Bedarfsfall m i t  Studienkom m issions­

vorsitzenden oder Fachvertretern der Fakultät (Un ivers i tät, Hochschule) Rücksprache 

gepflogen werden kann. 

Grundsätzlich so llen d ie  Zulassungskommissionen aus der Mitte der Studienberechti­

gungskomm ission gebildet werden. Dort,  wo nicht nur e ine Mehrzahl von Zulassungskom­

missionen gebildet werden muß, sondern auch e ine größere Zahl von Bewerbern vorhan­

den ist (z.8. Universität Wien), soll  jedoch durch Eröffnung der M öglichkeit  der Mehr­

fachbesetzung der e inzelnen Funktionen (Abs. 3) eine Überlastung der e inzelnen Vertre­

ter  vermieden werden. Die Mehrfachbesetzung ist  nur h insichtlich eines Te iles der 

Zulassungskommissionen vorgesehen, d.h. jedes Mitglied der Stud ienberechtigungskom­

m ission wird auch zumindest einer Zulassungskomm ission angehören. Die Mehrfachbe­

setzung soll nicht für den "Fachvertreter" in Betracht kommen, da er ohnedies nur 

e iner Zulassungskomm ission angehört. Die Bestellung des Vertre ters der kirchlichen 

Behörde und der zusätzlichen Vertre ter gemäß Abs. 3 so ll in gle icher Weise vor sich 

gehen wie die Bestellung der Mitglieder der Studienberechtigungskomm ission (Abs. 4). 

Während d ie Auswahlkomm issionen gemäß § 3 Abs. 3 des Bundesgese tzes über d ie  

Vorbere itungslehrgänge aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden 

Vorsi tzenden zu wählen haben, sieh t Abs. 5 vor, daß der Vorsi tzende der Stud ienberechti-
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gungskomm ission und sein  Stellv�rtreter d ie  Sitzungen der Zulassungskomm iss ion(en) 

zu leiten haben. Oe Vorsitzende stimmt n icht mit, sondern ist b eratendes Mitglied der 

Zulassungskommissi n. Diese Konstruktion wurde gewählt,  um die Tätigke i t  der Zu las-'" 
sungskommissionen zentral' zu koord in ieren und dadurch den administrativen Aufwand, 

z.B. der Termink0c:. d ination für versch iedene Zulassungskom m issionen m i t  teilwe ise 

identen Mitgliedern möglichst gering zu halten. Außerdem ermöglicht  d ie vorgesehene 

Konstruktion, dem ewerber  unmittelbar nacl'l Ende der Beratung der Zulassungskommis­

sion verbindlich Be cheid über d ie  Erledigung se ines Zulassungsansuchens zu geben, da 

der Vorsitzende de Studienberechtigungskomm ission Zulassungsbehörde ist (§ 3 Abs. 6). 

Gegenüber dem Zul ssungsverfahren bei der Studienberechtigungsprüfung 1976 wäre 

dies nicht nur eine eträchtliche Verwaltungsvere infachung, sondern vor allem e ine 

wesentliche Verbes erung für den Bewerber, da er n icht  mehr auf e inen nachfo lgenden 

Bescheid des Bundesm in isters für W issenschaft und Forschung verwiesen werden müß te, 

dessen Inhalt ohne ies b ere its abzusehen ist. Der zwe ite Satz des °Abs. 5 erlaub t  in 

Analogie zu Abs. 3 1e ine Arbeits te ilung zw ischen dem Vorsitzenden der Studienberech­

tigungskommission !und se inem Stellvertreter bei der Vors i tzführung in  den Zulassungskom­

m issionen. Die Be i* i ehung von Fachleuten oder Auskunftspersonen (§  3 Abs. 5) kann in 
I 

Einzelfällen zweckmäßig se in und w ird daher vorgesehen. Oie Beschlußfassung der 

Zulassungskomm isJion soll  denselben Regeln fo lgen wie d.ie der Studienberechtigungskom­

mission, doch stimlfT1t, wie schon erläutert, der Vors itzende nicht mit. 

Der Arbe itsumf  ng der Zulassungsko mm issionen sei anhand der Zulassungsansuchen 

(vorläuflge Zahlen der Universität Wien im Studienjahr 1981/82 illustriert. Demnach 

wären zu behandel gewesen von der 

Zulassungskommis�ion für die 

Katholisch-Theolog ische Fakultät 
I 

Evangelisch-Theol  g isehe Fakultät 

Rechtswissenscha tliche Fakultät 

Sozial- und Wirtsc aftswissenschaftliche Fakultät 

Medizinische Fak ltät 

Grund- und Integr tivwissens�haftliche Fakultät 

Formal- und Natu w issenschaftliche Fakultät 

Geisteswissensch ftliche Fakultät 

Zahl der 
Ansuchen 

8 

3 

32 

6 

2 1  

46 

7 

21 

An den anderen U iversi täten wären, wie aus Tabelle 1 im Abschn itt 2 des allgemeinen 

Teiles der Erläut rungen erschlossen werden kann, wesentlich weniger Ansuchen je 

Zulassungskom m i  sion angefallen. 
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Zu § 5: 

Die Zulassungsvoraussetzungen der Studienberechtigungsprüfung werden in we itgehen­

der Anlehnung an die Verordnung über die Berufsrei feprüfung und das Bundesgesetz 

über die Vorbere i tungslehrgänge formuliert. 

Abs. 1 Z. 1 stellt auf das Faktum des Nichtbesi tzes der Hochschulrei fe ab (vgl. § 3 

Abs. 1 lit. c des Bundesgesetzes über d ie  Vorbere itungslehrgänge). Die für d ie  Verord;' 

nung über die Berufsrei feprüfung maßgebliche Frage der Verh inderung an der Ablegung 

der Reifeprüfung oder e iner anderen zum Studium berechtigenden Prüfung (§ 1 und § 3 

Abs. 2 lit. h der Verordnung über d ie  Beru fsrei feprüfung) ble ib t  aus den im allgemeinen 

Teil der Erläuterungen (Abschnitt 3) angeführten Erwägungen außer Betracht. Das 

Erfordernis des Nichtbesi tzes der Hochschulrei fe spielt nach den Erfahrungen mit den 

Vorberei tungslehrgängen für die Stud ienberechtigungsprüfung praktisch nur bei Auslän-

dern und Staatenlosen e ine Rolle. Es wird im vorliegenden Entwurf ergänzt durch das 

Kriterium einer bestimmten, d.h. auf ein konkretes Studium b ezogenen Studienabsicht. 

Für Studien an künstler ischen Hochschulen, die in den me isten Fällen d ie  Rei feprüfung 

nicht notwendigerwe ise voraussetzen, wird zusätzlich klargestellt, daß die angestrebte 

Studienrichtung d ie  Rei feprüfung zur Voraussetzung haben muß, wenn sie im Weg der 

Studienberechtigungsprüfung zugänglich seia soll. Die auf ein konkretes Studium bezogene 

Studienabsicht ist wegen der studienrichtungsbezogenen Einschränkung der Studienberechti­

gung von besonderer Bedeu tung. Bewerber mit e iner inhaltlich unbestimmten Studien­

absicht werden auch we iterh in zunächst zu informieren und zu beraten und auf d ie  

Möglichkeiten der Ablegung der Reifeprü fung im sogenannten zwe iten Bildungsweg . 
hinzuweisen sein. 

Die Voraussetzung der Vollendung des 24. Lebensjahres (Abs. 1 Z. 2) ist in Anlehnung 

an das Bundesgesetz über d ie  Vorbere itungslehrgänge (§  3 Abs. 1 l it. b )  formuliert. Die 

Verordnung über d ie  Berufsrei feprüfung (§  3 Abs. Z l i t .  a) enthält zwe i Altersgrenzen, 

nämlich e ine untere in Form der Vollendung des 25. Lebensjahres und eine obere in 

Form der Nichtüberschre itung des Alters von 45 Lebensjahren. Die Festlegung der 24-

Jahresgrenze für die Zulassung zu einem Vorbere itungslehrgang für die Studienberech­

tigungsprüfung wurde vom Gesetzgeber 1976 o ffenbar aus der Überlegung getro ffen, 

daß der Bewerber nach Absolvierung des mindestens zehnmonatigen un iversi tären Vor­

bere itungslehrganges im Alter von 25 Jahren die Studienberechtigung erlangen könne. 

Dies entspräche der unteren Altersgrenze bei  der Beru fsrei feprüfung, da dort der Bewer­

ber unmittelbar nach Zulassung zur Prüfung antreten und daher eb..,
enfalls im Alter von 

etwa 25 Jahren die Stud ienberechtigung erlangen könne. Dieser Überlegung ist für die 
.,","-

Berufsre ifeprüfung entgegenzuhalten, daß in den 722 Fällen der pos it iven Ablegung 

einer Beru fsreifeprüfung in den Studienjahren 1945/46 b is einschließlich Wintersemester 

1979/80 die durchschn ittliche Zeitspanne zwischen der Zulassung zur Beru fsrei feprüfung 
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und der erfolgreich n Ablegung der Prüfung etwa ein Studi enjahr betrug. Tatsächlich 

konnte also ein Bew rber, der im M indestalter von 25 Jahren zur Berufsre ifeprüfung 

zugelassen wurde, d e Studienberechtigung mit etw a  26 Jahren erlangen. 

Zur Frage des Mi destalters liegen e ine Reihe von Stellungnahmen v or, die in ihrer 

Mehrzahl für e ine S nkung der unteren Altersgrenze für die Zulassung auf 18 b is 2 1  

Jahre plädieren. D i  Rektorenkonferenz spricht s ich in  ihrer Ste llungnahme für d ie 

generelle Einführun e iner 25-Jahresgrenze aus. Gegen eine zu niedrige untere Alters­

grenze spricht unte anderem die Erfahrungstatsache, daß jüngere Bewerber h äuf ig 

relativ unbestimmt Studienabsichten haben. Es erscheint daher in ihrem eigenen Inter­
esse zielführender, ihnen zur Ablegung der Reifeprüfung im "zwe iten B ildungsweg" zu 

raten, da sie auf d i  se We ise n icht nur eine allgemeine Studienberechtigung für den 

Gesamtbere ich des postsekundären SChulwesens, sondern auch die mit der Re ifeprüfung 

verbundenen beruf l  ehen Berechtigungen erwerben. Auf der anderen Se i te ist zu berück- . 

sichtigen, daß mit e m  Eintritt in  das dritte Lebensjahrzehnt berufliche und fam iliäre 

Bindungen rasch zurehmen und daher jedes zusätzliche Lebensjahr, das als Zulassungs­

voraussetzung verl�ngt wird, e ine Einschränkung von Chancen bedeutet, diese Möglich-
I • 

keit  des Zuganges �u e inem ordentlichen Universi tätsstudium zu nützen. Der vorliegen-
I 

de Entwurf folgt d�her genere ll  der Altersgrenze, d ie  für Vorbere itungslehrgänge zur 
Studienberechtigun,6sprüfung vorgesehen ist, und rechnet mit e iner etwa einjährigen 

Vorberei tungszeit, b is d ie  Studienberechtigung tatsächlich erlangt werden kann. Er 

gre ift darüberhina s eine Regelung der Verordnung über d ie  Beru fsrei feprüfung wieder 

auf und s ieht im A s. 2 eine Ausnahmeklausel für die u[ltere Altersgrenze vor. Von den 
1292 Ansuchen um Zulassung zur Beru fsre i feprüfung aus den Studienjahren 1945/46 b is 

1978/79  stammten 172 von P ersonen, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten. 
I 

Davon wurden 25 �bgewiesen, 147 positiv entschieden. Der we itaus überwiegende Teil  
I 

der Zugelassenen atte das 23. Lebensjahr vo llendet; die zwei j üngsten zugelassenen 
Bewerber  hatten d s 19. Lebensjahr noch nicht vollendet. Die Klausel des § 3 Abs.  2 

lit. a der Verordnu g über die Beru fsrei feprüfung spricht von "besonders begründeten 

Fällen" und setzt ein abso lu t ununterschreitbares Mindestalter fest. Der Entwurf 

sieht als ununters hre itbat:e Altersgrenze d ie Vollendung des 20. Lebensjahres vor und 
schränkt die Begü stigung auf Personen mit mindestens fünf jähriger Berufserfahrung 
und überdurchschnittlicher Vorb ildung ein. Einer vo llen Berufstätigkeit so llen die Füh­
rung des Haushalt s in Verb indung mit  der Erziehung von Kindern oder der Pflege kran­
ker oder behinder er Familienangehöriger gle ichgeste llt werden. Die bloße Haushalts­
führung wäre dem ach kein h inre ichender Grund für e ine Altersnachsicht. In d iesen 
Fällen erscheint d ie Ablegung der Reifeprüfung im "zwe iten Bi ldungsweg" zumutbar. 
Die Ausb ildung fü e inen Lehrberuf soll als volle Berufstätigke it  gelten. Zielrichtung 
dieser Ausnahmer ge lung ist die Förderung des Un iversi täts- oder Hochschulstudiums 
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Beru fstätiger, d ie  sich neben ihrer Arbeit  in e inem Fachgebiet besonders wei tergebil­

det haben. Die Ausnahmebestimmung is t auf österre ich ische Staatsbürger e ingeschränkt, 

da eine besondere Förderung ausländ ischer Berufstätiger in d iesem Zusammenhang 

nicht geboten erscheint und außerdem große Schwierigkeiten bei der Beurte ilung der 

entsprechenden Nachweise zu befürchten wären. 

Die Verordnung über d ie  Berufsre i feprüfung sieht außerdem eine obere Altersgrenze 
von 45 Jahren vor. Von den 1292 erwähnten Ansuchen um Zulassung zur Beru fsrei feprü­

fung wurden 86 von Personen gestellt, die d iese Altersgrenze bere its überschritten 
hatten; in 81  Fällen wurde D ispens erte ilt. Keine der b islang vorliegenden Stellungnah­

men schlägt e ine Aufrechterhaltung d ieser Altersgrenze vor. Sie erscheint angesichts 
steigender Ceb enserwartung, vermehrter Fre ize i t  und verstärkten Zuganges Erwachsener 

rei feren Lebensalters zu den Univers itäten (sogenanntes Seniorenstudium) nicht mehr 

zeitgemäß.  Der vorliegende Entwurf  sieht daher keine obere Altersgrenze vor. 

Der Besitz der österre ichischen Staatsbürgerschaft wurde aufgrund der Verordnung 

über d ie  Berufsrei feprüfung (§  3 Abs. 2 li t. b) ausnahmslos verlangt. D ies führte immer 

wieder zu Härtefällen (Südtiroler; Personen, d ie  sich schon lange Zeit in  Österreich 

. aufhiel ten usw.). Das Bundesgesetz über  die Vorbere itungslehrgänge (§ 3 Abs. 1 l it. a 

und Abs. 2) sieht vor, daß Ausländer und Staatenlose zu e inem Vorbere i tungslehrgang 
zugelassen werden können, sofern ihnen für den Fall der positiven Ablegung der Studien­

berechtigungsprüfung von e iner österre ich ischen Universität die Aufnahme als ordent­

liche Hörer zugesichert  wird.  Diese Regelung hat sich für d ie  b isherigen Vorbere itungs­

lehrgänge, an denen e ine geringe Zahl von Personen ohne österre ich ische Staatsbürger­

schaft speziell im naturw issenschaftlichen und techn ischen Bere ich te i lgenom men 

haben, be�·ährt. Die Regelung des Bundesgesetzes über d ie  Vorbere i tungslehrgänge 

wird daher in den vorliegenden Entwurf übernommen und dahingehend präzisiert, daß 
ein Studienplatznachweis nur dann beizubringen ist, wenn der Ausländer oder Staaten­

lose ke inen gesetzlichen Anspruch auf e inen Studienplatz in Ös terreich hat (Abs. 3). 

Das fachliche oder inhaltliche Zulassungskriterium (Abs. 1 Z. 4) ist bei der Berufs­

rei feprüfung mit  einer in Richtung des gewählten Studiums liegenden besonderen beruf­

lichen Bewährung oder mit fachlich e inschlägigen ernsthaften und erfolgre ichen Vorstu­
dien umschrieben. Unter den Beweism itteln (ausführlicher Lebenslauf, Schulzeugn isse, 

Nachweise über d ie  berufliche Ausb ildung, Gutach ten e ines Wissenschafters und Beschei­
n igung des Dienstgebers oder der für den Bewerber zuständ igen Beru fsorgan isation; 
vgl.  § 3 Abs. 2 Ht. d b is f der Verordnung über d ie Berufsre i feprüfung) kommt in der 

Praxis aus verständlichen Gründen dem "Fachgu tach ten" das entscheidende Gewich t 
zu. Gleichzeitig hat sich gezeigt, daß es für d ie  Bewerber meis t  schwier ig ist, an Per­
sönlichkeiten heranzukommen, die auf dem von ihnen gewählten Fachgeb iet w issenschaft­

l ich tätig sind, zumal der Kre is dieser PersönlichKeiten te ilweise in restriktiver Ausle-
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gung mit  den Unive sitätsprofessoren gleichgesetzt wurde. Die Dienstgeber  waren 

häufig nicht bere it, besonders positive Bestätigungen über d ie  berufliche Tätigkeit 

auszustellen ,  da sie als Folge Forderungen des betreffenden Bediensteten nach Gehalts­

erhöhungen oder an eren beru flichen Verbesserungen befürchteten. In einer Reihe von 

Fällen wurden also ur inhaltsarme Beschein igungen beigebracht, was sicher nicht der 

Intention der Veror nung über die Berufsre ifeprüfung entsprach. Bei den Vorbere itungs­

lehrgängen für die tudienberechtigungsprüfung hat die zuständige Auswahlkommission 

eine Prognose darü er zu erstellen, ob der Bewerber voraussichtlich den Vorbere itungs­

lehrgang für die vo ihm gewählte Studienrichtung mit Erfolg abschließen wird ( §  3 

Abs. 1 lit. d des Bu desgesetzes über die Vorbereitungslehrgänge ). Die Kriterien, nach 

denen diese Progno e erstellt werden soll ,  sind gesetzlich nicht festgele<l.t. In der Praxis 

wurden schriftliche Fachtests, allgemeine Persönlichkeitstests und Eignungsgespräche 

mit den Bewerbern durchgeführt. Die Eignungsgespräche bezogen sich me ist auf d ie  
bisherigen Bildungs�e istungen und hatten zu  e inem guten Teil beratenden Charakter. 

Die schrift lichen F$chtests im Rahmen der Eignungsprüfungen führten bei einer Reihe 

von Vorbere itungsl�hrgängen dazu, daß die Interessenten Material zur Vorbereitung auf 

di� Eignungsprüfun� haben wollten, daß also e ine Art Vorbere itung auf die Vorberei tung 
I • 

entstand. Aus d ieseim Grund und wegen der ohnedies meist großen Schwellenangst schulent-

wöhnter Erwachsener beim Betreten einer Universität wurde in den e inschlägigen Bera­

tungen überwiegen� gefordert, daß d ie  Zulassung zur Studienberechtigungsprüfung 

keinen Prüfungsch rakter haben dürfe. Der Entwurf hält sich daher an das Vorb ild der 
Verordnung über d i  Berufsre ifeprüfung, ste llt dabei allerdings den Vorbildungsaspekt 

in den Vordergrund da erfahrungsgemäß auch bei  der Beurte ilung e iner besonderen 
beruflichen Bewäh ung die beruflichen Weiterbildungsaktivitäten de� B�werbers d ie  

Hauptrolle sp ielen.: 

Wesentlich ersch int bei der Definit ion der fachlichen Zulassungsvoraussetzungen 

die Klars tellung, d ß diese Voraussetzungen bei kombinationspflichtigen Studien hin­

sichtlich einer der beiden Studienrichtungen nachgewiesen werden müssen. Auf d ie  

d iesbezüglichen A sführungen des allgemeinen Te ils der  Erläu terungen (AbSChnitt 3.4) 

wird verwiesen. N twendig erscheint die Erwähnung der erforderli chen Deutschkenntn isse 
von Ausländern un Staatenlosen. Dies geschieht in Anlehnung an § 7 Abs. 7 AHStG. 

Bei den Vorbere itu gslehrgängen für die Stud ienberech tigungsprüfung hat sich die 

Wichtigkeit  d ieses Erfordern isses mehrfach erwiesen. 

Abs. 4 gehört in den sachlichen Zusammenhang der Wiederho lung der Studienberech­
tigungsprüfung (§ 2 Abs. 3). Für die Beru fsre ifeprüfung ist der entsprechenden Verord­
nung aus dem Jahr 1945 zu entnehmen, daß jeder Bewerber nur e inmal die Chance 
haben soUte, die erechtigung für das von ihm angestrebte Stud ium zu erlangen. Eine 
Wiederholung des ie fachliche Vorbi ldung betreffenden Te iles der 8erufsre ifeprüfung 

• 
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ist ausgeschlossen (§  5 Abs. 9). Weder im Weg e iner Ergänzungsprüfung (§  6 Abs. 4 der 

zitierten Verordnung) noch durch Ansuchen um Zulassung bei  einer anderen Universität 
ist die Wiederholung der Beru fsrei feprüfung für dieselbe Studienrichtung möglich. 
Diese Regelung führte immer wieder zu Härtefällen und erscheint mit heu tigen Maßstä­

ben der Wiederholbarkeit von Prüfungen an den Universi täten oder Hochschulen auch 

dann schwer vereinbar, wenn man die Auffassung vertritt, daß diese Sonderform des 

Universitäts- oder Hochschulzuganges nur besonders quali fizierten Bewerbern eröffnet 

werden sollte und deswegen strengere Maßstäbe zu gelten hätten :ls im "no rmalen" 

Schulsystem. Vergleichsweise seien die dre imalige Wiederholbarke i t  der Reifeprüfung 

(§ 40 Schulunterrichtsgesetz, BGBl.Nr. 139/1974, zuletzt geändert durch das Bundesge­
setz BGBl.Nr. 367/1982) und die vier- bis fünfmalige Wiederholbarkeit uni vers itärer 

Prüfungen (§ 30 AHStG) erwähnt. Für die Studienberechtigungsprüfung 1976 wurde die  

Wiederholbarkeit  auf der  Grundlage von § 5 Abs. 2 des Bundesgese tzes über die Vorberei­

tungslehrgänge in der Verordnung über d ie  Vorbere itungslehrgänge so geregelt, daß 
jedes Fach der Studienberechtigungsprüfung einmal wiederholt werden darf. Mit  dieser 

Wied erholungsmöglichkeit wird in der weitaus überwiegenden Zahl der Fälle das Auslan­

gen gefunden. Die Wiederholung eines Vorbere itungslehrganges ist jedoch nicht ausge­

schlossen und wurde von den Auswahlkommissionen auf der Basis von § 3 Abs. 1 lit. d 
des Bundesgesetzes über  die Vorbereitungslehrgänge in der Regel dann ermöglicht, 

wenn der Kandidat glaubhaft machen konnte , daß d ie Umstände,  die zu einem vorzeitigen 

Abbruch des Lehrgangsb esuches oder zu einem negativen Ergebnis der Studienberechti­

gungsprüfung geführt haben, nicht mehr vorliegen. Diese Praxis dient  dem Abs. 4 als 

Vorlage. Kandidaten, die die Studienberechtigungsprüfung bere its einmal erfolglos 

abgeleg t haben, sollen neuerlich zur Studienberechtigungsprüfung für d ieselbe Studien­
richtung zugelassen werden können, wenn sie glaubhaft machen, daß die  für das Sche i tern 

verantwortlichen Umstände nicht mehr vorliegen. Es kann sich dabei  um familiäre, 

wirtschaftliche oder persön liche Schw ierigkei ten des Kandidaten ebenso handeln w ie 

um Mängel der fachlichen Vorbere itung. In d iesem letzten Fall w ird eine Wiederzulas­

sung nur denkbar sein, wenn der Bewerber inzwischen geeignete Weiterb ildungsaktiv itä­

ten gesetzt hat. 

Außer den im § 5 angeführten Zulassungsvoraussetzungen gibt es für die Vorberei­
tungslehrgänge noch eine gesetzliche Obergrenze der Teilnehmerzahl. Sie wurde in den 

vorliegenden Entwurf nicht übernommen. Auf die d iesbezüglichen Ausführungen im 

Abschn itt 2 des allgemeinen Te iles der Erläu terungen wird verwiesen. 

Gegenüber der Berufsre ifeprüfung entfallen nach § 5 des Entwurfes - wie schon er­
wähnt - der verpflichtende Charakter des "Fachgu tact'l tens" und die Dienstgeberbeschei­
nigung. Außerdem wird im Hinblick auf die se it Erlassung der Verordnung über die 
Berufsrei feprüfung eingetretenen hochschulrechtlichen Veränderungen auf die Strafre-
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g iste,�B,escheinigung das Lichtb ild im Paß format und die Gebühr verzichtet, die bei 

Einreichung des Ge uches zu entrichten war (§ 3 Abs. 2 l it. c, i und k der Verordnung 

über die Beru fsrei f  prüfung). 

Zu § 6: 

Abs. 1 bestimmt 'm Einklang mit  § 18 Abs. 6 die Dienstste lle, bei der das Ansuchen 

um Zulassung zur S udienberechtigungsprüfung einzubringen ist. Die verpflichtend 

vorgesehenen Nach e ise, d ie dem Antrag anzuschließen sind, werden in der Verordnung 

gemäß § 18  Abs. 5 äher zu regeln sein. Bei den Nachwe isen über die fachliche Vorb il­

dung wird es dem and idaten anheim gestellt, all j ene Belege be izubringen, die für 

seine Vorb ildung in  Richtung des angestrebten Studiums sprechen. Die vorgesehenen 

schriftlichen Erklä ungen beziehen sich auf das Zulassungskriterium der fehlenden 
Hochschulreife Hoqhschulreife (§ 5 Abs. 1 Z. 1)  und auf die erschwerte Wiederzulassung 

im Fall der schon e�nmal erfolglos abgeleg ten Studienberechtigungsprüfung für d ieselbe 

Studienrichtung (§ � Abs. 4). 

I�bs. 2 ermäChtigi den Vors i tzenden der Stud ienberechtigungskommission in bestimm­

ten Fällen zur Abw isung des Ansuchens ohne vorherige Befassung der zuständigen 

Zulassungskommis ion. Es handelt sich dabei  um Sachverhalte, die anhand der vorgeleg­

ten Dokumente zw� i felsfrei festgestellt werden können. In allen übrigen Fällen ist der 

vollständige Antra dem Referenten zuzuweisen, dessen Zuständigkeit sich aus der 

Studienrichtung, b i kombinationspflichtigen Studien der ers ten Studienrichtung des 

Bewerbers ergibt. 

Als n ächster Sch itt  des Zulassungsverfahrens ist e in Gespräch der Zulassungskommis ­
sion mit  dem B e w  . rber vorgesehen ( Abs. 3). Dieses Gespräch dient n icht nur d e r  Ergän­

zung und allfällige Klarstellung der aus den Ansuchensbe ilagen hervorgehenden Säch­

verhalte, sondern uch der Beratung des Bewerbers und bei  Ausländern und Staatenlosen 
der Überprüfung d r h inre ichenden Beherrschung der deu tschen Sprache. Die Formulierung 
"ein Mitglied" stat "das Mitglied mit absolv iertem Studium der Pädagogik oder Psycho­

logie" so ll das Tät gwerden e ines der Zulassungskommission angehörenden Pädagogen 
oder Psychologen uch dann erlauben, wenn er ihr nicht in d ieser Funktion, sondern 

etwa als Kammer ertreter angehört. Da in  Einzelfällen mit dem Auftreten besonders 
begab ter Bewerbe zu rechnen ist, die ihre Vorb ildung als Autodidakten erworben haben, 
is t vorgesehen, da der Vorsitzende der Studienberechtigungskommission den Bewerber 

'; einem Universität - oder Hochschullehrer zur Erstattung eines Fachgutachtens (auf­
grund e ines Prüfu gsgespräches) zuweisen kann, wenn die Zulassungskommission keine 

'-

hinreichende Klar eit  über den erreich ten Stand der Vorb ildung gewinnen kann . Es wird 

sich dabei  um Aus ahme fälle hande ln, zumal der Bewerber ein entsprechendes Fachgutach­

ten auch von sich aus vorlegen kann (Abs. 1). In der Folge hat der Vorsitzende der Stu-
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dienberechtigungskommission über das Zulassungsansuchen des Bewerbers zu entscheiden 

(vgl. § 3 Abs. 6 letzter Satz). 

Bei den Vorbereitungslehrgängen für die Studienberechtigungsprüfung hat sich fall-

we ise gezeigt, daß Auswahlkomm issionen be i sehr gu ten Ergebn issen des schri ftlichen 

Fachtests und unter Berücksichtigung des bisherigen Bildungsganges auf ein Gespräch 

mit dem Kandidaten verzichteten und die Zulassung zum Vorbere itungslehrgang empfah­

len. Dieser Erfahrung trägt Abs. 4 durch die Eröffnung eines verkürzten Zulassungs­
verfahrens Rechnung. Die Studienberechtigungskommission hätte demnach die Möglichkeit, 

genaue Richtlinien über Art und Umfang der fachlichen Vorbildung zu erlassen,  bei  

deren Vorliegen ein Bewerber ohne wei teres auf Antrag des Referenten vom Vorsitzenden 

der Stud ienberechtigungskommission zur Studienberechtigungsprüfung zugelassen werden 

kann. 

Im Hinblick auf die für j eden einzelnen Bewerber aufgrund se ines gewählten Stu­

diums zu erstellende Liste von Prüfungsfächern wird der Vorsitzende der Studienberech­

tigungskommission durch Abs. 5 dazu verhalten, anläßlich der positi ven Entsch(idung 

über das Zulassungsansuchen eines Bewerbers diesem die Prüfungsfächer seiner Studien­

berechtigungsprüfung verbindlich mitzute ilen. Dies entspricht der Regelung des § 3 

Abs. 3 der Verordnung über  die Berufsre ifeprüfung. 

Zu § 7: 

Die v orgesehene Bestimmung hat im wesentlichen deklarative Funk tion. Sie soll 
klars tellen, daß Bewerbern, die zur Studienberechtigungsprüfung zugelassen sind (Kan­

didaten), nicht mit der Begründung, sie besäßen nicht die erforderlichen Vorkenntnisse 

(§  9 Abs. 2 erster Satz AHStG), die Aufnahme als außerordentlicher Hörer verweigert 

werden darf. Der Anspruch auf Aufnahme als außerordentlicher Hörer bezieht sich im 
Sinn der zitierten Bestimmung des AHStG auf die Inskription und den Besuch von Lehrver­
anstaltungen, die in e inem fachlichen Zusammenhang mit dem vom Kandidaten angestreb ten 

Studium stehen. 

Zu § 8: 

Die Berufsreifeprüfung umfaßt fünf Fächer, nämlich 

Gesch ichte Österre ichs (mündliCh); 
Geograph ie Österre ichs (mündlich); 

Textverständnis und Ausdrucksfähigkeit (schriftlich als Aufsatz über ein allgemei­

nes Thema, mündlich als Aussprache über gelesene Werke);  
erstes studienbezogenes Wahlfach (schri ftlich und mündliCh) ;  

zwe ites stud ienbezogenes Wahlfach (mündliCh). 

38/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)58 von 83

www.parlament.gv.at



- 36 -

Die entsprechenden Regelungen finden sich in  § 4. und § 5 Abs. 3 und 4. der Verordnung 

über die Berufsreifeprüfung. Die dre i  erstgenannten Fächer beziehen sich auf die all­

gemeine Vorb ildung werden also unabhängig davon geprüft, welche Studienrichtung 
der Bewerber gewä It hat. Die beiden letztgenannten Fächer beziehen sich auf d ie  
fachliche Vorbildun • Einer der  wesentlichen Kritikpunkte (z.B. der  Stellungnahme der 
Rektorenkonferenz) an der  Verordnung über d ie  Berufsre ifeprüfung is t die unzure i­

chende Rücksichtn hme auf die Naturwissenschaften als Te il der Allgemeinb ildung und 

- dam i t  zusammenh OOngend - d ie  geringe Eignung der Berufsreifeprüfung als Instrument 

zur Vorbere itung a f natur- oder ingenieurwissenschaftliche Studien. In der Statistik 
über die Berufsre if  prüfung findet d iese Kritik ihre indirekte Bestätigung. 

Die Vorberei tung lehrgänge und die Studienberechtigungsprüfung 1976 umfassen j e  

nach der v o m  Bewe ber gewählten Studienrichtung v ier bis s ieben Fächer, d i e  fast 

ausschli eßlich studienrichtungsbezogen definiert sind. Dies ergibt sich aus dem Ges tal­

tungskriterium von !§ 2 Abs. 2 letzter Satz des Bundesgesetzes über die Vorbere i tungs-
i 

lehrgänge: "Die Le�rpläne sind so zu gestalten, daß d ie  unter Bedachtnahme auf die 
I 

Lehr- und Prüfungs�ächer der Diplomprüfung (Staatsprüfungen, Rigorosen) für das 

angestrebte Hochs�hulstudium notwendigen Kenntn isse und Fertigkei ten in  den Vorbe­

rei tungslehrgängen ! erworben werden können." Diese gesetzliche Vorgabe bietet kau m  
I 

einen Ansatzpunkt Ifür eine materiell verstanaene Allgemeinbildung. Es wurde daher 

getrachtet, Fertig�e iten wie einwandfreien mündlichen und schr iftlichen Ausdruck, 
Abfassung von Mit chriften, Protokollen oder Exzerp ten,  d ie  in j edem Studium eine 

gewichtige Rolle s i elen, zu schulen. Die  entsprechenden Lehrplanvorschriften finden 
sich beim theologi c hen und beim rechtsw issenschaftl1chen Vorberei tungslehrgang 

unter der Fachbez . ichnung "Deutsch", für alle übr igen Vorbereitungslehrgänge unter 
der Fachbezeichnuhg "Wissenschaftspropädeutik". 

Nach dem vorlie enden Entwurf so ll die Studienberechtigungsprüfung v ier  Fächer 
umfassen. Zwei da on sollen durch das Gesetz f ixiert  werden (Abs. 1 Z.  1 und 2), die 

beiden anderen gr n dsätzlieh der Wahl des Bewerbers überlassen bleiben (Abs. 1 Z. 3 ). 
Ein Fach betrifft ie  "Allgemeinb ildung", wird also in jedem Fall geprüft. Di e dre i 
anderen Fächer betreffen d ie  studienbezogenen Vorkenntn isse. Dem Zweck der Stu­
dienberechtigungs rüfung entsprechend, dominieren die studienrichtungsbezogenen 
Vorkenntnisse. D i  allgemeine Vorbildung wird durch die Prüfung über Zei tgeschichte 
Österreichs deutl1 her artikuliert als bei  der Studienberech tigungsprüfung 1976 ,  gegen­
über der Berufsreifeprüfung jedoch der Form nach geringer gewichtet. 

Als erstes, die f chliche Vorb i ldung betreffendes Fach wird unter Abs. 1 Z. 2 für 
jede Studienricht ng jenes Stoffgebiet genannt, dem als Voraussetzungswissen für d ie  
Studienrichtung d e größte oder jedenfalls wesentliche Bedeutung zukommen dürfte. 
Im einzelnen ist d zu nur zu bemerken, daß 
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in lit. d der Klammerzusatz "(eine)" deswegen angebracht wurde, we il §ich einige 

philologische und kulturkundliche Studienrichtungen (Judaistik, Finno-Ugristik,  

Altsemi tische Philologie und orientalische Archäologie, Turkologie ,  Indologie, 
... 

Tibetologie und Buddh ismuskunde, Afrikan istik, Ägyptologie, Sprachen und Kulturen 
des Alten Orients) auf zwei oder mehrere Sprachen beziehen und deswegen "die 

einschlägige Fremdsprache" nicht vorli eg t. In besonderem Maß g ilt  dies für die 

Studienrichtung Sprachwissenschaft. Auch im Bereich der romanischen und slawischen 

Philologien sind andere als die in den Studienrichtungsbezeichnungen zum Ausdruck 

kommenden Fremdsprachen als "einschlägige" denkbar. 

in Ht. f unter den "in Ht. e nicbt genannten naturwissenschaftlichen Stud ienrich­
tungen" gemäß § 2 Abs. 3 des Bundesgesetzes über ge isteswissenschaftliche und 

naturwissenschaftliche Studienrichtungen folgende gemeint sind: Logistik,  Mathe­

matik, Darstellende Geometrie (Lehramt an höheren SChulen), Physik, Astronomie,  

Meteorologie und Geophysik, Chemie, Erdwissenschaften, Geograph ie. 

in Ht. g mit  den "üb rigen Studienrichtungen" folgende gemeint sind: Rechtswissen­

schaften, Po litikwissenschaft, Publiz istik- und Kommunikationswissenschaft, Völker­

kunde, Volkskunde (Ethnologia Europaea), Ur-und Frühgesch ichte, Alte Gesch ichte 

und Altertumskunde, Geschichte, Klassische Archäologie ,  Kunstgeschichte, Musikw is­

senschaft, Theaterwissenschaft. Außerdem werden Bewerber deu tscher Mutter-
. 

oder Bildungssprache, d ie Deutsche Ph ilologie studieren wollen, und Bewerber mit 

anderer Mutter- oder Bildungssprache, d ie das entsprechende philologische und 

kulturkundliche Studium b etreiben wollen, aus "Geschichte und Sozialkunde" zu 

prüfen sein, da die für das Studium maßgebliche Sprache für sie keine "Fremdsprache" 
ist. 

Abs. 1 Z. 3 sieht vor, daß die beiden weiteren studienrichtungsbezogenen Fächer 

grundsätzlich vom Bewerber zu wählen sind. Der fachliche Rahmen d ieser Wahl wird 

nach dem Vorbild von § 4 Abs. 2 der Verordnung über die Berufsreifeprü fung sehr weit 
ge faßt. Der Bewerber hat dadurch die Mögli chkeit,  sein berufliches W issen oder seine 

außerberuflich erworbene fachliche Quali fikation in die Studienberechtigungsprüfung 
einzubringen. 

Abs. 2 trägt dem Bundesminister  für Wissenschaft und Forschung auf, Studienver­
suche im Sinn des Abs. 1 Z. 2 zuzuordnen. Diese Verordnungsermächtigung erscheint 

notwendig, da auch die Studienversuche selbst durch Verordnung des Bundesministers 

für Wissenschaft und Forschung eingerichtet werden (vgl. § 13  Abs. 4 b is 8 AHStG). 

Aufgrund der stets gegebenen fachli chen Verwandtschaft mit gesetzliCh definierten 
Studienrichtungen dürfte die Einordnung der Studien versuche hinsichtlich des ersten 

stud ienbezogenen Prüfungsfaches keine Schwierigkeiten bereiten. 
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Abs. 3 eröffnet di Möglichkeit,  anstelle eines oder beider Wahlfächer gemäß Abs. 1 

Z. 3 ein Fach oder wei Fächer verbindlich vorzuschreiben. Eine solche Vorschrift ist 

an die Voraussetzun gebunden, daß es sich um unabdingbare Vorkenntn isse für das 

Studium handelt, di sich aus den konkreten Lehr- und Prüfungsfächern ableiten lassen. 

Die Verordnungser ächtigung entspricht funktionell dem § 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes 

über die Vorbere itu gslehrgänge, ist j edoch durch den Rahmen von maximal zwei Fächern 

e ingegrenzt. Die in d iesem Zusammenhang wesentliche Frage ,  was ein "Fach" sei ,  

-entzieht s ich im ak demischen Bere ich einer e inheitlichen gesetzlichen Fixierung. Es 

ist jedoch darauf hi  zuwe isen, daß es sich bei diesen Fächern um Vorausse tzungen des 

Studiums handeln uß, die der Maturant mitbringt, da sie sonst kaum als unabdingbar 

betrachtet werden önnten. Als Bezugsgröße werden also in der Regel eher die Gegen­

stände der höheren Schulen als das Fächerspektrum der universi tären Diplomprüfungen 
in Frage kommen. �ls we i teres, wenn auch nur negatives Kriterium wird zu beachten 

! 
sein, daß "Fach" nur etwas sein  kann, wofür sich unter Berücksichtigung von § 9 Abs. 1 

ein Einzelprüfer fi1den läßt. Es wird sich bei  einem Fach im Sinn des Abs. 3 daher 

gewöhnlich um Te i�b ereiche e ines Gegens tandes der höheren Schulen handeln, doch 

sind in Einzelfällen l Stoffgebietsdefin itionen denkbar, die nach dem schulischen Gegen­
stände-Spektrum f�chüberschreitend w ären. 

Abs. 4 ordnet an,1 daß bei kombinierten Studien beide Studienrichtungen zu berück­

sichtigen sind. Zun 'chst ist die vom Bewerber gewählte erste Studienrichtung für die 
Bestimmung des P lichtfaches gemäß Abs. 1 Z. 2 heranzuziehen.  Für die beiden Wahlfächer 

(Abs. 1 Z. 3) ist zu ächst zu prüfen, ob sich nicht für d ie zweite Studienrichtung gemäß 

Abs. 1 Z. 2 ein wei eres Pflichtfach der Studienberechtigungsprüfung ergibt. Außerdem 
ist festzustellen, 0 nicht .für die ers te oder zweite Studienrichtung gemäß Abs. 3 e in 
Pflichtfach vorgesl=hrieben wurde. Je nach der vom Bewerber gewäh lten Kombination 
sind in diesem Zus mmenhang verschiedene Überschneidungen denkbar. Die Feststellung 
der Prüfungsfäche im Einzelfall obliegt dem Vorsitzenden der Studienberechtigungskom­
mission (§ 6 Abs. 5).  

Abs. 5 ste llt ein we itere lex spec ialis zu Abs. 1 Z. 3 dar: Soweit dem Bewerber nach 
Berücksichtigung on Abs. 3 und 4 "Wahlfächer" zur Verfügung stehen, kann er, unabhän­
gig vom beabsicht gten Studium, eine lebende Fremdsprache wählen. Diese Bestimmung 

\ 

würde vor allem B werbern mit  Auslandserfahrung, die kein einschlägiges Fremdsprachen­
studium anstreben die Verwertung ihrer Sprachkenntn isse im Rahmen der Studienberech­
tigungsprüfung er öglichen. Allerdings könnte eine solche fre iw illige Fremdsprachenprü­
fung nicht an die te lle des Nachweises notwendiger Vorkenntn isse treten. 

Zu § 9 :  

Abs. 1 definiert i n  Form einer Generalklause l, w e r  als Prüfer d e r  Stud ienberechti­

gungsprüfung in B�tracht kommt. Nach der vorgeschlagenen Formulierung wären dies 

folgende Gruppen i v on Univers i täts- und Hochschullehrern: 

38/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 61 von 83

www.parlament.gv.at



- 39 -

an den Universi täten:  Ordentliche, Außerordentliche und Emeritierte Univers i täts­

professoren; Universitätsdozenten; Honorarprofessoren, Gastprofessoren und Gast­

dozenten, deren Lehrbefugn is für mehr als zwei Studienjahre besteht;  Uni versi täts­
und Vertragsassistenten mit  einer schon mindestens zwei Studienjahre ununterbrochen 
bestehenden Lehrbefugnis;  Bundes- und Vertragslehrer (§ 23 Abs. 1 li t. b Z. 3 sub-
lit. aa sowie § 38 Abs. 1 Ht. a und Abs. 2 UOG) ; Universitätslektoren mit Unter­

richtsbe fugnis (§  23 Abs. 1 H t. b Z. 3 subl i t. bb sowie  § 38 Abs. 1 li t. b und Abs. 3 

UOG); Lehrb eauftragte (Universi tätslektoren mit  Lehrbefugn is gemäß § 23 Abs. 1 

Ht. b Z. 3 sub li t. cc sowie § 38 Abs. 1 Ht. c ,  Abs. 4 und 5 UOG), deren Lehrauftrag 

mit  mehr als zwei Studienjahren befristet ist oder tatsächlich schon so lange be­

steht. 

an der Akademie der b i ldenden Künste in Wien: ordentliche, außerord entliche und 
emeritierte Hochschulprofessoren; Hochschuldozenten; Honorarprofesso ren; Gastpro� 

fessoren oder -dozenten, die für mehr als zwei Jahre eingeladen sind; Hochschul­
lektoren;  Lehrbeauftragte, deren Lehrauftrag mit  mehr als zwei Studienjahren 

befristet ist oder tatsächlich schon so lange besteht. 

an den Kunsthochschulen: ordentliChe, außerordentliche und emeritierte Hochschul­
professoren; Gastprofessoren, deren Einladung für mehr als zwei Studienjahre gi lt ;  

Hochschulassistenten mit  e iner schon mindestens zwei Jahre währenden verantwort­

lichen Mitarbei t  in der Lehrtätigkeitj  Bundes- und Vertragslehrer; Lehrbeau ftragte, 

deren Lehrauftrag mit mehr als zwei Studienjahren befr is tet ist oder tatsächlich 
sphon so lange besteht. 

Alle genannten Univers itäts- und Hochschullehrer kommen nach Maßgabe ihrer fach­

lichen Zuständigkeit in Betracht. Ihre Lehr- oder Unterrichtsbefugn is muß sich entwe­

der mit dem Prüfungsfach der Studienberechtigungsprüfung decken, dieses einschließen 

oder einen wesentlichen Te il desselben abdecken. Dies ist mit der Wortfolge "ganz 
oder teilwe ise einschlägige • • • •  Lehr- oder Unterrichtsbefugnis" gemeint. 

Aus dem in Abs. 1 umschriebenen Kreis der Uni versitäts- und Hochschullehrer sollen 
die Prüfer entweder von der zuständigen akademischen Behörde (Abs. 2 und 3) oder 
vom Kandidaten (Abs. 4) ausgewählt  werden. 

Abs. 2 sieht für alle durch Gesetz oder Verordnung des Bundesministers für Wissen­
schaft und Forschung benann ten und "genorm ten" Prüfungsfächer der Studienberechti­

gungsprüfung die amtswegige Bestellung von Prüfern und ihre Ev identhaltung in Form 
einer Prüfer liste der Studienberechtigungskommission vor. 

Abs. 3 regelt das Zustandekommen und den Mindestumfang dieser liste. Oie Auswahl 
der Fachprüfer käme demnach bei den Universi täten den Fakultäts- und Universitätskolle­

gien zu (vgl. § 64 Abs. 2 li t.a und Abs. 3 li t.d sowie § 75 Abs. 2 UOG). An der Akademie 
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der b ildenden Künst wäre sie vom ProfessorenkoUegium (vgl. § 9 Abs. 1 und Abs. 2 

lit.m des Akademie Organisationsgesetzes, BGBl.Nr. 237/1955) und an den Kunsthochschulen 

vom GesamtkoUegi m vorzunehmen (§ 22 Abs. 1 lit.c des Kunsthochschul-Organ isationsge­

setzes, BGBI.Nr. 59 1970). Mindestens zwei Prüfer je Fach werden vorgesehen, um den 

Kandidaten eine mi imale Prüferwahl zu ermöglichen. Die Setzung e iner zahlenm äß igen 

Obergrenze für Fac prüfer scheint nicht erforderlich. Sofern Studienberechtigungskom­

missionen für mehr re Universitäten (Hochschulen) tätig sind,  werden Prüfer von diesen 

allen namhaft gema ht  werden können. Soweit Studienberechtigungskommissionen nur 

für eine Universität mit einem schmalen Spektrum von Studienrichtungen tätig sein 

werden, könnte die 
schichte Österreich 

Bundesminister für 

eranziehung von Prüfern anderer Univers i täten, z.B. für "Ze itge­

", erforderlich sein. In diesem Fall ist die Bestellung durch den 
issenschaft und Forschung vorgesehen (Abs. 3 letzter Satz). 

Die vorgeschlage e Regelung der Abs. 2 und 3 würde einen einmaligen umfänglichen 
Prüfer-8estellungs�organg erforderlich machen. In der Folge w ären nur mehr die Zu­

und Abmeldungen vprzunehmen, da die Bestellungsdauer der Prüfer unbefristet ist. 
, ! 

Eine Unterstützung l dieser Vorgänge seitens einer automatisierten Personalevidenz der 

Uni versitätsdirektifn erscheint naheliegend. 
! • 

Abs. 4 sieht für d lie vom Kandidaten auf der Grundlage von § 'S  Abs. 1 Z. 3 gewählten 

Fächer, soweit sie �iCht durch Abs. 2 und damit durch die Prüfer liste erfaßt sind,  d ie  

fre ie  Prüferwahl d rch den Kandidaten als Regel fall und die Zuweisung durch den Vor­

sitzenden der Studi nberechtigungskommission als Subsidiarregelung für Ausnahme fälle 
vor. Dies geschieht deswegen, weil  bei  den Wahlfächern im SInn vqn § 8 Abs. 1 Z. 3 

prinzipiel l  das ges m te Fächerspektrum der Universitäten und künstlerischen Hochschu­

len in Betracht ko mt, und daher e ine über Abs. 1 hinausgehende Determination des 
Kre ises der möglic�en Prüfer nicht zweckmäßig erscheint. Allerd ings ist damit zu 
rechnen, daß zwei r ittel b is drei Viertel der anfallenden Prüfungen über d ie Prüfer­
liste laufen würde • 

Zu § 10: 

Abs. 1 beschreib d ie Anforderungen im Prüfungsfach "Zeitgeschichte Österreichs". 
Das Fach soll sehr ftlich und mündlich geprüft werden. Der schriftliche Teil ist als 

Hausarbeit konzip· ert. Die we itläufige Umschreibung des thematischen Feldes mit  

"Arbe it, Wirtschaft, Technik, Kultur oder Gesellschaft" ließe es  zu ,  auf den b isherigen 
Tätigkeits- und Er ahrungsbere ich des Kandidaten Rücksicht zu nehmen. Ein Bezug zu 
Beruf oder Studiu wäre herzustellen. Von der Themenstellung her ist die vorgesehene 

Arbeit mit  dem A fsatz über ein allgemeines Thema (§ 4 Abs. 1 und § 5 Abs. 3 li t .  a 

der Verordnung üb r die Berufsreifeprüfung) durchaus vergleichbar. Die Form der Haus­
arbeit würde die öglichkeit eröffnen, das Thema in Ause inandersetzung mit Material 
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verschiedener Art, wie einem Vortrag, einem Buch, einer F'ernsehsendung, Zeitungsart i­

keln und Ähnlichem, zu bearbeiten. Dies so ll durch die Wortfolge "In formationen (doku­

mentarisches oder l iterarisches Material)" ausgedrückt werden. Der schri ftliche Prüfungs­

teil des F'aches "Zei tgeschichte Österreichs" erh ielte auf diese Weise e ine method ische 

Komponente im Sinn des Nachweises grundlegender Techniken des wissenschaftlichen 
Arbeitens, wenn auch auf besche idenem Niveau. Der mündli che Prüfungsteil soll feststel­

len, ob der Kandidat über ein Mindestmaß an staatsbürgerlichem Wissen verfüg t, das 

man im Einklang mit e inigen diesbezüglichen Vorschlägen auch als "poli tische Bildung'f 
bezeichnen könnte. Dieser Begriff wurde jedoch im Hinblick auf das gleichnamige 

schulische Unterrichtsprinzip vermieden. 

Das F'ach "Zeitgeschichte Österreichs" entspricht - verglichen mit der Berufsre ifeprü­

fung - am ehesten dem Prüfungsfach "Gesch ichte Österreichs", deckt j edoch auch 

wesentliche Aspekte der Geographie  Qsterreichs, des Aufsatzes über ein allgemeines 
Thema und der Aussprache über gelesene Werke ab. Als Prüfer werden primär Historiker, 

Politikwissenschafter und Sozialwissenschafter in Betracht kommen. 

Während im Abs. 1 für das Prüfungsfach "Ze itgeschich te Österreichs" und im Abs. 3 

für die von den Kandidaten gemäß § 8 Abs. 5 gewählten F'remdsprachen eine abschließende 

Regelung der Prüfungsanforderungen und - b�i Berücksichtigung von Abs. 4 - auch der 
Prüfungsmethoden im Gesetz selbst vorgesehen ist, determiniert Abs. 2 für alle studien­

bezogenen Pflichtfächer nur den Anforderungsrahmen, der durch Verordnung des Bundesmi­

nisters für Wissenschaft und F'orschung auszufüllen wäre . Der Anforderungsrahmen 

wird in Anlehnung an § 2 Abs. 2 letzter Satz des Bundesgesetzes über die Vorberei tungs­
lehrgänge umschrieben. Die Wortfolge "tunliehst für Gruppen von Studienrichtungen 
mit ähnlichen fachlichen Voraussetzungen" bezieht sich auf Erfahrungen bei den Vorbe­

rei tungslehrgängen für die Studienberech tigungsprüfung, wo sich eine Art modularer 

Aufbau des Lehrstoffes vor allem beim Mathematikunterrich t  nicht nur als möglich, 
sondern auch als sehr zweckmäßig erwiesen hat (vgl. Z. 1 bis 3 der Anlage zur Verordnung 

über einen mathematischen und naturwissenschaftlichen Vorberei tungslehrgang; Z. 1 

und 2 der Anlage zur Verordnung über e inen techn ischen Vorbere itungslehrgang). 

F'ür die F'remdsprachen werden zusätzliche Richtlinien gegeben. Durch Verwendung 
des Begriffes "Sprachbeherrschung" und durch den Hinweis auf die erste Leistungsstufe 

der Uni versitäts-Sprachprüfung (§ 28 Abs. 2 lit. a AHStG) soll auch klargestellt werden, 

daß die li teraturkundliche sowie die landes- und kulturkundliche Komponente etwa des 
F'remdsprachenunterrichts an höheren 

.
Schulen in diesem Zusammenhang nicht Prüfungsge­

genstand sind. Zur Il lustration sei auf die Beschre ibung des Late instoffes für den rechts­

wissenschaftlichen und den theolog ischen Vorbere i tungslehrgang (Z. 3 der ,L\nlage zur 
Verordnung über e inen rechtswissenschaftlichen Vorbere i tungslehrgang, BGBl. Nr. 409 /1983 ; 

Z. 3 der Anlage zur Verordnung über einen theolog ischen Vorbere itungslehrgang, 
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BGBl.Nr/ 374/1978, n der Fassung der Anlage zur Verordnung BGBI.Nr. 368/1980) und 

die Stoffbeschreibu 9 für Englisch, Französisch und Russisch im philologischen Vorbe­

rei tungslebrgang (Z. 4 und 7 der Anlage zur entsprechenden Verordnung BGBI.Nr. 

359/1983) oder für nglisch im sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Vorbere i tungs­

lehrgang (Z. 3 der Anlage zur entsprechenden Verordnung BGBI.Nr. 374/1981)  h ingewiesen. 

Abs. 3 definiert d s Anforderungsn iveau aus lebenden Fremdsp rachen, die der Kandi­

dat gewählt hat, in nlehnung an die Lehrpläne für "Englisch"  in den naturwissenschaft­

lich - technischen V rberei tungslehrgängen (vgl. Z. 5 der Anlag e  zur Verordnung über 

einen mathematisc en und naturwissenschaftlichen Vorbereitungslehrgang und Z. 7 der 

Anlage zur Verordn ng über einen technischen Vorbere itungslehrgang). 

Abs. 4 sieht für d e gesetzlich fixierten studienrichtungsbezogenen Pflichtfächer (§  8 

Abs. 1 Z. 2), für a11 Mathematikprüfungen und für Fremdsprachenprüfungen, soweit  

s ie g'emäß § 8 Abs. � vorgeschrieben werden sollten, die gesetzliche Regelung der Prü­

fungsmethode vor.  t!insichtlich sonstiger durch Verordnung gemäß § 8 Abs. 3 vorgeschrie­

bener Fächer wäre �uch die Prüfungsmethode durch Verordnung zu bestimmen. Dabei 

können je  Fach aus Iden drei angeführten Methoden (mündlich, schriftlich, praktische 

Aufgabenstellung) Jine oder zwei vorgeschrieben werden. 
I 

i 
Abs. 5 weist für ie vom Kandidaten gemäß § 8 Abs. 1 Z. 3 gewählten Fächer, soweit 

es sich dabei  nicht m Mathematik oder eine lebende Fremdsprache handelt, d ie Bestim­

mung der Prüfungs ethode dem Prüfer zu. 
� 

Im Vergleich zur Berufsreifeprüfung würde die vorgeschlagene Regelung e ine wesent-
lich genauere Besc reibung der Prüfungsanfo rderungen bedeu ten. Dies ist eine vielfach 

vorgebrächte Ford rung, die auch als eine Hauptzielsetzung des Bundesgesetzes über 
die Vorbereitungsl�hrgänge art ikuliert wurde (vgl. Abschn itt I des allgemeinen Te iles 
der Erläuterungen ur Regierungsvorlage 22 d B. zu den Sten.Prot., XIV. GP). Oie mög­
lichst eindeutige U schre ibung der Prüfungsan forderungen ist Voraussetzung sowohl 

der gezielten indiv duellen als auch e iner kursfärmigen Prüfungsvorbere itung. Gegen­
über dem Bundesg setz über die Vorbereitungslehrgänge würde durch die vor liegenden 

Bestimmungen übe die Prüfungsmethode (Abs. 4) und durch die präzisere Fassung der 
Verordnungsermäc tigungen den Erfordern issen des verfassungsrechtlichen Legalitäts­

prinzips Rechnung getragen. Es ist zu erwarten, daß durch die ausdrückliche Einbezie­

hung der zuständig n akadem ischen Behörden, besonders der Studienkommissionen, in 
den Prozeß der Ve ordnungserzeugung (Abs. 2 und Abs. 4;  vgl. auch § 8 Abs. 3) eine im 

Einzelfall nachvollziehbare und an den gesetzlichen Kriterien meßbare Fixierung der 

Fachinhalte und P üfungsmethoden sichergeste llt werden kann. Erwähnt sei in diesem 
Zusammenhang, d ß die akadem ischen Behörden tatsächlich auch schon �bei  der Erlas­
sung der Verordnu gen über die Vorbere itungslehrgänge in jedem Fall be faßt wurden. 
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Zu § 11: 

Der Ausdruck "kommissionelle Prüfung" findet sich weder in der Verordnung über die 
Beru fsrei feprüfung noch im Bundesgesetz über die Vorbere i tungslehrgänge. Dennoch 
unterliegt es keinem Zweifel, daß beide Normen e ine kommissionelle Prüfung vorsehen. 
In der Praxis habe n  sich diese komm issionellen Prüfungen in v iel fältiger We ise in Rich­

tung von Einzelprü fungen entwickelt (vgl. hinsichtlich der Studienberechtigungsprüfung 

§ 3 Abs. 5 und 6 der Verordnung über die Vorbere itungslehrgänge). Maßgebliche Gründe 

hiefür dürften sein, daß die kommissionelle Prüfung als kandidatenorientierte Form der 

Prüfungsorgan isation für die Prüfer sehr ze itaufwendig und mit hohem organ isatorischen 

Aufwand (Terminkoordination) verbunden ist. Oie Studienre form im Gefolge des AHStG 

hat im Studienbetrieb der Universitäten die auf mehrere Fächer bezogene kommissionel­

le Prüfung zu e inem Randphänomen werden lassen. In der Mehrzahl der Studienrichtun­

gen setzen sich selbst die Einzelfachprüfungen aus Prüfungste ilen zusammen. 

Abs. 1 trägt den angeführten Tatsachen Rechnung, indem die Studienberechtigungs­

prüfung als Folge von v ier Einzelprüfungen konzipiert wird. 

Oie Abs. 2 b is 4 regeln die Anberaumung der Prüfungstermine seitens der Prüfer und 
die  Prüfungsanmeldung der Kandidaten. Oie entsprechenden Abläufe sollen der koordi­

nierenden Leitung des Vorsi tzenden der Studienberechtigungskommission unterstehen. 

Soweit  die Geschäftsordnung der Studienberechtigungskommission Richtlin ien über die 

Anberaumung von Prüfungsterminen enthält (§  3 Abs. 7), sind d iese zu berücksichtigen. 

Abs. 5 enth ält Regelungen, die e in ze itliches Ause inanderfallen jener Fachprüfungen 
vermeiden so llen,  in deren Rahmen zwei Prüfungsmethoden zur Anw'endung kommen.  

Aus § 9 Abs. 3 in Verbindung § 11 Abs. 2 b is 4 folgt,  daß Prüfungen aus Pflichtfä-
chern in der Regel  bei Prüfern aus dem Wirkungsbere ich derjen igen Studienberechtigungs­

kommission abzulegen sind, deren Vorsitzender  den Kandidaten zugelassen hat. Abs. 6 
soll  eine adäquate Regelung der Ausnahmefälle erlauben. Demnac h  konnte e in famil iär 

oder beruflich gebundener Kandidat die Fachprüfung "Ze itgeschichte Österre ichs" oder 

eine Fachprüfung,  die für versch iedene Studienrichtungen durch Verord nung gemäß 
§ 10 Abs. 2 in gle icher Weise geregelt ist, an e iner Universität ablegen, die se inem 
Wohnort näher liegt als die Un iversität,  an der er zur Studienberechtigungsprüfung 

zugelassen wurde. Z.B. könnte auf d iese We ise ein in Tirol wohnhafter Kandidat zur 

Studienberechtigungsprüfung für d ie Studienrichtung Techn ische Mathematik (mögliche 
Studienorte ".\I ien, Graz und Linz) seine Mathematik-Fachprüfung in Innsbruck oder 

' .... 
Salzburg ablegen , wenn d ie Mathematik-Vorausse tzungen für das natur�issenschaft-
liehe Diplomstud ium der Mathematik identisch mit denen für das Oiplomstudiu��der 
Technischen Mathematik defin iert wären, wie d ies derzeit für d ie Stud ienberech ti­
gungsprüfung 1976 der Fall ist (vgl. § 1 Abs. 2, § 2 Abs. 1 l it� und Z. 1 der Anlage zur 
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Verordnung über  e in n mathematischen und naturw issenschaft lichen Vorbereitungslehr­

gang) .  Ein fachlich b gründeter Fall läge v or, wenn ein Kandidat gemäß § 8 Abs. 1 Z. 3 

ein Fach gewählt ha , für das im Wirkungsbere ich der Studienberecht igungskomm ission 

kein Fachvertreter vorhanden is t. Die schriftliche Zustimmung des Vors i tzenden der 
Studienberechtigung kommission erscheint in allen d iesen Fällen als Prüfungszulassungs­

titel erforderlich. Ei e nachträgliche Anerkennung von Fachprüfungen, die außerhalb 

des Wirkungsbere ich s der Studienberecht igungskomm ission abgelegt wurden, ist nicht 

vorgesehen (vgl.  jed c� zu § 16 Abs. 1 b is 3). 

Abs. 7 statuiert - m Einklang m i t  e inem Vorschlag der Rek torenkonferenz - d ie 

beschränkte bffentl chkeit mündlicher Prüfungen. Der zwe i te Satz ist e ine dem § 24 

Abs. 6 AHStG analo e Best immung. S ie impliziert die Verpf lichtung, für e inen h inre i­

chend großen Prüfu gsraum zu sorgen, wenn sich e ine Gruppe v on Zuhörern innerhalb 
der gemäß Abs. 4 a ch den Kandidaten zur Verfügung stehenden Frist angemeldet  hat. 

Zu § 12: 

Abs. 1 sieht - ent�prechend dem Konzept der Einzelprüfungen (§  11  Abs. 1) '" d ie 
I 

Beurtei lung jeder F$chprüfung der Studienberechtigungsprüfung durch den Prüfer vor. 

Die Notenskala flbe1tanden" - "n icht bestanden" findet sich sowohl bei der Studienberech­

t igungsprüfung (§ S IAbs. 2 des Bundesgesetzes über die Vorbere itungslehrgänge) als 

auch - fre ilich nur Is Gesamtnote - be i  der Berufsre i feprüfung (vgl. § S Abs. 7 und 8 

der Vero rdnung übe d ie Beru fsrei feprüfung ). 

Abs. 2 ist  § 29 A s. 3 zwe iter und dritter Satz AHStG nachgeb ildet. Ein v orzeit iges 

Abbrechen der Prü u ng wird auch vorliegen, wenn e in Kand�dat z.B. zwar den schrift­

lichen, nicht aber d�n zugehörigen mündlichen Prüfungste il ablegt. Damit d ie Entschei­
dungen über das Vor liegen wichtiger Gründe nach möglichst e inhe itlichen Maßstäben  

erfolgen, werden si dem Vors itzenden der  Studienberechtigungskommission zugewiesen. 

Abs. 3 sieht die inmalige Wiederholbarke i t  der Studienberechtigungsprüfung vor. Ist 

auch d iese erfolgla , kommt e ine neuerl iche Zulassung zur Studienberechtigungsprüfung 
für d ieselbe Studie r ichtung nur nach Maßgabe von § 5 ,.�bs. 4 in Betracht.  Auf d ie  

Erläuterungen zu d eser Bestimmung wird h ingewiesen. Eine Regelung über verb indliche 
Reprobationsfriste erscheint verzichtbar, da die Kandidaten d iesbezüglichen Ratschlä­

gen des Prüfers, so fern notwendig, gewöhnlich folgen werden. 

Zu § 13: 

Abs.  1 regelt  die Dokumentat ion der Fachprüfungen der Studienberechtigungsprüfung 
in Anlehnung an di e inschlägigen Vorschri ften bei der Beru fsre i feprüfung (§ 6 Abs. 1 
der Verordnung üb r die Berufsre ifeprüfung) und be i  der Stud ienberech tigungsprüfung 
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1976 (§ 4 Abs. 7 und § 7 Abs. 3 der Verordnung über die Vorbere itungslehrgänge). Die 

entsprechenden Unterlagen werden auch dann dem Vorsi tzenden der Studienberech tigungs­

kommission zu überm itteln sein, der den Kandidaten zugelassen hat, wenn die Fachprüfung 

ausnahmsweise außerhalb des Wirkungsbere iches der Stud ienberechtigungskommission 

abgelegt wurde (vgl. § 1 1  Abs. 6). Nur so verfügt der Vors itzende der Stud ienberechti­
gungskommission über jene Unterlagen, aufgrund derer er gemäß Abs. 2 e in Studienberech­

tigungszeugnis ausstellen kann. Eine einhei tliche Gestaltung der Studienberechtigungs­

zeugn isse erscheint zweckmäßig (vgl. § 18 Abs. 5). Die "genaue Beze ichnung der Studien­
berechtigung" erfo lg t  durch Anführung der S tudienrichtung(en),  für welche die Stud ien­

berechtigungsprüfung abgelegt wurde. 

Zu § 14: 

Während in § 1 Abs. 1 ers ter  Sat z  die Zielsetzung des vorgeschlagenen Gesetzes kurz 

umschrieben ist, werden im § 14 die Rechtsw irkungen der erfo lgreich abgeleg ten Studien­

berechtigungsprüfung im einzelnen definiert. 

Abs. 1 stellt im Einklang mit  den Ausführungen im Abschn itt  3.5 des allgemeinen 

Teiles der Erläuterungen klar, daß die  Studienberechtigungsprüfung die Reifeprüfung in 

Bezug auf das im Studienberecht igungszeugn is ausgewiesene Stud ium vo llständ ig ersetzt. 

Es erscheint im Hinblick au f die Erfahrungen bei  Berufsreifeprüfung und Studienberech­
tigungsprüfung 1 976 erforderlich, die däraus resu ltierende Nichtanwendung der jeweili ­

gen Hochschulberechtigungsverordnung ausdrücklich festzuhalten. 

Abs. 2 bezieht sich auf denselben Sachverhalt wie § 7 Abs. 4 AHStG: Im Hinblick auf 

spezif ische =Erfordernisse e inzelner Studienrichtungen, die normalerweise durch den 

Fächerkanon oder das Anforderungsn iveau der Rei feprüfung e iner höheren Schule n icht 
erfüllt werden, sehen d ie  e inschlägigen besonderen Studiengesetze und die Stud ienordnun­

gen den Nachwe is zusätzlicher Kenntn isse und Fertigke iten vor .  Diese Nachweise sind 
unabhängig v on der Studienzulassungsgrundlage und waren daher auch b isher schon von 

den Absolventen einer Beru fsre ifeprüfung oder Studienberecht igungsprüfung 1976 genau-
so zu erbringen wie von Maturanten. Beispiel: Nachweis der körperlich-motorischen 

Eignung vor Beginn des Studiums der Sportwissenschaften oder der Leibeserziehung 
(Lehramt an höheren Schulen) gemäß Z. 38 der Anlage A zum Bundesgesetz über geis teswis­
senschaft liche und naturw issenschaftliche Studienrich tungen und § 3 der Studienordnung 
für die Stud ienrichtung Sportwissenschaften und Leibeserziehung, BGBI.Nr. 260/1978.  

Die salvator ische Klausel des Abs.  3 hat konkret den § 9 Abs. 4 der Wirtschaftstreu­

händer-Beru fsordnung, BGBl.Nr. 125/1955,  in der Fassung der WTBO-Novelle 1982, 

BGBl. Nr.  352, im Auge, wo neben der Rei feprüfung auch eine "fache inschlägige Beru fsre i­
fe- oder Stud ienberechtigungsprüfung" als Vorb ildung zur  Fachprüfung für Steuerbera-
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ter anerkannt wird.  Diese mit  1 .  Juli 1982 wirksam gewo rdene Bestimmung war bere its 

in einer Re ihe von ällen Motiv zur Ablegung der Berufsre ifeprüfung für die betriebswirt­

schaftliehe oder ha delsw issenschaftllche Studienrichtung oder zum Besuch des sozial­

und wirtschaftswiss nschaftlichen Vorbere itungslehrganges an der Universität Unze 

Aus diesem Grund erlangte Studienberechtigungen werden in der Regel  nicht für ein 
entsprechendes Uni ersitätsstudium genützt werden. S ie  entsprechen auch weder der 

Zie lsetzung der Ver rdnung über die Beru fsrei feprüfung oder des Bundesgesetzes über 

die Vorbere itungsie rgänge noch der Absicht dieses Entwurfes, da für den berufsrecht­
lichen Bere ich die eamten-Aufstiegsprüfung (Z. 2.2 der Anlage 1 zum Beamten­

Dienstrechtsgesetz 1979,  BGB1.Nr. 333) besteht. Es lieg t allerd ings auch kein Grund 

vor, die Ausweitun der Rechtsfo lgen der Studienberechtigungsprüfung über i.hren 

eigentlichen Zweck, die Vermittlung e iner univers i tären Studienberechtigung, hinaus 

zu behindern. 

Zu § 15: 

Oie Erweiterung der Studienberechtigung ist  für die Berufsre ifeprüfung durch § 6 

Abs. 4 "der Verordn ng über die Beru fsrei feprüfung gerege lt. Für · die Stud ienberechti­
gungsprüfung finde sich die entsprechende Bestimmung in § 9 Abs. 1 der Verordnung 

über die Vorbereit ngslehrgänge. 

Abs. 1 geht vom Regelfall aus, daß jemand d ie Studienrichtung oder e ine se iner be i­
den Studienrichtun en wechse ln wil l  oder  daß er e ine zusätzliche Studienrichtung, se i 
es als Erwe iterung - oder als Doppelstudium, beg innen möchte. Jedenfalls setzt die 

Anwendbarke i t  d ie  er Bestimmung voraus, daß e ine Studienberechtigungsprüfung bereits 

vol lständ ig erfolgr ich abgelegt wurde. Negativ ausgedrückt: Erfolgre ic� abge legte 
Te ile e iner unvolls ändigen Stud ienberechtigungsprüfung wären demnach - wie schon 

b isher - n icht anre henb ar . An d ieser Regel  trotz Abgehens von der kommissionellen 

Prüfungsform fest uhalten, sche int gerechtfertigt, da die Studienberechtigungsprüfung 
eine zielgerichtet Prüfungsgesamtheit darstellt, deren Zusammenhalt wenigstens 

marginal sicherge teilt werden sollte. Der sicher eher theoret ische Extremfall ,  daß 

jemand e ine Studi nberechtigung sozusagen als Bilanz aus mehreren unvol lendeten 

Anläufen zu verse iedenen Studienberechtigungen erhält, so llte auch gesetzlich ausge­

schlossen se in. Oe Sachverhalt müßte in solchen Fäl len erst mühsam aus verschiedenen 
Studienberechtigu gsakten rekonstru iert werden, da ein Zeugn is nur über e ine vollstän­
dig erfolgreich ab e legte Stud ienberechtigungsprüfung ausgeste llt w ird (§ 13  .Ll.bs. 2). 

Wenn der Inhab r e iner Studienberecht igung d iese erweitern wil l ,  so muß er grund­
sätzlich neuerliCh um Zulassung zur Studienberechtigungsprüfung ansuchen und d ie  
fachlichen Zulass ngsvoraussetzungen (§ 5 Abs. 1 Z .  4)  für d ie  neue Stud ienrichtung 
nachwe isen. Außerdem wird der Nachwe is eines Studienplatzes für d ie  neue Studienrich-
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tung in den Fällen verlangt,  in denen der ausländische (staatenlose) Bewerber keinen 

gesetzlichen Anspruch auf einen Stud ienplatz hat (Anwendung von § 5 Abs. 3 ). Unter 

zwei Voraussetzungen soll  eine derart ige Erwei terung der Studienberecht igung ohne 

neuerliches Zulassungsverfahren erlaub t sein: wenn die neue Stud ienrichtung zu der 

(einer) bisherigen Studienr ichtung verwandt ist, oder  wenn der Stud ierende bere its d ie 

erste Diplomprüfung erfo lgre ich abgelegt hat. Wer die Eingangsprüfung für e ine fachlich  

ähnliche Studienrichtung bereits erfo lgreich abgelegt hat ,  wird auch ohne vorherige 

spezifische Vorbildung (§  5 Abs. 1 Z. 4) die eventuell fehlenden Teile d�r Studienberech­

tigungsprüfung für die neue Studienrichtung bewältigen. Hat ein Studierender bere its 

die erste Diplomprüfung einer Studienrichtung erfolgreich abgelegt, so wird seine allge­
meine Studierfäh igkeit vermutet und auf den Nachwe is e iner besonderen fachlichen 

Vorbere itung für die neue Studienrichtung als Zulassungsvo raussetzung für d ie Studien­

berechtigungsprüfung verzichtet. 

Unabhängig davon, ob der Bewerber, der seine Studienberechtigung erweitern will, 

gemäß Abs. 1 einem neuerlichen Zulassungsverfahren unterzogen wurd e  oder nicht, hat 

als nächsten Schritt  der Vorsi tzende der Studienberechtigungskommission dem Kandida­
ten die Fächer  bzw. Fach teile bekanntzugeben,  aus denen Ergänzungsprüfungen abzule­

gen sind. Die in d iesem Zusammenhang verwiesenen Bestimmungen des III. Abschn ittes 
(§  8 Abs. 1 Z. 2 und Abs. 2 b is 4 sowie § 10 Abs. 2) bedeuten, daß nur jene Fächer vor­

zuschreiben sind, die durch Gesetz oder Verordnung des Bundesminis ters für Wissenschaft 

und Forschung für die neue(n) Studienrichtung(en) Pflicht fächer der Studienberechti­

gungsprüfung sind, und zwar soweit s ie nicht oder n icht in vollem Ausmaß Gegenstand 

der bere its abgeleg ten Studienberechtigungsprüfung waren. Da "Zeitgeschichte Öster­

reichs" j edenfalls bere its geprüft wurde, ist § 8 Abs. 1 Z. 1 im Verweis n icht  enthalten. 

Auf Wahlfächer im Sinn von § 8 Abs. 1 Z. 3 wird verz ich tet. Der zweite Satz besagt,  

daß für die Prüfungsdurchführung d ieselben Regeln gelten so llen wie bei der ers te n  

Stud ienberecht igungsprüfung. B e i  Wechsel d e s  Kandidaten auf eine eng verwandte 

Studienrichtung is t es denkbar, daß die Erweiterung der Studienberech tigung ohne 

Ablegung einer Ergänzungsprüfung vorgenommen werden kann. 

Abs. 3 sieht vor, daß der Abschluß eines Diplomstud iums ex lege die Studienberechti­
gung für alle verwand ten Studienrichtungen zur Folge hat. Diese Regelung geht davon 
aus, daß der Absolvent e ines Un iversitäts- oder Hochschulstudiums hinlänglich se ine 

Fäh igke it  erwiesen hat, sich se lbständig in Stoffgebiete einzuarbei ten und darüber 
auch erfolgreich Prüfungen abzulegen. Nach dem Vorbild vergleichbarer Regelungen in 

den Übergangsbestimmungen besonderer Studiengesetze (z. B. § 18 Abs. 8 des Bundesg�­

setzes über geis teswissenschaftllche und naturwissenschaftliche Studienrichtungen) 
wird für den Bedarfsfall die Ausstellung einer Bestätigung vorgesehen. Abs. 3 dürfte 
insgesamt nur sehr selten zur Anwendung kommen. 
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Abs. 4 v"�rweist z r K larstellung des Begri ffes der "verwand ten Stud ienrichtungen" 

auf e ine diesbezügli he Anlage und sieht die z..uordnung der Stud ienversuche zu den 

dort angeführten St d ienrichtungsgruppen oder d ie  B ildung zusätzlicher Gruppen durch 

Verordnung des Bun esministers für  Wissenschaft und Forschung v or. Oie in  der Anlage 

aufge lis te ten Grupp n verwandter Studienrichtungen wurden nach dem Gesichtspunkt 

gebildet, daß wesen liche Teile der Studienrichtungen, vor allem Grundlagenfächer, 
gemeinsam sind. Da ei wurden e inzelne Studienrichtungen mehrfach zugeo rdnet (z.B. 

Kunstgeschichte zu den Gruppen 7 und 8;  Latein und Griech isch zu den Gruppen 7 und 

9). Einige fehlen,  w i l  sie zu keiner anderen Studienrichtung eng genug verwandt er­

schienen (Evangelis he Theologie;  Rechtswissenschaften; Geograph ie;  Raumplanung 

und Raumordnung). Die Verordnungsermächtigung zur Bildung von Studienrichtungsgruppen, 

die im Gesetz nicht angeführt  sind, ist im Hinblick  auf die zuletzt genannten Studien­
richtungen notwendig, weil e in Studienversuch gerade m it e iner d ieser Studienrichtun-

gen verwandt sein önnte. 

Zu § 16: 

Es hat bei  den Betroffenen regelmäßig Kritik oder zumindest Unverständnis herv or­

gerufen, daß bereit  erb rachte gle ichartige Prüfungsle istungen für die Beru fsrei feprü­

fung oder Studienb,rechtigungsprüfung 1976 nicht berücksichtigt werden durften. Am 
i 

häufigsten handelt es sich dabe i  um die Beamten-Aufstiegsprüfung. § 16 versucht nicht 
nur, d ieses Proble zu bese it igen, sondern auch die Studienberechtigungsprüfung, soweit 

d ißs erfo lgverspre hend ersche int, in den univers itären Prüfungsbetrieb e inzub inden, 

und die Anerkennu g bestimmter außerunivers itärer und ausländ ischer Prüfungen zu 

ermöglichen. 

Wenn der vorli e�ende Entwurf auch den Kandidaten die Form der Prüfu�gsvorbere itung 
fre istellt und damit das im Bundesgesetz über die Vorbere itungslehrgänge statuierte 
d iesbe zügliche Mo opal der Universitäten bese itigt - die Gründe sind im Abschnitt 1 

des allgemeinen T i les  der Erläu terungen ausgeführt -, so wird doch damit  gerechnet, 

daß die Universitä en weiter.h in auch d iese Aufgabe wahrnehmen werden. Als Organ isa­
tionsformen derar iger Lehrangebote b ieten sich gemäß AHStG Hochschulkurse und 

Hochschullehrgän e an. Abs. 1 stellt fest ,  daß der erfolg re iche Abschluß von Hochschul­

kursen oder -lehrg"ngen, deren Zweck die Vorbe re itung auf die Studienberechtigungsprü­

fung ist, d ie entsp echende(n) Fachprüfung(en) ersetzt. Die inhaltliche Ausrichtung 
derartiger Kurse nd Lehrgänge würde sich aus d iesem Bundesgesetz ergeben. Im übrigen 
wären die ein�Ehr gigen Bestimmungen des AHStG (§ 18 ,  § 24 Abs. 2, § 26 Abs. 6 usw .) 
anzuwenden. 

Während Abs. 1 Lehrveranstaltungen im Auge hat, die zwecks Vorbere itung auf die 
Studienberechtig ngsprüfung e ingerichtet wurden, bezieht sich Abs. 2 auf Lehrveranstal­
tungen, die aus ei em ander�n Grund bere its bestehen und auch als Prüfungsvorbere itung 
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für e ine Fachprüfung der Studienberechtigungsprüfung in Betracht kommen. Bei  den 

Pflichtfächern der Studienberechtigungspr�fung is t hier etwa an bestehende Sprachkur­

se der Grundstufe (lebende Fremdsprache, Latein oder Griech isch) zu denken (§  8 Abs. 1 

Z. 2 ll t. c und d). Die Festste llung derartiger Lehrveranstaltungen so ll durch die Stu­

d ienkommission erfolgen. Bei den Fächern, die der Kandidat gewählt  hat (§ 8 Abs. 1 

Z. 3)  erscheint d ie  Feststel lung derartiger Lehrveranstaltul"'gen durch den Prüfer am 

zweckmäß igsten. Je nach Art  der Lehrveranstaltung wird als Abschluß ein Kolloquium 

oder die Beurteilung des Erfolges der Te ilnahme in Betracht kommen (vgl. § 23 Abs. 4 

und § 26 Abs. 1 AHStG). 

Weder das Vorhandense in von Hochschulkursen oder -lehrgängen im Sinn des Abs. 1 

noch von Lehrveranstaltungen gemäß Abs. 2 soll  zu einer Verpflichtung des Kandidaten 

führen, d iese Lehrangebote wahrzunehmen. 

Abs. 3 korrespondiert § 10 Abs. 2 le tzter Satz : Wenn sich die Anforderungen der 

Studienberechtigungsprüfung, soweit sie sich auf lebende Fremdsprachen bez ieht, an 

der ersten Le istungsstufe der Universitäts-Sprachprüfung zu orientieren haben, sollten 
, 

derartige Un ivers i täts-Sprachprüfungen auch als Fachprüfungen der Studienberechtigungs-

prüfung anerkannt werden. 

Abs. 4 betrifft die Anerkennung schulischer Prüfungen. Hiebei is t zunächst an un­

vollende t  gebliebene Bemühungen gedacht, d ie  Rei feprüfung im Rahmen des sogenann-

ten zweiten Bi ldungsweges abzulegen (Sonderformen allgemeinb ildender oder berufsbi l­

dender höherer Schulen für Beru fstätige, Extern istenrei feprüfungen). Ferner wäre die 

Beamten-Aufstiegsprüfung anerkennbar, welche gemäß § 1 Abs. 5 der Verordnung über 

die Extern istenprüfungen ,  BG81.Nr. 362/1979, als Extern istenprüfung abzulegen ist. 

Schließlich kämen weitere Externistenprüfungen im Sinn von § 42 Schulunterrichtsge-

setz über einschlägige Unterrichtsgegenstände für e ine Anerkennung in Frage. In jedem 

Fall ist e ine Anerkennung an die Voraussetzung gebunden, daß Stoffumfang und inhaltliche 

Anforderungen den Erfordern issen der Studienberechtigungsprüfung (§ 10) entsprechen. 

Eine Teilanerkennung so ll möglich se in. Sie hätte in e iner entsprechenden Einschränkung 

des Prüfungsstoffes der betroffenen Fachprüfung der Studienberechtigungsprüfung 
J� 

ihren Ausdruck zu finden. 

Abs. 5 sieht die Anerkennung ausländischer Zeugnisse und inländ ischer Fremdspra­

chenzerti fikate vor,  soweit  sie den Anforderungen der Studienberechtigungsprüfung 

entsprechen. Auch bei den ausländ ischen Zeugnissen wird es sich gewöhnlich um Nachwe ise 

handeln, d ie  sich au f die Beherrschung von Fremdsprachen bez iehen. Gerade im Bereich 

der gäng igen lebenden Fremdsprachen g ibt  es international standard is ierte Sprachprü fun­

gen, deren Anerkennung unabhäng ig davon ermöglicht werden soi l te, an we lcher Inst i tution 

die entsprechende Prüfung abgelegt wurde. Die ausdrückliche Einbeziehung des Vorsitzen-
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den der Stud ienkom ission in derartige Anerkennungsverfahren soU die  fachliche Fund ie­

rung der Entsche idu gen zusätzlich absichern. 

Abs. 6 nimmt das Fach "Ze itgeschichte Österreichs" im Hinb lick auf seine fachliche 

Eigenheit  und den e gen Bezug zu Fertigkeiten des universitären Lernens ausdrücklich 

von einer Anerkenn ng gemäß Abs. 4 und - was ohned ies kaum vorstellbar ist - Abs. 5 

aus. 

Abs. 7 weist  alle nerkennungen gemäß § 16 dem Vorsitzenden der Studienberechti­

gungskomm ission z • Dies erscheint zur Erre ichung möglichst einheitlicher Maßstäbe 

geboten und angesi hts der zu erwartenden geringen Zahl der Fälle vertretbar. Bei den 

universitären Prüfu gen (Abs. 1 b is 3) wird als Voraussetzung einer Anerkennung für 

die Studienberechti ungsprüfung zusätzlich gefordert, daß der Prüfungserfolg bei  der 

ersten oder zweite Ablegung der entsprechenden Prüfung erre icht wurde. Die Wiederhol­

barkeit soll also - abweichend von § 30 Abs. 1 AHStG - der Rege l  des § 12 Abs. 3 folgen, . 
I 

der eine e inmalige �iederholung jeder Fachprüfung der Studienberechtigungsprüfung 

vorsieht. 
I 

Zu § 17: I 
• •  I 

In Ubere instimmtng mit § 16 Abs. 2, der e ine Vorwegnahme einzelner Prüfungste ile 

des späteren orden� lichen Studiums ermög lich t, räumt Abs. 1 dem Absolventen der 
i 

Studienberechtigu gsprüfung, der ordentlicher Hörer geworden is t, einen Anspruch auf 

Anerkennung von e ilen der Studienberechtigungsprüfung für das ordentliche Studium 

ein. 

Abs. 2 hängt mit Abs. 1 insofern zusammen, als die Anerkennung von Teilen der 

Studienberechtigu�gsprüfung für das ordentliche Studium zu einer rascheren Abso lv ierung 

des ersten Stu dien bschnittes führen kann. In Einzelfällen is t e ine Unterschre itung der 

gesetzlichen Mind ststudiendauer auch infolge einer überdurchschn ittlich gu ten fachli­

chen Vorb ildung d s Abso lventen der Stuc;lienberechtigungsprüfung denkbar. Abs. 2 hat 

in § 3 Abs. 4 der V rordnung über die Berufsreifeprüfung ein Vorb ild. Nach den vorlie­

genden Daten hab n e ine Re ihe v�n Abso lventen der Berufsre ifeprüfung ihre ordentlichen 

Studien frühze itig abgeschlossen. Auf dem Hintergrund der §§ 20 und 21  AHStG ist d ie 

intentionsgemäße Anwendung der erwähnten Bestimmung allerd ings schwierig gewor-

den. Da eine b loß Einrechnung von Semestern (§ 20 AHStG), in denen mangels Eigenschaft 

des ordentlichen örers Prüfungen für das ordentliche Stud ium nicht abgeleg t werden 

dürfen (§ 9 Abs. 4 AHStG) , dem Studierenden kaum einen Vorte i l  br ingt, verzichtet der 

vorgeschlagene A s. 2 auf eine formelle Einbeziehung der Zeit der Prüfungsvorbere i tung 

in die Zeit des or entlichen Studiums. Vielmehr wird auf den Prüfungsfortschritt abge­

ste llt und vorgese en, daß der erste Stud ienabschnitt um e in Semester verkürzt werden 

38/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 73 von 83

www.parlament.gv.at



- 51  -

darf, wenn der Kandidat sich tatsächlich in der Lage zeigt, die vorgeschriebener-l Prü­

fungen des ersten Studienabschnittes in der verkürzten Studiendauer zu bewäl tigen. 

Diese Verkürzung des ordentlichen Studiums soU den Absolventen der Studienberechti-" 
gungsprüfung zusätzlich zu den im Sinn von § 14 Abs. 7 AHStG in der Mehrzahl der 

besonderen Studiengesetze vorgesehenen Studienzeitverkürzungen eingeräumt werden, 

die sich - jedenfalls dem Wortlaut der entsprechenden Regelungen nach - bei den meis ten 

Studienrichtungen auf den zweiten Studienabschnitt beziehen. Oie "Hälfte der in einem 

Semester durchschnittlich zu inskribierenden Stundenzahl" ergibt  sich, wenn man die 

Gesamtstundenzahl der Studienordnung für den ersten Studienabschn itt durch die dop­

pelte Semesteranzahl dieses Studienabse,hnittes dividiert. 

Abs. 3 regelt die Zuständigkeit für Entscheidungen gemäß Abs. 1 und 2. Für eine 

Anerkennung von Teilen der Studienberechtigungsprüfung und für Studienzeitverkürzungen 

wären nach der vorgeschlagenen Formulierung an den Universi täten gemäß § 7 Abs. 3 . 

lit. c und d UOG der Vors itzende der Studienkommission in erster Instanz  und die  Stu­

dienkommission in zweiter Instanz zuständig (§ 7 Abs. 2 UOG). Für den Bereich der 

künstlerischen Hochschulen ergäbe sich die Zuständigkeit der Studienkommission, der 

Instanzenzug ginge zur obersten akademischen Behörde (§ 10 Z. 9 und 10 in Verbindung 

mit § 53 KHStG und § 1 Abs. 3 des Akademie-Organisationsgesetzes sowie § 4 Abs. 2 

des Kunsthochschul-Organ isationsgesetzes). 

Zu § 18: 

Während die Verordnung über die Berufsre ifeprüfung (§ 3 Abs. 3 letzter Satz) gegen 

eine abweisende Entscheidung des Rektors über  das Zulassungsansuchen die Berufung 
, 

an den Bundesminister für Wissenschaft und Forschung vorsieht, enthäl t das Bundes-

gesetz über die Vorbere itungslehrgänge keine den Rechtsschutz betreffenden Bestim­

mungen. 

Abs. 1 sieht im Einklang mit Art. II Abs. 2 ll t. C Z.  28 des Einführungsgesetzes zu 

den Verwaltungsverfahrensgesetzen, BGBl. Nr. 1 72/1950 , zuletzt geändert durch das 

Bundesgesetz BGBI. Nr. 248/1978, und § 7 Abs. 4 UOG die Anwendung des Allgemeinen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes (AVG 1950,  BGBI. Nr. 172, zuletzt geändert durch das 

Bundesgesetz BGBI. Nr. 199/1982) vor. Analog zu § 7 Abs. 6 UOG und entsprechend der 

b isherigen Praxis ist die Freiheit der Amtshandlungen der Studienberechtigungsprüfungs­

kommissi on (Zul assungsk omm issionen); des Vorsitzenden der Studienberechtigungskom­

mission und des Bundesm i n ister iums für W issenschaft und Forschung in  Angelegenh e i ten 

der S tudienberech tigungsprtJfung von Bundesverwaltungsabgaben gemäß § 78 AVG 1950 

vorgesehen. 

Abs. 2 und 3 regeln die Berufungsmögli chk e i ten  und den Ins tan zenzug für die im 

Rahmen des Gesetzentwurfes zur Entscheidung anfallenden Materien. Oie Berufung 

38/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)74 von 83

www.parlament.gv.at



- 52 -

gegen e ine Nichtane kennung von Prüfungen für die Studienberechtigungsp rü fung durch 

den Vors itzenden de Studienberechtigungskommission so ll analog der Berufung gegen 

Entscheidungen des ektors in Zulassungsangelegenhe i ten (§ 42 AHStG in Verb indung 

mit § 7 Abs. 1 und § 8 UOG) an das oberste Kolleg ialorgan gehen, da d ie gemäß § 16 zu 

entsche idenden Ang legenheiten eher  denen des § 7 AHStG als denen des § 21 AHStG 

entsprechen. Außer em handelt es sich bei der Studienberecht igungsprüfung insgesamt 

um e ine Angelegenh i t  der Studienzulassung. 

Während die im § 17 Abs. 1 und 2 angeführten Materien durch die Zuordnung zum 

autonomen Wirkung bere ich der Universität oder Hochschule (§ 17 Abs. 3) auch den 

einschlägigen Rege l  ngen über d ie Ausübung der Aufsicht des Bundes unterworfen 

werden, ist d ies für die Tätigkeit  der Studienberecht igungskomm ission (§ 3 Abs. 1 b is 

5, 7 und 8)  sowie  fü die Prüfungsanerkennungen für d ie Studienberechtigungsprüfung 

(§ 16) ausdrücklich nzuordnen (Abs. 4), da d iese Angelegenhe i ten wie solche des selb­

ständigen .wirkungs ereiches der Univers ität gestalte t sind. 

Abs. 5 enthält di Verordnungsermächtigung zur Normierung von Formularen und 

Verwaltungsabläufe in Angelegenhe i ten der Studienberecht igungsprüfung durch den 

Bundesmin ister für W issenschaft und Forschung. 

Abs. 6 we ist alle erwaltungsagenden der Studienberechtigungskomm ission und ihres 

Vorsitzenden der Uh iversi tätsd irektion zu. Im e inzelnen handelt  es sich dabe i  um fol� 

gende Aufgaben: 

Ausfertigung von Einladungen und Protokollen zu den S itzungen der Studienbe­

recht igungsko m ission (§ 3 Abs. 3 und 8); 

Entgegennahm der Anträge auf Zulassung zur Studienberechtigungsprüfung, Voll­

ständigke itspr "fung und allfällige Einforderung fehlender Te ile (§  6 Abs. 1 und 

§ 15 Abs. 1 ) ; 

Einladung der Zulassungskommissionsmitgiieder und Bewerber zum "Eignungs­

gespräch" (§  6 Abs. 3), sofern nicht die vere in fachte Zulassung gemäß § 6 Abs. 4 
erfolgt;  

Ausfertigung er Bescheide  über Zulassung oder Nichtzulassung zur Studienbe­

rechtigungspr °fung (§ 6 Abs. 2 und 5); 

Führung der rüferliste (§ 9 Abs. 2 und 3);  

Entgegennah e und Kundmachung der Prüfungstermine (§  11 Abs. 2 und 3); 

Entgegennah e der Anmeldungen von Prüfungskand idaten (§ 1 1  Abs. 4) und allfäl­

liger Besuche anmeldungen (§ 11 Abs. 7); 

Ausfert igung er. Studienberechtigungszeugn isse (§ 13 Abs. 2 und § 15 Abs. 2)  und 

allfälliger 8e tät igungen gemäß § 15 Abs. 3 ;  
Entgegennah e von Anträgen auf Erweiterung der Studienberechtigung und Aus­

fertigung der Besche ide über Ergänzungsprüfungen (§ 15 Abs. 1 und 2) ;  
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Ausfertigung von Anerkennungsbesche iden ( §§  16 und 17) ;  

Entgegennahme und Weiterleitung von Beru fungen (§ 18 Abs.  2 und 3) sowie  Aus­

fertigung der Beru fungsbescheide des obersten Kollegialorgans in den Fällen des 

§ 18 Abs. 3; 

Übermit tlung von Studienberecht igungsdaten an das Bundesmin isterium für Wis­

senschaft und Forschung (§ 21 Abs. 1).  

Der Großte il  der angeführten Aufgaben wird von den Un ivers i tätsdirektionen auch im 

Zusammenhang mit  der Beru fsrei feprüfung und/oder Studienberechtigungsprüfung 1976 

wahrgenommen.  

Zu § 19: 

Abs. 1 ste llt klar, daß zwecks Vorbere itung auf die Stud ienberechtigungsprüfung 

remunerierte Lehraufträge (§ 43 UOG; § 7 des Akademie-Organ isationsgesetzes; § 9 

Abs. 1 Z. 4 und § 1 2  des Kunsthochschul-Organ isat ionsgesetzes) erte ilt  werden dürfen, 

daß es sich dabe i j edoch n icht um w issenschaft l ichen Unterricht hande lt. Eine Remu­

neration wäre also gemäß § 2 Abs. 2 lit. b oder c des Bundesgesetzes über die Abgeltung 

von Lehr- und Prüfungstätigkei ten an Hochsc hulen, BG81.Nr. 463/1974, möglich. Dies 
ergib t  sich aus der Überlegung, daß d ie  unterrichtliche Vorbereitung der Stud ienberech­

t igungsprüfung erst die Vorbere itung auf ein wissenschaftliches Studium ist. Ein im 

engeren SInn wissenschaftlicher Unterricht wird also in d iesem Zusammenhang nicht in 

Betracht kommen. 

Abs. 2 stellt j ede  Fachprüfung der Studienberechtigungsprüfung und d ie in Einzel­

fällen im Rahmen der Zulassung zur Studienberechtigungsprüfung einzuholenden Fach­

gutachten (§ 6 Abs. 3 letzter Satz) h insichtlich der Entschädigung e iner Ergänzungs­

prüfung gleich (§ 23 Abs. 2 lit. b und § 26 Abs. 2 AHStG). Diese Bestimmung sol l  auch 

im Rah men von § 16 Abs. 1 Geltung haben. Die Einhebung von Prüfungsgebühren gemäß 

§ 5 Abs. 2, 3 und 6 des Hochschul-Taxengesetzes 1972, BG81.Nr. 76, würde sich dadurch 

we i terhin erübrigen. Die Entschädigung für Prüfer von Ergänzungsprüfungen ist durch  

§ 4 Abs. 2 des Bundesgesetzes über d ie  Abgeltung von  Lehr- und Prüfungstätigke iten 

an Hochschulen geregelt. 

Abs. 3 statu iert für d ie Vorsitzenden (und stellvertre tenden Vorsitzenden) der Stu­

d ienberechtigungskomm issionen (§ 3 Abs. 6, § 4 Abs. 5) sowie für die Mitglieder der 

Zulassungskommissionen (§ 4) e inen Anspruch auf Vergütung für Nebentätigkeit .  Maß­

gebliche Rechtsgrund lage ist § 25 des Gehaltsgese tzes 1956,  BGBl.Nr. 54, in  der Fassung 

der 35 .  Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl.Nr. 561/1979. 

Zu § 20: 

Im Zusammenhang mit  Stu.d ien förderung ist zu erwähnen, daß Eingaben im Bere ich 

der Studienberechtigung gemäß § 14 Tad fpost 6 Abs. 5 Z. 11 des Gebührengese tzes 
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1957,  BGBl. Nr. 267, zuletzt geändert durch Art. VI des Abgabenänderungsgesetzes 

1982, BGBl. Nr. 570, von Stempelgebühren befreit  sind. Dasselbe gi lt  gemäß Tar if­

post 14 Abs. 2 Z. 6 d s z itierten Bundesgesetzes für das Studienberechtigungszeugn is 

(§ 13 Abs. 2, § 15 Abs. 2). Durch die in § 18 Abs. 1 vorgesehene Anwendung des AVG 

1950 m i t  der im Uni ersitätsbere ich geltenden Modifikation h insichtlich der Verwaltungs­

abgaben wären Amt handlungen der Vors i tzenden der Studienberechtigungskommiss ionen 

und des Bundesmin is eriums für W issenschaft und Forschung in Angelegenhei ten der 

Studienberechtigung prüfung von Bundesverwaltungsabgaben befre it  

Kandida ten zur B rufsrei feprüfung wurden auf  der Grundlage von § 1 Abs. 2 des 

Studienförderungsge etzes, BGBI. Nr. 421/1969,  durch Z. 1 der Verordnung des Bundes­

min isters für W issen chaft und Forschung vom 30. Apr il 1970, BGBl. Nr. 149, h insicht­

lich des Anspruches auf Studienbe ih i l fe ordentlichen Hörern gleichgestellt. Dabe i  wurde 

an § 3 Abs.. 4 der Vero rdnung über  die Berufsrei feprüfung angeknüpft. 
i 

Teilnehmer an e in�m Vorbereitungslehrgang für d ie  Studienberechtigungsprüfung 
I 

wurden auf der Gauryd lage von § 1 Abs. 2 des Studienförderungsgesetzes in  der Fassung 

des BundesgesetzeStGBl. Nr. 228/1977 durch Verordnung des Bundesministers für 

W issenschaft und F rschung vom 31 .  August 1978, BGBl. Nr. �72, den ordentlichen 

Hörern hinsichtlich es Anspruches auf Studienbeihi lfe gleichgeste llt. 
I 

Während Kandida en der Berufsrei feprüfung nur in  Einzelfällen Studienbeih ilfen 

bezogen, erhielten und 20 % der Teilnehmer der Vorbere itungslehrgänge für die Studien­

berechtigungsprüfu 9 1978/79 b is 1981/82 eine Studienbeih ilfe. Eine wesentliche Ursache 

für d iesen vergleic sweise hohen Anteil dürfte in  der gesetzliCh bedingti:!n Organisations­

form der Vorbere i t  ngslehrgänge liegen, deren Besuch in  der Regel mit  einer Berufstätig­

keit kaum vereinbat ist (vgl. Abschnitt 1 des allgemeinen Teiles der Erläuterungen). 

e § 20 folgt dem Vorb ild der Regelung für Te ilnehmer an Vorbere i­

tungslehrgängen fü die Stu dienberechtigungsprüfung. Oie be i  der Berufsreifeprüfung 

bestehende Regelu 9 kommt schon deswegen nicht in Betracht, we il aus den zu § 17 

Abs. 2 angeführten Gründen ein in  die Zeit der Vorbereitung auf d ie  Studienberechti­

gungsprüfung vorg zogenes, gleichsam bedingtes ordentliches Stud ium im vorli egenden 

Entwurf n icht vorg sehen ist. Nicht nur die durchwegs zehnmonatige Dauer der Vorbe­

reitungslehrgänge ür die Studienberechtigungsprüfung , sondern vor allem die Erfahrungs­

tatsache e iner dur hschn i t tlich e inj ährigen Vorbere itungszeit auf d ie  Berufsre i feprü-

fung lassen einen h "'chstens e injährigen Studienbe ih i lfeanspruch für die Vorbere itung 

auf die Stud ienber chtigungsprüfung sachlich gerechtfertigt  ersche inen. Oie Gleichste l­

lung mi t  ordentlic en Hörern h insichtliCh "des Anspruches auf Studienbeih ilfe ( .�b­

schnitt lI des Studi nförderungsgesetzes 1983 - StudFG, BGBI.Nr. 436 /1983) so ll nur 

für die erstmalige orbere itung auf die Studienberechtigungsprüfung gelten. Dies ent-

* -
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spricht dem in § 2 Abs. 1 l it. d StudFG zum Ausdruck kommenden Grundsatz, daß nur 

e i n  Universi täts- oder Hochschulstudium gefördert werden soll. Eine Ausnahme so llte 

lediglich in den im § 24 Abs. 4 umschriebenen Fällen als Übergangsregelung zugestanden 
werden. Während die Klarstellung hinsichtlich des S tudienerfolges (zweiter 'Satz) keiner 
Erläuterung bedarf, versucht der letzte Satz eine Applikation von § 22 l it. a in Verb in­

dung m i t  § 25 Abs. 1 l it.  c S tudFG fUr das geförderte "Vorbereitungsjahr" zur S tu­

dienberechtigungsprüfung. Oie vorgesehene Regelung würde bedeu ten, daß ein Studien­
beihil fenempfänger ein Studienjahr und drei Monate nach Beginn des Studienbeihil febe­

zuges wenigstens zwei der v ier Fachprüfungen der Studienberechtigungsprüfung erfolg­

reich abgelegt haben müßte, um nicht rückzahlungspflichtig zu werden. Als Alter­

native würde sich nur der Verzicht auf ein Studienerfolgskr iterium anbieten, da nähere 

Best immungen über die Art der Vorbereitung auf die Studienberechtigungsprüfung 
- z.B. Besuch eines universi tären Vorbere itungslehrganges m i t  einer best immten Stun­

denzahl - nicht nur für d iesen Zweck ungeeignet wären, sondern im Interesse e iner 

frei en Wahl der Form der Prüfungsvorbere itun9 durch die Kandidaten vermieden werden 

sollen. 

Mit oder ohne Studienerfolgsklause l ist mit  einer weiterhin geringen Zahl VOA S tu­

dienbeih ilfenbeziehern für d ie  Vorbere itung auf die Studienberechtigungsprüfung zu 

rechnen, da Erwachsene,  die gewöhnlich famil iäre Verpflichtungen haben, ihre Berufs­

tätigke it  und den dam i t  verbundenen lebensstandard nicht leichtfertig aufgeben. 

Zu § 21: 

Um den Univers i tätszugang Berufs tätiger beobachten und gezielt fördern zu können, 
bedarf es der systematischen Verarbe itung j ener grundlegenden Personal- ,  Bildungs­

und Sozialdaten, deren Ermi ttlung bei den ordentlichen Hörern der Universi täten längst 

eine Selbstvers tändlichkeit  dars tellt (vgl. § 12 AHStG in Verbindung mit der 3.  Durch­
führungsverordnung, BGBl. Nr. 294/1970, zuletzt geändert durch d ie  Verordnung BGBl. 
Nr. 357/1983, sowie § 5, § 1 2 Abs. 5 und § 14 Abs. 8 der 4. Durchführungsve ro rdnung, 
BGBl. Nr. 432/1973, in der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 60/1980). 

Oie in Abs. 1 umschriebenen Daten wurden im Zug der Vorarbeiten zu diesem Ent­
wurf für den Großte il der Berufsrei feprüfungen und Vorb ere itungslehrgänge für die 

Studienberechtigungsprüfung erfaßt (vgl. Abschn itt 2 des allgemeinen Te iles der Erläu­
terungen). Ansatzweise ist eine derartige Datei durch § 6 Abs. 1 der Verordnung über 

die Berufsreifeprüfung vorgeschrieben. 

Abs. 2 soll nicht nur die Rechtsgrundlage für eine laufende Sammlung der im Abs. 1 

umschriebenen !:?aten, sondern auch eine im Hinblick auf § 6 des Datenschutzgesetzes 
(OSG) ,  BGBl. Nr. 565/1978, einwandfre ie gesetzliche Grundlage für die bestehende 
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Date i zur Berufsrei f prüfung und Studienb�r.echtigungsprüfung 1976 (vgl. § 24 Abs. 5)  

schaffen. Für e ine z ntrale automationsunterstützte Verarbe itung der im Abs. 1 um­

sChriebenen Daten s richt neben der im Hinb lick auf d ie  geringe Zahl der Fälle ökono-'" 
mischeren Gestion a ch der damit ve.rbundene Vorte il der Ev idenz un ivers itätsübergre i-

fender Studienberec t igungsfälle, die notwend ige Voraussetzung sowohl e iner statist isch -
genauen Personenzä lung als auch e iner eff iz ienten Unters tützung der e inzelnen Studien-

berechtigungskomm ssionen gemäß Abs. 3 is t. < � 

Abs. 3 nimmt mit  der Formulierung "unbeschadet sonstiger gesetzlich zulässiger 

Übermitt lungen" zu ächst auf § 7 Abs. 1 Z. 2 b is 5 und Abs. 2 DSG Bezug und erklärt 

dann zwei Übermitt  ungen im Sinn von § 7 Abs. 1 Z. 1 DSG für zulässig. Die Verknüpfung 

(vgl. § 3 Z. 8 DSG) er Studienberechtigungsdaten m i t  denen der Zentralen Hörer­

ev idenz gemäß § 12 Abs. 4 AHStG ist �otwendig, wenn mit vertre tbarem Aufwand 

Aussagen ,zu den Übertrittsraten und zum Studienerfolg von Abso lventen e iner Stu­

dienberecht igungsp üfung gemacht werden sollen. Die Übermittlung der Personaldaten 

(Abs. 1 Z. 1 und 2) LInd der Verwaltungsda ten (Abs. 1 letzter Satz) an die Studienbe­

rechtigungskommis$ ionen würde es ermöglichen, diese b zw. die Univers i tätsd irekt ion 
I 

in den e inschlägige Verwaltungsaufgaben zu unterstützen und eine Umgehung von § 5 
Abs. 4 (erhöhte An orderungen be i  w iederholtem Zulassungsansuchen) h intanzuhalten. 

Zu § 22: 

Ein gesamtösterr ichischer Beirat wird n icht nur vorgeschlagen, um dem bi ldungs-
� 

polit isch zunehmen bedeutsamen Anliegen der Durchlässigke i t  von Arbe itswelt und 

B i ldungssystem au h auf dessen höchstem Niveau, dem der Univers i täten und Hoch­

schulen,  institutio .eH Ausdruck zu verleihen, sondern auch, um e ine laufende Koordi­

nation und Aufarbd i tung auftretender Probleme sicherzuste llen. Dabe i  so llen neben 

den im vorliegende Gesetzentwurf d irek t angesprochenen Akteuren (Vorsitzende der 

Studienberechtigu gskommissionen) und Institutionen auch Vertre ter j ener Einrichtun-

gen e inbezogen we den, deren M i twirkung an der Verwirk lichung der Ziele des vorgeschla­

genen Gesetzes w sentlich erscheint, ohne daß ihnen ausdrücklich e ine Funktion zuge­

wiesen wäre. Die i Abs. 2 vorgesehene Zusammensetzung ergäbe je  nach Einrichtung 

von Studienberech igungskommissionen ·Cvgl. § 1 Abs. 2) e inen Beirat mit 17 b is 22 Mit­

gliedern. Die Abs. 3 und 4 enthalten d ie  nötigen Regelungen h insichtlich Bestellung und 

Geschäftsführung es Beirates., 

Zu § 23: 

Analog etwa de § 35 StudFG wird e ine Berichtspflicht des Bundesministers für 

Wissenschaft und orschung an den Nationalrat vorgeschlagen. Die dadurch gewährle istete 

regelmäßige Infor at ion des Nationalrates scheint auch für die laufende Beobachtung 

• 
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der quant itativen Entwicklung der in  der Stud ienberechtigungsprüfung erö ffne ten Sonder-

"')y:. 
form des Universi täts- und Hochschulzuganges für Erwachsene und der für d iese Entwick­

lung maßgeblichen Faktoren ein sachgerechteres Instrument zu sein  als e ine vorweg 

gesetzlich fixierte Höchstzahl von jährlichen Zulassungen, wie sie derzeit im § 4 des 

Bundesgesetzes über  die Vorbere itungslehrgänge gegeben ist (vgl. h iezu auch Abschnitt  2 

des allgeme inen Teiles der Erläuterungen). 

Abs. 2 sieht die Einbeziehung des Beirates für die Studienberechtigungsprüfung in d ie  

Berich terstellung vor. 

Zu § 24: 

Mit  dem Inkrafttreten des Studienberechtigungsgesetzes saUen d ie beiden derzeit 

geltenden Normen außer Kraft tre ten. Die nach der Verordnung über  d ie  Beru fsre i fe­

prüfung oder nach dem Bundesgesetz über die Vorbere itungslehrgänge erworbenen 

Studienberechtigungen b le iben dadurch unberührt. 

Abs. 2 regelt jene Fälle, in denen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der gesetzlichen 

Neuregelung zwar e in '  Ansuchen um Zulassung zur Beru fsrei feprüfung e ingebracht oder 

ein Vorbere itungslehrgang für die Studienberechtigungsprüfung besucht worden war, 

die Prüfung selbst aber noch nicht vollständig erfolgre ich abgelegt war. Diesen Kandida ten 

wird e ine Zweijahresfrist zur Ablegung der Prüfung nach den zum Zeitpunkt ihres Zu las­

sungsansuchens geltenden Vorschri f ten e ingeräumt.  Unabhängig davon hätte jeder 

Kandidat zur Berufsre i feprüfung oder Stud ienberechtigungsprüfung 1976 die Möglichkeit, 

sein -Zulassungsansuchen gemäß den §§ 5 und 6 neuerlich e inzubringen, sicn also der 

gesetzlichen Neuregelung gänzlich zu unterwerfen. Der letzte Satz des Abs. 2 kehrt 

lediglich für jene Fälle vor, in denen d ies nicht geschieht ,  und in  denen auch nach Ab-

lauf der Zweij ahresfr ist  d ie Berufsre ifeprüfung oder Studienberechtigungsprüfung 1976 

nicht vollständig erfolgreich abgelegt wurde. In d iesen Fällen wäre zunächst neuerlich 

um Zulassung anzusuchen. Nach pos i t iver Erledigung d ieses Ansuchens wären die bere its 

erfolgreich abgelegten Prüfungsteile nach Maßgabe ihrer Gle ichwertigkeit für die 

Studienberechtigungsprüfung anzuerkennen. Eine zwe ijährige Frist für d ie Ablegung 

der Berufsreifeprüfung oder Studienberechtigungsprüfung erscheint  nach den b isherigen 

Erfahrungen h inre ichend, sodaß die beschriebene Übergangsregelung von Abs. 2 letzter 

Satz, wenn überhaupt, nur in ganz wenigen Fällen zur Anwendung kommen müßte. 

Abs. 3 hat zunächst jene Personen im Auge, die eine Berufsre ifeprüfung oder Stud ien­

berecht igungsprüfung abge leg t haben und im Hinb l ick auf e inen Studienrich �ngswechsel 

oder ein zusätzliches orden tliches Studium ihre Berechtigung erwe itern wo llen. Sie 

saUen mit  jenen Bewerbern gleich behandelt werden, die eine nach den Bestimmungen 

des vorliegenden Entwurfes erworbene Studienberech tigung später erwe itern wollen. 
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Der zwe ite Satz des Abs. 3 ste llt Bewerber, d ie  eine Berufsrei feprüfung oder Studienbe­

recht igungsprüfung 976 erfo lglos abgelegt haben, für den Fall  e ines neuerlichen Versuc hes 

j enen Bewerbern gle ch,  die e ine Studienberechtigungsprüfung im Sinn des Entwurfes 

bere its e inmal ohne rfolg versucht haben. 

Abs. 4 steht im Z sammenhang mit der Studienförderungsrege lung des § 20 und bezieht 

sich ausschließlich a f den durch den ersten Satz des Abs. 3 definierten Personenkre is. 

Diesen Bewerbern u Erweiterung e iner bere its erlangten Studienberechtigung so llte 

- immer be i  Vorlieg n der auch von ordentlichen Hörern geforderten Voraussetzungen 

soz ialer Bedürftigk it - der in § 20 statuierte Studienbeihi lfenanspruch e ingeräumt 

werden, wenn einer der  beiden angeführten Gründe vor liegt. Als Be ispie le für den  zwe i ten 

Grund wären der sp rtwissenschaftliche und der anglistische Vorb ere itungs lehrgang zu 

erwähnen (vgl. § 9 bs. 1 und 2 der Verordnung über e inen spor tw issenschaftlichen 

Vorbere itungslehrg ng, BGBl. Nr. 373 / 1978, und § 3 der Verordnung über e inen anglis t i­

schen vorbere itung11ehrg��g ,  BGBl.Nr.  363/1980).  E ine nennenswerte Zahl von Studienbei ­

h ilfen dürfte nach ieser Ubergangsregelung nicht anfallen. S ie  d ient ebenso w i e  Abs. 2 

speziel l  in ihrem z e i ten Punkt der Vermeidung von Härtefällen. . 

Abs. 5 bezieht si h auf d ie  Daten der Berufsre ifeprüfungen und Stud ienberechti­

gungsprüfungen 19 6 und wurde zu § 21  Abs. 2 er läu tert. 

Zu § 25: 

Die Erlassung de nach dem vorliegenden Entwurf vorgesehenen Verord nungen und 

die erstmalige Bes el lung der Studienberechtigungskom missionen- läßt e ine Leg isvakanz 

von etwa e inem Ja r wünschenswert ersche inen. Im einzelnen handelt es sich um die 

Ausführung fo lgenqer Verordnungsermächtigungen, d ie zum Te il umfänglichere fach­

l iche Vorarbe iten erfordern und mit  Begutachtungsverfahren v erbunden sind:  , 
Verordnung über den erwe iterten Wirkungsbere ich e inzelner Studienberechtigungs­

kommissionen (§ 1 Abs. 2 und 3); 

Geschäftsord ungen der Studienberechtigungskommissionen (§ 3 Abs. 7; § 4 Abs. 5); 

Verordnung ü er  das studienrichtungsbezogene Pflichtfach der Studienberechti­

gungsprüfung für Studienversucne (§ 8 Abs. 2);  

Verordnung ü 
. 
er den Ersatz von Wahlfächern der Stud ienberechtigungsprüfung 

durch Pflichdächer im Hinb lick auf die Anforderungen best immter Studienrich­

tungen (§ 8 Aps. 3);  

Verordnung ü er die Prüfungsanforderungen und -methoden in den studienrich­

tungsbezogen n Pflicht fächern der Studienberechtigungsprüfung (§ 10 Abs. 2 und 

4); 

Verordnung ü er d ie Eingliederung von Stud ienversuchen in die Gruppen verwandter 

Studienricht ngen (§ 15  Abs. 4); 

• 

38/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 81 von 83

www.parlament.gv.at



- 59 -

Verordnung über Formulare und Verfahren in Angelgenheiten der Studienberechtigungs­

prüfung (§  18 Abs. 5); 

Geschäftsordnung des Beirates für d ie Studienberech tigungsprüfung (§ 22 Abs. 4). 

Zu § 26: 

Abgesehen von der im § 19 Abs. 3 vorgesehenen Festlegung der Vergütungen für d ie 

Tätigke i t  der Vorsi tzenden der Studienberecht igungskom m issionen und der Mitg lieder 

der Zulassungskommissionen, d ie  gemäß § 25 Gehaltsgesetz 1956 der Zustimmung des 

Bundesmin isters für Finanzen bedarf, fäl l t  die Vollziehung des vorgeschlagenen Bundes­

gesetzes durchwegs in den Ressortbere ich des Bundesminis teriums für Wissenschaft 

und Forschung. Konkret handelt  es sich,  wie im allgemeinen Te i l  der Erläu terungen 

eingangs erwähnt, um e ine Angelegenheit  der Universitäten und künstlerischen Hochschu­

len (Tei l  2 Abschn itt N Z.  2 der Anlage zum Bundesmin is teriengesetz 1973,  BGBI. Nr. 

389). 
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